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Die Hanns-Seidel-Stiftung engagiert sich seit über zehn Jahren im In- und Aus-
land im Kampf gegen den Frauenhandel und arbeitet dabei mit Vertretern von 
Politik, Wissenschaft, Fachberatungsstellen, Polizei und Öffentlichkeit zu-
sammen. Um den Frauenhandel wirkungsvoll zu bekämpfen und die Opfer zu 
schützen, muss die Politik die gesetzlichen Voraussetzungen schaffen. Leider 
gilt Deutschland in Europa mittlerweile als „Eldorado der Zwangsprostitution“, 
da bislang noch nicht einmal die EU-Richtlinie zur Verhütung und Bekämp-
fung des Menschenhandels umgesetzt worden ist. Auch müsste das von der 
rot-grünen Bundesregierung seinerzeit auf den Weg gebrachte Prostitutionsge-
setz dringend überarbeitet werden, da es die Position von Zuhältern verbessert 
hat, anstatt wie beabsichtigt die Frauen rechtlich und sozial abzusichern. 

Zur konsequenten Regulierung der Prostitution sollte die Ausbeutung se-
xueller Dienstleistungen ein objektiver Straftatbestand werden. Bundesein-
heitliche Zugangs- und Kontrollmöglichkeiten im Rotlichtmilieu sind ebenso 
nötig wie die Neuregelung medizinischer Untersuchungsangebote für Prosti-
tuierte und die Anhebung des Einstiegsalters für die Ausübung von Prostituti-
on auf 21 Jahre. Die Rechte der Opfer von Frauenhandel müssen gestärkt und 
die Opferbetreuung ausgebaut werden. 

Auch der Koalitionsvertrag widmet sich diesem Thema. Da an einer ent-
sprechenden Gesetzesnovelle jedoch drei Bundesministerien beteiligt sind, 
können rasche Fortschritte nur durch eine rege und aufmerksame Öffentlich-
keit erzielt werden. Eindringlich ermutigte ich Sie daher, in den kommenden 
Monaten weiter Druck auf den Gesetzgeber auszuüben. Wir benötigen zeitnah 
ein Gesetz gegen die Menschenhändler, Bordellbetreiber und Zuhälter und für 
die Opfer des Frauenhandels. – Wo ein Wille, da ein Weg! 

Editorial

Deutschland gilt als ELDORADO 
der Zwangsprostitution.

„

Prof. Ursula Männle 
ist Vorsitzende der Hanns-Seidel-Stiftung  
und Staatsministerin a. D., München. 

WO EIN WILLE, DA EIN WEG! 
FRAUENHANDEL WIRKSAM BEKÄMPFEN
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/// Zum Führungswechsel in der Hanns-Seidel-Stiftung

Politische Studien: Welche gesell-
schaftspolitische Rolle können Politische 
Stiftungen in einem Zeitalter sozialer In-
dividualisierung und Fragmentierung 
spielen?
Ursula Männle: Mit den Politischen Stif-
tungen steht uns in Deutschland ein er-
folgreiches und in dieser Form weltweit 
einmaliges Instrument zur Verfügung, 
Menschen für die demokratische Ord-

AUFGABE UND BEDEUTUNG
POLITISCHER STIFTUNGEN

URSULA MÄNNLE /// studierte Politikwissenschaft, Soziologie und Neuere Geschich-
te. Von 1970 bis 1976 war sie Wissenschaftliche Assistentin an der Akademie für 
Politische Bildung in Tutzing und von 1976 bis 2009 Professorin an der Katholischen 
Stiftungsfachhochschule für Sozialwesen in München, Abteilung Benediktbeuern.  
Ursula Männle trat 1964 der CSU, der JU und der FU bei. Sie war seit 1969 Mitglied des 
Landesvorstandes und 1973 bis 1977 Stv. JU-Bundesvorsitzende. Von 1973 bis 2007 
war sie Mitglied im Landesvorstand der CSU und 1987 bis 2007 Präsidiumsmitglied. 
Das Amt der Landesvorsitzenden der FU hatte sie von 1981 bis 1991 inne. 1979/80 und 
1983 bis 1994 war sie Mitglied des Deutschen Bundestages. In dieser Zeit war sie u. a. 
familienpolitische Sprecherin der CDU / CSU-Fraktion, Vorsitzende der Gruppe der 
Frauen der Fraktion sowie Vorsitzende des Sonderausschusses zum Schutz des unge-
borenen Lebens. Von 1994 bis 1998 war Ursula Männle Bayerische Staatsministerin 
für Bundesangelegenheiten. Zwischen 2000 und 2013 war sie Mitglied des Bayeri-
schen Landtags. In dieser Zeit war sie u. a. Vorsitzende des Ausschusses Bundes-und 
Europaangelegenheiten und Mitglied im Ausschuss der Regionen. Ursula Männle  
war 20 Jahre Stv. Vorsitzende der Hanns-Seidel-Stiftung. Am 12. Mai 2014 wurde sie 
zur neuen Vorsitzenden gewählt. 

Der Chefredakteur der Politischen Studien, Reinhard Meier-Walser, im Gespräch mit der neuen 
Vorsitzenden der Hanns-Seidel-Stiftung, Ursula Männle.
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nung und ihre Gestaltung zu sensibili-
sieren. Sie sind prädestinierte Orte, um 
Personen und Persönlichkeiten unter-
schiedlicher Couleur zusammenzufüh-
ren und Gemeinsinn zu stärken. Als 
Plattform für konstruktiven Austausch 
und offenen Dialog, als Schulen demo-
kratischen Denkens und Handelns, als 
Übungsfelder für Zivilcourage sind sie 
ein notwendiger und wichtiger Kontra-

punkt zu Vereinzelung und Vereinsa-
mung in unserer Gesellschaft. Dass der 
Hanns-Seidel-Stiftung mit Kloster Banz 
und Wildbad Kreuth gleich zwei Bil-
dungszentren zur Verfügung stehen, in 
denen wir Menschen nicht nur in theo-
retischen Debatten, sondern im gemein-
samen Erleben, in der Ansprache von 
Gefühlen und durch gelebtes Vorbild 
der Dozenten, Mitarbeiter und Seminar-
teilnehmer von der Staatsform der De-
mokratie überzeugen wollen, freut mich 
dabei ganz besonders.  

Politische Studien: Der Satzung zufolge 
gehört zu den vorrangigen Zielen der 
Hanns-Seidel-Stiftung die „Förderung 
der demokratischen und staatsbürgerli-

chen Bildung des deutschen Volkes auf 
christlicher Grundlage“. Welche Bedeu-
tung besitzt dieser normative Auftrag für 
die operative Arbeit der Hanns-Seidel-
Stiftung heute?
Ursula Männle: Die politische Bildung 
nimmt in der Arbeit der Hanns-Seidel-
Stiftung eine zentrale Stellung ein. 
Nicht nur weil dies in unserer Satzung 
so festgeschrieben ist, sondern weil sie 
eine wichtige und zentrale Vorausset-
zung für die Festigung unserer rechts-
staatlichen Demokratie ist. Eine Demo-
kratie braucht gut informierte, interes-
sierte und mitwirkungsbereite Bürger. 
Dafür bieten wir ein breites Seminaran-
gebot an. Da Bildung aber eben mehr 
ist als bloße Information, ist sie nicht 
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bezugslos oder wertneutral. Sie bedarf 
der Einordnung. Für uns als Hanns-
Seidel-Stiftung gibt das christliche 
Menschenbild den Rahmen vor, inner-
halb dessen wir in unseren Seminaren 
Antworten auf grundsätzliche ebenso 
wie aktuelle und konkrete Fragestel-
lungen entwickeln und vermitteln. Das 
Fundament bilden die Werte und Prin-
zipien von Solidarität, Personalität, 
Subsidiarität und verantworteter Frei-
heit. 

Politische Studien: Welchen Stellenwert 
genießt die politische Erwachsenenbil-
dung im „Informationszeitalter“, das auf-
grund der für die Bürger schier nicht mehr 
bewältigbaren Flut täglich medial einströ-
mender Informationen zynisch auch „Des-
informationszeitalter“ genannt werden 
könnte? 
Ursula Männle: Gerade in einer Zeit, in 
der wir mit einer Fülle von Informatio-
nen konfrontiert werden, die an jedem 
Ort und zu jeder Zeit über die neuen 
Medien und Kommunikationsmittel 
abrufbar sind, ist es eine wichtige Auf-
gabe der politischen Bildung, die Bür-
ger zu befähigen, die zur Verfügung 
stehenden Informationen einordnen, 
strukturieren und bewerten zu kön-
nen. Urteils- und Entscheidungsfähig-
keit gehören untrennbar zur Verant-

wortung des Staatsbürgers. Vorausset-
zung hierfür ist eine fundierte Wis-
sensvermittlung, die Hintergründe 
und Zusammenhänge verdeutlicht und 
dem Einzelnen im Diskutieren gegen-
sätzlicher Positionen hilft, den eigenen 
Standpunkt zu klären. Dies wollen wir 
mit unserer politischen Bildungsarbeit 
leisten. 

Politische Studien: Ein weiterer Kernauf-
trag der Politischen Stiftungen ist die fi-
nanzielle und ideelle Förderung des wis-
senschaftlichen Nachwuchses. Gerade in 
Zeiten des allenthalben beklagten „Brain 
drain“ kommt diesem Aspekt gesteigerte 
Bedeutung zu. Gibt es einen besonderen 
Akzent, den die Hanns-Seidel-Stiftung auf 
dem Feld der Begabtenförderung setzen 
möchte?  
Ursula Männle: Die Förderung begabter 
Studenten und Promovenden bedeutet 
für uns in erster Linie eine Investition in 
die künftigen Leistungsträger unserer 
Gesellschaft. Die Stipendiaten der 
Hanns-Seidel-Stiftung sollen befähigt 
und angeregt werden, kritisch, kompe-
tent und konstruktiv an der Ausgestal-
tung unserer freiheitlichen Demokratie 
mitzuwirken. Unser Ziel ist eine Kom-
bination aus wissenschaftlicher Exzel-
lenz und gesellschaftlichem Verantwor-
tungsbewusstsein. Ein besonderes Au-
genmerk richten wir auf den internatio-
nalen Austausch. Wir investieren be-
wusst in ausländische Nachwuchswis-
senschaftler und ermöglichen ihnen, 
unsere Gesellschaft kennenzulernen 

und unsere Werte und Ideale bei ihrer 
Rückkehr ein Stück weit mit im Gepäck 
zu tragen. Wir unterstützen aber genau 
so unsere eigenen jungen Akademiker 
beim Sammeln von wertvollen Erfah-
rungen im Ausland, die unser Land, 
unsere Gesellschaft nur bereichern 
können. 

Politische Studien: Sie sind sowohl in 
der Welt der Wissenschaft als auch in der 
Welt der Politik beheimatet und kennen 
die Schwierigkeiten, einen fruchtbaren 
Austausch zwischen Wissenschaft und 
Politik zu initiieren, der wie staatsbür-
gerliche Bildung und Begabtenförderung 
zu den traditionellen Aufgabenfeldern 
der Hanns-Seidel-Stiftung gehört. Glau-
ben Sie, dass die operative Politik von 
der Forschungstätigkeit der Hanns-Sei-
del-Stiftung profitieren kann und sehen 
Sie insofern Möglichkeiten, den Dialog 
zwischen Wissenschaft und Politik im Fo-
rum der Stiftung in Zukunft noch zu ver-
tiefen?
Ursula Männle: Tatsächlich ist das Ver-
hältnis von Politik und Wissenschaft 
durch ein charakteristisches Span-
nungsfeld geprägt. Während, um es et-
was salopp auszudrücken, Wissenschaft 
ständig auf der Suche nach neuen Fra-
gen ist, die durch entsprechende For-
schungen beantwortet werden sollen, 
sucht die Politik nach umsetzbaren und 
damit tragfähigen Lösungen, um gesell-
schaftliche Herausforderungen bewälti-
gen zu können. Auf der einen Seite be-

nötigt die Politik einschlägige Ergebnis-
se wissenschaftlicher Forschung zur 
Klärung diffiziler Sachfragen, um zu ei-
ner sachgerechten Entscheidungsfin-
dung zu gelangen. Auf der anderen Seite 
kommt jede akademische Diskussion 
gesellschaftlich und politisch relevanter 
Probleme nicht daran vorbei zu fragen, 
ob und wie diese wissenschaftlich un-
termauerten Lösungen implementiert 
werden können. Hier ist wiederum die 
Stimme der Politik gefordert. Das sind 
an sich günstige Voraussetzungen für 
einen konstruktiven Dialog zwischen 
Wissenschaft und Politik, den die 
Hanns-Seidel-Stiftung auch seit langem 
pflegt und befördert. 

Politische Studien: Wenn Sie einen pers-
pektivischen Blick auf die Schwerpunkte 
der Projektarbeit der Hanns-Seidel-Stif-
tung im Bereich der internationalen Zu-
sammenarbeit werfen, welche Zielsetzun-
gen stehen für Sie im Vordergrund und 
mit welchen Herausforderungen sieht 
sich die Stiftung konfrontiert?
Ursula Männle: Wir sind eine Politische 
Stiftung – das unterscheidet uns von 
vielen Akteuren im Bereich der interna-
tionalen Zusammenarbeit. Im Mittel-
punkt unserer Arbeit steht die Gestal-
tung des Gemeinwesens nach den 

 „Mit den Politischen Stiftungen steht uns in Deutschland 
ein erfolgreiches und in dieser Form weltweit einmaliges 
Instrument zur Verfügung.

 „
Eine Demokratie braucht gut informierte, interessierte 
und mitwirkungsbereite Bürger. Dafür bieten wir ein breites 
Seminarangebot an.
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Grundsätzen von „Good Governance“. 
Es geht um die Schaffung von Rahmen-
bedingungen, die eine Berücksichtigung 
der Würde des Einzelnen ebenso er-
möglichen wie ein gewisses Maß an 
Rechtsstaatlichkeit und Mitwirkungs-
möglichkeiten. Auch wenn im Vorder-
grund die Umsetzung der Menschen-
rechte für alle steht, kommt dies in eini-
gen unserer Projekte allerdings manch-
mal nur indirekt zum Ausdruck. Für 
uns als Hanns-Seidel-Stiftung ist es 
wichtig, uns den Zugang auch in politi-
schen Systemen nicht zu versperren, die 
den Weg zur Demokratie erst noch fin-
den müssen. Aber wir haben in der Ver-
gangenheit immer wieder bewiesen, 
dass wir hier einen sehr langen Atem 
haben. Dies stimmt mich zuversichtlich, 
auch im Hinblick auf diejenigen Weltge-
genden, die von einer guten Regierungs-
führung aktuell noch ebenso weit ent-
fernt sind wie von sozialer und ökologi-
scher Marktwirtschaft. 

Politische Studien: Die Eskalation der 
Konflikte im Osten Europas und an dessen 
Peripherie (Mittelmeerraum, Nordafrika) 
unterstreicht die Notwendigkeit einer 
Vertiefung der Zusammenarbeit demo-
kratischer Staaten, insbesondere auf den 
Gebieten der Außen-, Sicherheits- und 

Verteidigungspolitik. Welche Rolle kön-
nen hier die Politischen Stiftungen – 
möglicherweise auch im Sinne gemeinsa-
mer Anstrengungen – spielen?
Ursula Männle: Auch wenn heute Er-
nüchterung besteht, ist daran zu erin-
nern, dass am Anfang der Ereignisse im 
Osten Europas und in der MENA-Regi-
on ein demokratischer Aufbruch stand, 
dessen Anliegen trotz aller Rückschläge 
in dem Wunsch der Menschen nach Be-
stimmung ihrer selbst und ihrer Le-
bensbedingungen ungebrochen be-
steht. Eine vertiefte Zusammenarbeit 
demokratischer Staaten in der Außen-, 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
ist sinnvoll. Sie kann konzeptionell an 
Tiefe gewinnen, indem die Politischen 
Stiftungen ihre Kenntnis der Ausgangs-
lage und der Wirkung von Entschei-
dungen auf die betroffenen Gesellschaf-
ten einbringen. Doch es wäre zu kurz 
gegriffen, wenn die Zusammenarbeit 
demokratischer Staaten nur deren Inte-
resse an der Stabilisierung einer Region 
und an bestimmten Veränderungen – 
beispielsweise im Bereich Migration – 
berücksichtigte. Internationale Politik 
muss an Glaubwürdigkeit gewinnen. Es 
müssen daher auch Möglichkeiten und 
Grenzen internationaler Demokratie-
förderung neu überdacht und ein 
Schwerpunkt auf die Zusammenarbeit 
mit der Zivilgesellschaft gelegt werden. 
Hier können Politische Stiftungen mit 
ihrer Erfahrung, ihren Kontakten und 
dem Gehör, das sie auf politischer Ebe-

ne finden, eine realistische Strategie for-
mulieren und umsetzen.

Politische Studien: Frau Prof. Männle, 
wir danken Ihnen für das Gespräch.

Die Fragen stellte Prof. Dr. Reinhard Mei-
er-Walser, Chefredakteur der Politischen 
Studien und Leiter der Akademie für Poli-
tik und Zeitgeschehen der Hanns-Seidel-
Stiftung, München.  ///

/// PROF. URSULA MÄNNLE 
ist Vorsitzende der Hanns-Seidel-Stiftung 
und Staatsministerin a. D., München. 

„
Die Hanns-Seidel-Stiftung pflegt und fördert 
seit langem einen konstruktiven Dialog zwischen 
Wissenschaft und Politik.

 „Für uns als Hanns-Seidel-Stiftung ist es wichtig, 
uns den Zugang auch in politischen Systemen nicht zu 
versperren, die den Weg zur Demokratie erst noch 
finden müssen.
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Von der friedlichen Revolution  
zum Stellvertreterkrieg

„Wir sind doch nunmehr gantz, ja mehr 
denn gantz verheeret! / … Das vom Blutt 
fette Schwerdt … / Hat aller Schweiß, 
und Fleiß, und Vorrath auffgezehret. / 
Die Türme stehn in Glutt, die Kirch ist 
umgekehret. / … und wo wir hin nur 
schaun / Ist Feuer, Pest, und Tod, der 
Hertz und Geist durchfähret.“1 Als der 
Barockdichter Andreas Gryphius diese 
Verse seiner „Tränen des Vaterlandes. 
Anno 1636“ schrieb, hatte der Krieg 
zwischen der Katholischen Liga und der 
Protestantischen Union Europa bereits 
über viele Jahre in ein blutiges Schlacht-
feld verwandelt. Die Gewaltbereitschaft 
war extrem groß. Marodierende Söldner 
aus ganz Europa zogen durch das Land. 
Konfessionsfragen beherrschten die 

/// Einführung

Zeit. Strategische Interessen und Religi-
on verschmolzen zu einer explosiven 
und todbringenden Mixtur. Am Ende 
des Dreißigjährigen Krieges waren Städ-
te und Infrastruktur weitgehend zer-
stört, ganze Landstriche entvölkert. Ei-
nige Territorien sollten über ein Jahr-
hundert brauchen, um sich von den 
Folgen dieses Konflikts zu erholen. 

Die Parallelen zu dem, was heute im 
Nahen Osten vor den Augen einer scho-
ckierten, aber weitgehend tatenlos zuse-
henden Weltöffentlichkeit geschieht, 
sind so bedrückend wie evident.2 Der 
Krieg in Syrien, der im Frühjahr 2011 im 
Gefolge der Arabellion auch die Arabi-
sche Republik Syrien erreicht hat und 
dieses Land seitdem in immer neuen Es-
kalationsstufen zerreißt, verläuft in ähn-
licher Weise. Längst ist der lokale Aus-

CHRISTEN IN SYRIEN UND DIE 
NEUORDNUNG DES NAHEN OSTENS

Philipp W. Hildmann /// Anfang 2011 erreichten die Ausläufer der Arabellion die 
Arabische Republik Syrien. In immer neuen Eskalationsstufen wird dieses Land 
seitdem von einem an Grausamkeit kaum überbietbaren Bürgerkrieg zerrissen. Nicht 
zuletzt die Lage der syrischen Christen und anderer religiöser Minderheiten hat sich 
dramatisch verschlechtert. Im März 2014 hat die Hanns-Seidel-Stiftung gemeinsam 
mit dem Zentralrat Orientalischer Christen in Deutschland die komplexe Gemengela-
ge dieses Konflikts im Rahmen einer internationalen Konferenz in den Blick genom-
men, aus der die meisten Beiträge dieses Schwerpunkts hervorgegangen sind. 

löser in den Hintergrund getreten. Das 
Regime des Präsidenten Baschar al-As-
sad, Angehöriger der Religionsgemein-
schaft der Alawiten, und die zunächst 
friedlichen Demonstranten sind schon 
lange nicht mehr die wichtigsten Akteu-

re. Das Land ist zu einer Spielfigur auf 
dem Feld geopolitischer Machtinteres-
sen der Weltmächte Russland, China 
und USA geworden. Weit mehr noch hat 
es sich aber zum Schauplatz eines Stell-
vertreterkrieges entwickelt, dessen Prot-

„Syrien war für uns Christen“, so  der höchste katholische Würdenträger im Nahen Osten,  
Gregorios III. Laham, „einmal der beste Ort im ganzen Nahen Osten, um in Sicherheit zu leben.“

agonisten um die Vorherrschaft in der 
Region ringen – das streng sunnitisch 
geprägte Saudi-Arabien auf der einen, 
die schiitische Schutzmacht Iran auf der 
anderen Seite. Beide Länder schicken 
Waffen und Söldner nach Syrien. Der 
zum „Clash der islamischen Glaubens-
richtungen“ aufgeheizte Krieg erhält so 
immer neuen Nachschub, inzwischen 
auch von „mehr als 200 deutschen Isla-
misten bzw. Islamisten aus Deutsch-
land“3, die in Richtung Syrien ausgereist 
sind, um dort an Kampfhandlungen ge-
gen das Assad-Regime teilzunehmen. 

Saudi-Arabien will Syrien, so scheint 
es, mit allen Mitteln in das arabische La-
ger zurückholen. Die Islamische Repu
blik Iran will ihrerseits den Einsturz 
ihrer Machtachse verhindern, die von 
Teheran über Bagdad und Damaskus bis 

SYRIEN ist mittlerweile zum Spielball 
geopolitischer Machtinteressen und 
zum Schauplatz eines Konfessions-
krieges geworden.
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zur Hisbollah im Libanon verläuft. Der 
Konfessionskrieg zwischen Arabern 
und Persern, Sunniten und Schiiten soll 
sich nach dem Willen der regionalen 
Antagonisten Saudi-Arabien und Iran – 
ohne deren Unterstützung das Regime 
Baschar al-Assads respektive die Rebel-
len mit Sicherheit heute deutlich schwä-
cher dastünden – auf dem Schlachtfeld 
Syrien entscheiden. Ein Westfälischer 
Friede für Arabien, der Europa im  
17. Jahrhundert nach dreißig blutigen 
Jahren endlich befrieden und eine Phase 
des Wiederaufbaus einleiten konnte, 
liegt noch in weiter Ferne. Dass am 
Ende eine völlige Neuordnung des Na-
hen Ostens stehen könnte, scheint zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt keineswegs 
ausgeschlossen. 

Das Grauen des Krieges
„Das vom Blutt fette Schwerdt“ aus An-
dreas Gryphius’ eingangs zitiertem Ge-
dicht ist in diesem an Superlativen 
menschlichen Grauens reichen Konflikt 
dabei keine Metapher, sondern bittere 
Realität. Die Palette der Menschen-
rechtsverstöße, die Regierungstruppen 
Präsident Baschar al-Assads und regi-
menahen Milizen zugeschrieben wer-
den können, reicht von der Rekrutie-
rung und dem Einsatz von Kindern bei 
Kampfhandlungen über Geiselnahme 
und Entführung zu systematisch ange-
wandter Folter, Verstümmelung und 
Vergewaltigung bis hin zu Massakern 
an der Zivilbevölkerung oder dem Ein-
satz von Fassbomben und Chemiewaf-
fen.4 „Wir waren am Schluss an dem 
Punkt, wo wir nur noch von Luft leb-
ten.“5 Dieser Satz und das Schicksal des 
Jesuitenpaters Frans van der Lugt, der 
fast zwei Jahre bei den verhungernden 
Menschen in der belagerten Stadt Homs 
aushielt, ehe ihn Assad-treue Milizen 

am 7. April 2014 hinrichteten,6 soll hier 
stellvertretend für das unsägliche Leid 
gerade der Zivilbevölkerung festgehal-
ten werden. 

Aber auch die unterschiedlichen Op-
positionsgruppen haben den Nimbus 
der Unschuld in weiten Teilen längst 
verloren. Die allermeisten der zuvor auf-
gelisteten Menschenrechtsverstöße wer-
den auch von den mehr als 1.500 be-
waffneten Gruppen begangen, die aktu-
ell in Syrien agieren.7 Über die Hälfte 
dieser Kämpfer hat inzwischen einen is-
lamistischen Hintergrund.8 Sie schlie-
ßen sich extremistischen Gruppierun-
gen wie der al-Nusra-Front oder dem 
Islamischen Staat im Irak und der Le-
vante (ISIL bzw. ISIS) an, um nur die 
hierzulande bekanntesten zu nennen. 

Die nüchternen Zahlen der Verein-
ten Nationen sprechen insgesamt für 
sich. Gesicherte Opferzahlen liegen 
nicht vor, doch es muss inzwischen von 
mehr als 160.000 Bürgerkriegstoten 
ausgegangen werden.9 Aktuell befinden 
sich rund 6,5 Millionen Menschen in-
nerhalb Syriens auf der Flucht, 2,8 Mil-
lionen sind in benachbarte Länder ge-
flohen – die überwiegende Mehrzahl 
von ihnen sind Frauen und Kinder.10 

Knapp 1,1 Millionen syrische Flücht-
linge leben gegenwärtig im Libanon – 
bei einer Einwohnerzahl von 4,4 Millio-
nen Menschen. Etwa 775.000 sind in 

die Türkei geflüchtet, knapp 600.000 
nach Jordanien und etwa 225.000 in 
den Irak. Rund 138.000 haben sich 
nach Ägypten durchgeschlagen. Im 
Vergleich dazu ist das Engagement Eu-
ropas bei der Aufnahme syrischer 
Flüchtlinge äußerst gering. Innerhalb 
der Europäischen Union nimmt 
Deutschland zwar die meisten von ih-
nen auf. In Anbetracht der Flüchtlings-
zahlen ist das bislang zugesagte Kon-
tingent von 15.500 Flüchtlingen durch 
Bund und Länderprogramme aller-
dings sehr überschaubar. 

Zur Lage der Christen in Syrien
Zwischen all diesen Fronten zerrieben 
werden die Angehörigen religiöser Min-
derheiten. Syrien hat sich zwar mit der 
Unterzeichnung des Zivilpakts11 der 
Vereinten Nationen schon 1969 zur Ein-
haltung der Menschenrechte und damit 
auch zum Schutz der Religionsfreiheit 
als einem zentralen Menschenrecht in 
seinem Land verpflichtet, doch die Rea-
lität sieht diametral anders aus. Sowohl 
Regime als auch Oppositionsgruppie-
rungen haben diesen Pakt durch ihre 
Taten längst zu Makulatur gemacht. Die 
aufgelisteten Menschenrechtsverletzun-
gen bestimmen die Tagesordnung – die 
Verletzung des Menschenrechts auf Re-
ligionsfreiheit gehört dazu. 

Nicht zuletzt die Lage der Christen 
in Syrien wird immer prekärer. Seit der 
Entstehungszeit des Christentums vor 
2000 Jahren waren sie immer in diesem 
Landstrich präsent.12 In allen Städten 
und in vielen Ortschaften finden sich 
bis heute Klöster, Kirchen, christliche 
Pilgerstätten, welche die Geschichte Sy-
riens mitgeprägt haben. Vor Beginn des 
Bürgerkriegs machte die bunte Vielfalt 
des orientalischen Christentums 10 % 
der syrischen Bevölkerung aus und war 

damit als Gruppe fast so groß wie die 
der einflussreichen Alawiten und deut-
lich größer als die der Drusen.13 „Syrien 
war für uns Christen“, so formuliert es 
der höchste katholische Würdenträger 
im Nahen Osten, Gregorios III. Laham, 
im Rückblick, „einmal der beste Ort im 
ganzen Nahen Osten, um in Sicherheit 
zu leben“.14 Mit Ausbruch des Konflikts 
stellte Baschar al-Assad, der sich in der 
Vergangenheit gerne als Beschützer der 
Minderheiten gerierte,15 die Christen 
vor die Wahl: Regimetreue oder Revolu-
tion. „Der Machtapparat glaubte, dass 
die Christen sich für Assad … entschei-
den würden. Aber die Christen waren 
weniger kooperativ, als das Regime er-
wartet hatte. Bei allem Zusammenhalt 
als Glaubensgruppe standen sie nicht 
abseits der syrischen Bevölkerung, sie 
litten nicht weniger als alle anderen, und 
so unterschiedlicher Meinung die Syrer 
insgesamt sind, so vielfältig positionier-
ten sich die syrischen Christen.“16 Je 
schneller sich im weiteren Verlauf des 
Konfliktes jedoch die Spirale der Gewalt 
zu drehen begann und sich der Bürger-
krieg immer stärker in einen Konfessi-
ons- und Glaubenskrieg ausweitete, 
desto intensiver gerieten die Christen als 
Christen unter Druck. Das Jahr 2012 
brachte nicht nur eine neue Eskalations-
stufe des Gesamtkonflikts. Seither ist 
auch eine deutliche Zunahme gezielter 
Übergriffe auf Christen zu verzeichnen. 
Einen traurigen Höhepunkt stellte am 
22. April 2013 die Verschleppung des 
griechisch-orthodoxen Metropoliten 
von Aleppo und Iskenderun, Boulos al-
Yazigi, und des syrisch-orthodoxen Erz-
bischofs von Aleppo, Mor Youhanna 
Ibrahim, dar.17 Bis heute ist ihr Schicksal 
ungewiss. 

Im September 2013 entwickelte 
Matthias Vogt, Länderreferent des in-

Die Zahl der Toten, Verletzten und 
Flüchtlinge steigt RASANT an.
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ternationalen katholischen Hilfswerks 
missio, mehrere potenzielle Zukunfts-
szenarien für Syrien. Als die für die 
Christen schlimmstmögliche Entwick-
lung nannte er ein Abrutschen des Lan-
des in einen konfessionalisierten Bür-
gerkrieg oder in chaotische Zustände 

mit Terroranschlägen und Entführun-
gen wie im benachbarten Irak. „In einer 
derartigen Situation würden sehr wahr-
scheinlich salafistische und djihadisti-
sche Gruppen Christen, Alawiten und 
Schiiten gezielt angreifen, entführen 
und töten mit dem Ziel der Errichtung 
eines sunnitisch-islamischen Staates in 
Syrien. … In Teilen des Landes wäre also 
mit einer verfolgungsähnlichen Situati-
on für Christen und andere religiöse 
Minderheiten zu rechnen.“18 Dieses Sze-
nario ist heute Realität. Hinter Nordko-
rea und Somalia belegt Syrien inzwi-
schen Platz Drei des „Weltverfolgungs-
index“19, den das überkonfessionelle 
Hilfswerk Open Doors seit vielen Jah-
ren veröffentlicht.

Christen werden aktiv vertrieben 
oder reagieren selbst zunehmend auf 
diese Entwicklung mit Flucht und Emi-
gration. Alleine 164.000 von ihnen 
mussten die ehemals bedeutende Indus-
triestadt Homs aufgrund der Kampf-
handlungen verlassen, ihre Kirchen 
wurden zerstört. Zehntausende flohen 

aus der bevölkerungsreichsten Stadt 
Aleppo. Zahlreiche Orte in Syrien mit 
ehemals starker christlicher Minderheit 
sind heute faktisch „christenfrei“20. Die 
Zahl der in ihrem Heimatland verbliebe-
nen Christen beträgt vermutlich deut-
lich unter 1,3 Millionen. Seit Beginn des 
Konflikts haben damit bis zu 400.000 
Christen das Land aus berechtigter 
Furcht um Leib und Leben verlassen. 
„Die Massenabwanderung ist katastro-
phal. Syrien droht, seine Christen zu ver-
lieren, die über Jahrhunderte gut mit den 
Muslimen zusammengelebt haben. Syri-
en könnte“, so der inzwischen ebenfalls 
im Exil lebende syrische Schriftsteller 
Fawwaz Haddad, „einen unerlässlichen 
Teil seiner historischen Identität verlie-
ren.“21 Die Signalwirkung auf die ande-
ren Länder des Nahen- und Mittleren 
Ostens wäre kaum zu überschätzen und 
hätte enorme Auswirkungen auf die ge-
nerelle Präsenz von Christen im Orient. 

Die Syrien-Konferenz in  
Wildbad Kreuth

Umso wichtiger ist es, den Syrienkon-
flikt nicht aus Nichtwissen, Kalkül 
oder Ratlosigkeit „vor sich hin bren-
nen“22 zu lassen. Gemeinsam mit dem 
Zentralrat für Orientalische Christen in 
Deutschland hatte die Hanns-Seidel-
Stiftung deshalb im März 2014 religiö-
se, politische, diplomatische und wis-
senschaftliche Vertreter aus elf Natio-
nen nach Wildbad Kreuth eingeladen, 
um die komplexe Gemengelage dieser 
„großen Tragödie dieses Jahrhun-
derts“23 differenziert in den Blick zu 
nehmen und eine Plattform des Dialogs 
für alle Beteiligten bereitzustellen. Dar-
gelegt und diskutiert wurde neben der 
Genese des Bürgerkriegs in Syrien und 
seinen Auswirkungen auf die Nachbar-
länder vor allem die konkrete Situation 

der Christen und anderer religiöser 
Minderheiten. Zentral ging es um die 
Frage, wie deren Zukunft in Syrien, 
aber auch im gesamten Nahen und 
Mittleren Osten aussehen könnte und 
wie sich die Region insgesamt im Span-
nungsfeld von Hoffnung und Verzweif-
lung entwickeln wird. 

Die hier versammelten Beiträge kön-
nen naturgemäß nur einen kleinen Aus-
schnitt der an kontroversen Positionen 
reichen internationalen Konferenz wi-
derspiegeln. So unternimmt der Exper-
te für internationale Sicherheitspolitik 
und frühere stellvertretende Chefredak-
teur der Neuen Zürcher Zeitung, Hans-
rudolf Kamer, eine historische und geo-
politische Einordnung des Syrienkon-
flikts und geht mit dem Vorgehen bezie-
hungsweise gerade dem Nicht-Vorgehen 
der Großmächte scharf ins Gericht. 
Shabo Talay, Professor für Semitistik 
und Arabistik in Berlin und Bergen / 
Norwegen, konzentriert sich auf die 
Entwicklung der Vielfalt des orientali-

schen Christentums und nimmt die 
prekäre Lage der Christen in Syrien in 
der aktuellen Bürgerkriegssituation in 
den Blick. 

Der in Chicago lebende Präsident 
des Syrisch-Amerikanischen Forums 
für Demokratie, Abgar Maloul, konze-
diert den dramatischen Rückgang der 
christlichen Bevölkerung im Nahen 
Osten und sieht die Christen in Syrien 
heute am Scheideweg, entweder mit ak-
tiver Unterstützung des Westens ent-
schieden Widerstand zu leisten oder das 
Ende ihrer Existenz in dieser Region zu 
akzeptieren. Haytham Manna, in Da-

Vertreter aus elf Nationen diskutieren bei der Syrien-Konferenz der Hanns-Seidel-Stiftung die 
Zukunft der Christen in den Ländern des Nahen und Mittleren Ostens.
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Die CHRISTLICHE MINDERHEIT in 
Syrien wird mittlerweile bedroht, 
verfolgt und vertrieben.

Man kann und darf den Syrien-
konflikt NICHT einfach „vor sich hin 
brennen“ lassen.
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maskus residierender Sprecher des Nati-
onalen Koordinationskomitees für de-
mokratischen Wandel der syrischen 
Kräfte, thematisiert, wie die ursprüngli-
che Intention der friedlichen Proteste 
systematisch untergraben, religiös auf-
geladen und militarisiert wurde. Er plä-
diert eindringlich für eine Wiederauf-
nahme der politischen Verhandlungen, 
um das Drama in Syrien zu beenden. 

Der Botschafter der Islamischen Repu
blik Iran in Deutschland, Sheikh Attar, 
führt seine streitbare These aus, dass die 
Eskalation in Syrien insbesondere die 
Folge einer Kette strategischer Fehlein-
schätzungen und Fehlentscheidungen 
des Westens sei, der unter anderem eine 
Schwächung der Widerstandsfront ge-
gen Israel zum Ziel gehabt habe. Aber 
auch er plädiert für ein gemeinsames 
Vorgehen aller Akteure, um diese 
menschliche Katastrophe unverzüglich 
zu beenden. Den Abschluss bildet 
schließlich das gemeinsame Kommuni-
qué der Hanns-Seidel-Stiftung und des 
Zentralrats Orientalischer Christen in 
Deutschland zur Situation der Christen 
und anderer Minderheiten in Syrien, das 
an die Selbstverpflichtung der aktuellen 
Deutschen Bundesregierung erinnert, 
sich aktiv an der Suche nach einer politi-
schen Lösung des Syrienkonflikts zu be-
teiligen, das Leiden der syrischen 
Flüchtlinge und Vertriebenen in den 
Anrainerstaaten zu lindern und sich für 
eine gemeinsame europäische Initiative 
zur Aufnahme syrischer Flüchtlinge ein-
zusetzen. 

Die Verantwortung der inter- 
nationalen Gemeinschaft

Auch im vierten Kriegsjahr blickt die 
Weltöffentlichkeit weitgehend tatenlos 
auf diese „beschämende humanitäre 
Katastrophe mit Leid und Vertreibung 
in einem in der jüngeren Geschichte bei-
spiellosen Ausmaß“24. Doch Ratlosig-
keit und Frustration dürfen keine Kate-
gorien internationaler Krisendiplomatie 
sein. Die internationale Gemeinschaft 
(und in diese ist die „europäische Diplo-
matie“, die in diesem Konflikt durchaus 
„eine Rolle spielen“ könnte, ausdrück-
lich eingeschlossen)25 muss neue Spiel-
räume des Handelns eröffnen. Wie die 
bisherige Genese des Konflikts gezeigt 
hat, ist Nicht-Handeln die schlechteste 
aller Optionen. Die internationale Ge-
meinschaft muss sich ihrer Verantwor-
tung bewusst werden. „Through their 
inaction, a space has been created for 
the worst of humanity to express itself.“26 

Nicht nur um der Zukunft der Christen 
im Nahen und Mittleren Osten willen, 
sondern auch um der Bewahrung und 
Wiederherstellung eines Mindestmaßes 
an menschlicher Würde für alle dort le-
benden Menschen, muss dieser Zustand 
umgehend geändert werden.  ///

/// �Dr. Philipp W. Hildmann 
ist Leiter des Büros für Vorstandsange
legenheiten der Hanns-Seidel-Stiftung, 
München.

Die internationale GEMEINSCHAFT hat 
Verantwortung und muss endlich handeln.
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Folgen des Arabischen Frühlings
Die missliche Lage in Syrien ist eine di-
rekte Folge der lange andauernden und 
morsch gewordenen Herrschaft auto-
kratischer Regime in der ganzen Region. 
Es begann, in der Rückschau, eigentlich 
schon mit der Grünen Revolution im 
Iran 2009, die vom Regime niederge-
schlagen wurde. Dann folgte der Auf-
stand in Tunesien im Dezember 2010, 
der die Serie der Proteste und Revolutio-
nen im später so genannten Arabischen 
Frühling auslöste. Dieser erschütterte 
den Nahen Osten und löste auch im Ma-
ghreb Umwälzungen aus. Die äußeren 
Mächte, nicht nur die Amerikaner, wa-
ren überrumpelt, ratlos und reagierten 
widersprüchlich. Die Umwälzungen 
sind noch nicht zu Ende. Wie der Nahe 
Osten in zehn Jahren aussehen wird, 
weiß niemand.

Inzwischen ist aber von den ur-
sprünglichen Motiven des arabischen 
Aufstandes nur noch im Ursprungsland 

/// Der Rückzug der Amerikaner hat Folgen

Tunesien etwas sichtbar. Ägypten ist in 
eine vom Militär garantierte und hart 
durchgesetzte Stabilität geflüchtet, die 
stark an die Ära Mubarak erinnert und 
aus der Perspektive westlicher Men-
schenrechtsorganisationen schlimmer 
ist als zuvor.1 Der Iran hat seine interne 
Revolte überwunden und versucht, mit 
Verhandlungspolitik die westlichen 
Sanktionen zu sprengen. Auch stützt er 
das Assad-Regime in Syrien und vertei-
digt den schiitischen Hizbullah in Liba-
non. Der Irak ist nach dem Abzug der 
Amerikaner schnell wieder instabil ge-
worden. Ein autoritäres Schiiten-Re-
gime drängt die Sunniten in die Arme 
von Kaida-Gruppen und die Kurden in 
eine De-facto-Unabhängigkeit.2

Der syrische Bürgerkrieg schwappt 
auf den Irak über. Als die Regierung in 
Bagdad die Kontrolle über Fallujah an 
Kaida-Gruppen verlor, bat der irakische 
Regierungschef Maliki Washington um 
Militärbeistand. Doch die Antwort war 

SYRIEN – EIN OPFER DER GEOPOLITIK

HANSRUDOLF KAMER /// Syrien liegt im Schnittpunkt geostrategischer Interessen. 
Doch der Einfluss und das Interesse der Großmächte nehmen ab. Regionale Akteure 
bestimmen zunehmend den Verlauf des Bürgerkriegs. Und der Rückzug der Amerika­
ner aus dem Nahen Osten und der Kollaps ihrer Reputation unter der Präsidentschaft 
Barack Obamas haben Folgen. Russland versucht, an Einfluss zu gewinnen, doch 
bisher ohne nennenswerten Erfolg. 

Das syrische Volk  
leidet, verliert Heimat, 
Haus und Hof, viele 
auch ihr Leben,  
aber die Welt sieht 
tatenlos zu.
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zögernd und schließlich halbherzig. Ob-
ama will unter allen Umständen vor den 
Zwischenwahlen im November den Ein-
druck vermeiden, Amerika kehre militä-
risch in den Irak zurück. Der Kommen-
tar des amerikanischen Außenministers 
John Kerry lautete bündig, das sei be-
dauerlich, aber nun eben das Problem 
der Regierung in Bagdad.

Die Auffassung, dass Washington 
passiv, verwirrt und unentschlossen sei, 
ist fast universell geworden. Libyen ist 
nach der halbherzigen westlichen Inter-
vention, die Muammar Ghadhafi stürz-
te, in den alten Tribalismus zurückgefal-
len. Es herrschen chaotische Verhältnis-
se. Indirekt wurde der Islamistenauf-
stand in Mali ausgelöst, der von Frank-
reich nur mit Mühe eingedämmt werden 
konnte. 

In der Türkei kollabierte zwar nicht 
die demokratische gewählte Regierung 
Erdogan, doch das Demokratie-Modell, 
das gemäßigten Islamisten als Vorbild 
hätte dienen können, verlor an Strahl-
kraft. Der seit der Staatsgründung noto-
risch instabile Libanon dient als eines 
der Auffangbecken für syrische Flücht-
linge. Wegen der schiitisch-sunniti-
schen Rivalitäten steht das Land unter 
Hochspannung. Ähnliches gilt für Jor-
danien, wobei der König mit einer klu-
gen Mischung aus Reformpolitik und 
Repression bisher den schwelenden Pro-
test gemeistert hat. 

Saudiarabien kämpft für die Sunni-
ten in Syrien und leistet Widerstand ge-
gen Iran. Die ebenfalls sunnitische Mo-
narchie in Katar dagegen unterstützt ra-

dikale Islamisten, wo sie kann. Sie un-
terstützt die Muslimbrüder in Ägypten, 
die Kaida-Kämpfer in Syrien und die 
Hamas im Gazastreifen. Israel reagiert 
flexibel. Es blockiert die Verhandlungen 
mit den Palästinensern und appliziert 
gezielte Schläge gegen Waffentransporte 
in Syrien. Die militärischen Optionen 
für eine größere Luftoperation gegen 
das iranische Atomprogramm bleiben 
trotz oder wegen der Verhandlungen der 
Amerikaner mit Teheran offen.

Syrien findet keinen Ausweg aus 
dem ruinösen Bürgerkrieg, der bis zum 
bitteren Ende, will heißen, der vollstän-
digen Erschöpfung ausgekämpft werden 
könnte. Die Evakuierung von Rebellen 
aus der lange belagerten Stadt Homs 
war ein Beispiel für die Strategie des Re-
gimes:3 Belagern und Aushungern von 
Städten, Artilleriebeschuss und Bom-
bardierung ziviler Wohngebiete, vor al-
lem von Marktplätzen. Kinder und Älte-
re versuchen, sich am Leben zu halten, 
indem sie Gras und Baumrinde essen. In 
den meisten Gebieten waren zuletzt die 
Truppen des Regimes auf dem Vor-
marsch oder hielten ihre Stellungen. In 
einigen wenigen, wie etwa auf den Go-
lanhöhen, haben die Rebellen die Ober-
hand.

Der Aufruhr begann mit ersten Auf-
rufen zu Protesten im Februar 2011. Das 
Regime reagierte mit Verhaftungen von 
Oppositionellen. Die Protestdemonstra-
tionen schwollen an und umfassten 
mehrere Tausend Teilnehmer. Mitte 
März begannen die Sicherheitskräfte, 
auf unbewaffnete Demonstranten zu 
schießen. Im Sommer bildeten desertie-
rende Soldaten der syrischen Streitkräf-
te die Freie Syrische Armee zum Schutz 
von Zivilisten. Allmählich entwickelte 
sich ein ausgewachsener Bürgerkrieg. 
Die Gegner Assads erhielten Unterstüt-

zung von außen, das Regime ebenfalls. 
Der Diktator reagierte auch politisch. Er 
ließ ein Verfassungsreferendum durch-
führen und entfernte alle sozialistischen 
Bezüge aus dem Grundgesetz. Wahlen 
sollten helfen, seine Herrschaft zu legiti-
mieren.

Damaskus brennt, der Westen 
diskutiert

Die Kampfhandlungen, die Massaker 
und Grausamkeiten des Kriegs steiger-
ten sich ins Unerträgliche. Immer mehr 
Syrer verließen das Land. Im Westen 
nahm die Diskussion über Syrien sofort 
zu. In Amerika herrschte Wahlkampf 
und die Republikaner warfen Obama 
Untätigkeit vor. Das alles geschah unter 
dem Eindruck, dass ein militärisches 
Eingreifen mindestens aus humanitären 
Gründen notwendig sei.

Nach dem Ende des Kalten Kriegs 
und seinen Folgeerscheinungen regierte 
im Westen die Doktrin des verstärkten 
Engagements: Man musste den Gefah-
ren, die von schwachen oder gescheiter-
ten Staaten ausgehen wie Terrorismus, 
Verbrechen, Krankheiten, Migration und 
Krieg, begegnen. Man musste verhin-
dern, dass ganze Regionen dem Chaos 
anheimfallen. Das war der öffentlich pro-
pagierte Ersatz für eine viel ältere Hege-
monial- und Ressourcenpolitik, ein Er-
satz, der damals seine innere Logik hatte.

Aus dem Leiden der Zivilbevölke-
rungen, das am Bildschirm die westli-
che Behaglichkeit störte, wurde die Idee 
der sogenannten humanitären Interven-
tion geboren. In der UNO wurde die 
Schutzverantwortung zum Prinzip er-
hoben, die die „internationale Gemein-
schaft“ verpflichtet, Bevölkerungen al-
lenfalls gegen deren eigene Regierung zu 
schützen. Die Stabilisierung durch Na
tion Building wurde das Gebot der Stun-
de. Es war eine Art Neo-Imperialismus – 
und zwar lange vor 9/11. Somalia, Haiti, 
der Balkan waren die Schauplätze. Der 
Irak, der in Kuwait einmarschierte und 
die neue Weltordnung, aber auch die 
Ölversorgung bedrohte, wurde zurück-
gebunden. Es gab Konflikte im Kauka-
sus, an europäischen Nahtstellen. 
„Gehe zur Krise, sonst kommt sie zu 
Dir“, war eine geläufige Redensart. 
Deutschland werde auch am Hindu-
kusch verteidigt, eine andere.

Nicht mehr. Der Arabische Frühling 
brachte zwar neuen Druck auf den Wes-
ten, „etwas“ zu tun, viele große Worte 
wurden gesprochen, doch nur in Libyen 

wurde militärisch eingegriffen. Inzwi-
schen hat sich diese Intervention als 
Fehlschlag entpuppt. Das Fiasko in Ben-
gasi beschäftigt noch die amerikanische 
Politik – aber nicht die Außen-, sondern 
die Innenpolitik.

Der Altmeister europäischer Gleich-
gewichtspolitik, Henry Kissinger, mel-
dete sich nach der Ermordung der Kin-
der in Houla in Syrien zu Wort und 
schrieb in der „Washington Post“, ein 

Von den ursprünglichen Motiven 
des arabischen Aufstandes ist nur 
noch im Ursprungsland TUNESIEN 
etwas sichtbar.

Vom Prinzip der Schutzverantwortung 
ist der WESTEN im Arabischen Frühling 
abgerückt.

Der Arabische Frühling hat langfristig 
KEINE wirklichen Veränderungen bewirkt.
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amerikanisches Vorgehen gegen das 
Assad-Regime käme einem Verrat an 
der modernen Konzeption einer Welt-
ordnung gleich.4 Jener Weltordnung, 
die 1648 aus dem Westfälischen Frie-
den entstanden sei und als Kern eine 
Abtrennung der Außenpolitik von der 
inneren Verfassung der Staaten bein-
halte.

Diese zentrale und klassische These 
hat er in seinen Büchern immer wieder 
dargelegt. In seiner praktischen Politik 
als Sicherheitsberater und Außenminis-
ter hat er sie allerdings oft missachtet. 
Und das Schlagwort von der absoluten 
Negation einer „Einmischung in die in-
neren Angelegenheiten“ wurde zum 
Lieblingsargument aller Gewaltherr-
scher – auch Assads. Doch was Syrien 
betrifft, erkannte Kissinger ein strategi-
sches Interesse Amerikas an, das über 
humanitäre Belange hinausweist. Assad 
hat an der iranischen Strategie in der Le-
vante und am Mittelmeer mitgewirkt, 
Hamas unterstützt, den Hizbullah ge-
fördert und eine stabile politische Ord-
nung des vielgestaltigen Libanon unter-
miniert. Eine Beseitigung Assads läge 
im amerikanischen Interesse.

Aber nicht jedes strategisches Inter-
esse ist ein Kriegsgrund. Die Beseiti-
gung eines Diktators zieht laut Kissin-
ger Anstrengungen zum Nation Build
ing nach sich und diese wiederum 
müssten die Lage verbessern, nicht ver-
schlechtern.

In Syrien hat der Westen nicht einge-
griffen und die Opposition nicht direkt 
unterstützt. Hauptgrund dafür ist, dass 
es keine Garantie gibt, ob ein Nachfol-
ge-Regime besser wird als das gegen-
wärtige. Deshalb nimmt man lieber den 
Teufel, den man kennt. Chaos oder Isla-
mismus, Terrorismus oder blutige Re-
pression oder einfach alles zusammen 

sind Schreckensszenarien, die Interven-
tionsgelüste im Ansatz abtöten. Wenn 
aber das, was als mögliche Folge einer 
westlichen Intervention behauptet 
wird, auch ohne sie eintrifft, dann ver-
liert das Argument an Gewicht. Es wer-
den westliche Attitüden entblößt, die 
sich in ihrer reinsten Form in der soge-
nannten Schutzverantwortung der 
UNO konkretisieren. Weder Schutz 
noch Verantwortung sind damit ver-
bunden.

Zwiespältige Interessen
Einiges spricht für westliche Zurückhal-
tung – angesichts herrschender Ideenlo-
sigkeit und allgemeinen Wankelmutes. 
Doch kann man es der vom Arabischen 
Frühling bewegten jungen Generation 
in der Region nicht verdenken, wenn sie 
die westlichen Ideale zunehmend als 
hohle Rhetorik abtut und die Islamis-
ten mit ihrem festgezurrten Ideengebäu-
de als die besseren Wahrer ihrer Interes-
sen sieht. Assad ist strategisch Irans 
Brücke zum arabischen Nahen Osten, 
ganz im Wortsinn für Waffentranspor-
te, aber auch politisch für die Herausfor-
derung Israels. Ohne ihn zerfiele der 
iranische Anspruch auf regionale Hege-
monie. Es erstaunt deshalb nicht, dass 
bei Anhörungen im Kongress in Wa-
shington der Chef des U.S. Central 

Command erklärte, ein Sturz Assads 
wäre der größte Rückschlag für den Iran 
in 25 Jahren.5

Zwiespältige Interessen gibt es al-
lenthalben. Europäische Nachrichten-
dienste sollen Kontakt mit Assad-Leu-
ten pflegen, um sich über die Aktivitä-
ten europäischer Jihadisten auf dem 
Laufenden zu halten. Aus Britannien, 
Deutschland und Frankreich, nebst an-
dern Ländern, sind sie in den „heiligen“ 
Kampf gezogen. Sie könnten dereinst 
nach Europa zurückkehren und dort 
weitermachen, wo sie aufgehört haben. 
Selbst in Israel ist man geteilter Meinung 
darüber, ob die Attacken sunnitischer 
Kämpfer auf den Erzfeind, den schiiti-
schen Hizbullah, nun zum eigenen Vor-
teil sind oder nicht.

Islam-Spezialisten haben Hochkon-
junktur. Sie weisen darauf hin, dass die 
Dinge viel komplizierter sind als einfa-
che strategische Überlegungen und Inte-
ressenabwägungen. Unter den Jihadis-
ten tummeln sich verschiedene Kaida-
Sprösslinge und Terrorzellen in vielen 
Verästelungen zusammen mit Salafis-
ten, die alle auch verschiedene regionale 
und globale Aspirationen pflegen. Sie 
metastasieren überall und bekämpfen 
sich auch gegenseitig. Salafistische Zel-
len sollen sogar im Westjordanland ent-
deckt worden sein.

So kann nun die westliche Interven-
tionsdoktrin, geknüpft an die Vorstel-
lung von gescheiterten Staaten, ad acta 
gelegt werden. Amerika wird bald ein-
mal von nahöstlichen Energielieferun-
gen unabhängig. Weshalb soll es sich 
noch mit einer Region beschäftigen, der 
offensichtlich nicht zu helfen ist? Geo-
politisch ist auch nicht klar, wer eigent-
lich profitiert. Es ist kein Null-Summen-
Spiel. China, Russland, vielleicht der 
Iran? 

Verhandlungen als Deckmantel
Diktatoren vom Schlage eines Assad las-
sen sich nicht „weg diplomatisieren“. Die 
Scheu vor einem militärischen Eingreifen 
und auch vor einer direkten militärischen 
Unterstützung produzierte als Ausweg 
Konferenzen und Verhandlungen. Nach 
wochenlangem Gezerre hatten sich die 
Mächte und die Arabische Liga auf den 
Friedensnobelpreisträger und ehemali-
gen UNO-Generalsekretär Kofi Annan 
geeinigt. Eine von ihm inszenierte Feuer-
einstellung in Syrien trat in Kraft – rein 
theoretisch. Niemand hielt sich daran. 
Nach dem Scheitern seiner Bemühungen 
räumte selbst er ein, nun müsse man 
wirklich härter gegen Assad vorgehen. 
Ihm folgte der algerische UNO-Diplomat 
Lakhdar Brahimi, der im Mai 2014 eben-
falls das Handtuch warf. Beide erfüllten 
die Funktion eines „Schutzschildes“ für 
die öffentliche Meinung und die Arabi-
sche Liga. Dass beide in der Vergangen-
heit alles andere als erfolgreich waren, 

war kein Hinderungsgrund für ihre Be-
rufung, im Gegenteil: Es diente der Sa-
che. Ein realer Vermittler, der Nägel mit 
Köpfen machen würde, ist in Moskau 
unerwünscht. Präsident Obama wieder-
um stellte bis zur Krise um die Ukraine 
seine Russland-Politik „strategisch“ über 
das Syrien-Fiasko. Sie war ihm wichtiger 
als eine Waffenruhe oder eine Verhand-
lungslösung in Syrien.

Das Leiden in Syrien erhöhte den 
Druck auf den Westen, „etwas“ zu 
tun, doch nur in LIBYEN wurde 
militärisch eingegriffen.

AMERIKA hat keine geopolitischen 
Interessen mehr, um dort einzugreifen.
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Der renommierte Stratege Edward 
Luttwak, der die Weltgeschehnisse seit 
Jahrzehnten beurteilt, kam nach mes-
serscharfen Überlegungen zu dem un-
befriedigenden Schluss, Amerika verlie-
re so oder so, wenn eine Seite im syri-
schen Bürgerkrieg die andere niederrin-
ge.6 Das Beste für Amerika wäre eine 
lange Patt-Situation ohne klaren Sieger. 
Diese Erkenntnis, gut begründet, half 
aber nicht weiter. Wie soll Amerika si-
cherstellen, dass es bei einem Schwebe-
zustand bleibt? So etwas lässt sich nicht 
kalibrieren. Auch würde es in der Öf-
fentlichkeit nicht verstanden. Eine sol-
che, offen deklarierte Politik wäre tot 
geboren. Dennoch ähnelt die heutige 
Lage der Prognose Luttwaks auffallend.

Die Rolle Russlands
Russland hielt und hält noch immer eine 
schützende Hand über Damaskus. Mos-
kau verhinderte auch mehrmals eine 
UNO-Resolution, die über Unverbindli-
ches hinausging oder – wie im Fall von 
Libyen – von interventionswilligen 
Mächten extensiv ausgelegt hätte wer-
den können. Den Plan der Arabischen 
Liga lehnte es ab.

Russland praktizierte Säbelrasseln 
und Flaggezeigen. Der russische Mari-
neverband mit dem Flugzeugträger 
„Admiral Kusnezow“ kreuzte im Mittel-
meer und besuchte auch kurz Tartus, 

die alte Flottenbasis, die langsam wieder 
renoviert wird. Lust auf eine militäri-
sche Konfrontation spürte Moskau aber 
nicht. Auch für den Kreml sind die poli-
tischen Entwicklungen im Nahen Osten 
schwer kalkulierbar geworden. Russ-
land will keinesfalls zusammen mit dem 
syrischen Regime in der Region isoliert 
werden. Nachdem sich die Türkei und 
die Arabische Liga merklich von Assad 
distanziert hatten, änderte auch Mos-
kau kurzfristig seine Haltung. Im UNO-
Menschenrechtsrat übte es bei der Syri-
en-Entschließung Stimmenthaltung 
aus. Zugleich wurde erstmals eine Dele-
gation der syrischen Opposition in Mos-
kau von Putin empfangen. Darauf folgte 
Tadel an der syrischen Regierung wegen 
unverhältnismäßiger Gewaltanwen-
dung.

Das alles war Vorbereitung für eine 
Vermittlerrolle, die Russland gerne spie-
len wollte, um sich aus einem Dilemma 
zu befreien. Als Friedensstifter könnte 
es seinen Einfluss in Syrien – und auch 
im Iran – bewahren, ohne dass es gene-
rell mit unpopulären Autokraten identi-
fiziert würde. Auch könnte es westli-
chen Einfluss blockieren. Die russische 
Unterstützung Assads könnte schließ-
lich dessen Überleben sichern. Doch ist 
dieser Verlauf keineswegs gegeben, 
denn auch Russlands Engagement bleibt 
beschränkt.

Obamas rote Linie
Der Wunsch wurde bald Wirklichkeit. 
Obama hatte – natürlich im Wahlkampf 
– im August 2012 zum ersten Mal ange-
deutet, dass man in Syrien militärisch 
eingreifen könnte. Er sprach von einer 
roten Linie, die Assad nicht überschrei-
ten dürfe, nämlich dem Einsatz von C-
Waffen.7 Er wollte den Eindruck vermei-
den, er sei schwach, und so seinem Geg-

ner Mitt Romney ein Argument liefern. 
Assad überschritt die rote Linie am  
21. August 2013 mit einer Kampfgas-
Attacke, der 1400 Zivilisten und Kämp-
fer zum Opfer fielen. Die Videos und 
Fotos der Leichen trafen die westliche 
Empfindsamkeit. Die Diskussion darü-
ber, was zu tun sei, um eine Wiederho-
lung des Schrecklichen zu verhindern, 
begann sogleich. Der französische Präsi-
dent, der britische Premierminister und 
das amerikanische Staatsoberhaupt 
stießen alle Drohungen aus, es werde 
eine „ernsthafte Antwort“ geben. Der 
amerikanische Außenminister steigerte 
die Tonlage ins Leidenschaftliche. Er 
sprach von der moralischen Obszönität 
der Verwendung von C-Waffen.

Wenn von diesen Politikern das 
Wort „ernsthaft“ in den Mund genom-
men wird, dann ist militärisch gemeint. 
Und die nicht-ausgesprochene Grund-
bedingung lautet: Ohne die Amerikaner 
läuft nichts. Es war, wie sich bald her-
ausstellte, nur ein Strohfeuer. Präsident 
Obama erklärte im Fernsehen unter 
dem Eindruck der Ereignisse, er werde 
militärisch zuschlagen, um ein Zeichen 
zu setzen und Assad zu bestrafen. Dann 
aber sagte er in der gleichen Rede, er 
wolle eine Autorisierung durch den 
Kongress für einen Militärschlag. Dies, 
obwohl er auch erwähnte, nach der Ver-
fassung brauche er eine solche gar nicht. 
Das waren der Widersprüche zu viele. 
Im Kongress wurden viele Stimmen 
laut, die sich angesichts der Politik der 

Administration gegen eine Militärinter-
vention aussprachen. Doch der Kon-
gress kam gar nicht dazu abzustimmen. 
Nach einer nur hingeworfenen Bemer-
kung Außenminister Kerrys wurde die 
improvisierte Absprache mit Russland 
über die Beseitigung der syrischen  
C-Waffen aus dem Hut gezaubert. Mos-
kau hatte nun seine Vermittlerrolle.  
Assad stimmte zu. Der Militärschlag 
war abgeblasen. Die Einsammlung der 
Waffen begann, ist aber noch nicht ab-
geschlossen, obwohl die Termine immer 
wieder verschoben wurden. Inzwischen 
verhärtet sich der Verdacht, dass das 
Assad-Regime nicht alle Depots mit  
C-Waffen deklariert hat. Der französi-
sche Außenminister Fabius erklärte in 
Washington, Assad habe seit Oktober 
2013 mehrmals C-Waffen eingesetzt.

Was bei dem Hin und Her in Wa-
shington über einen Militärschlag noch 
nicht bekannt war: Die Administration 
Obama war im Geheimen mit dem Iran 
über die Atompolitik und eine Locke-
rung der westlichen Sanktionen im Ge-
spräch. Diese Verhandlungen kamen in 
Gang und produzierten ein vorläufiges 
Abkommen über die Modalitäten der 
iranischen Atompolitik. Am 20. Juli soll 
der Interimsvertrag durch ein endgülti-
ges Abkommen ersetzt werden. Doch 
der Iran scheint das Interesse am Ab-
schluss eines solchen verloren zu haben.

Diplomatie und Konferenzen 
erfüllten die Funktion eines „Schutz-
schildes“ für die ÖFFENTLICHE 
MEINUNG und die Arabische Liga.

Moskau würde sich gerne als 
FRIEDENSSTIFTER aus seiner derzeitig 
eher ungünstigen Position im Syrien-
Konflikt heraus manövrieren.

Selbst nach Assads Einsatz von 
C-Waffen SCHRECKTE Obama obwohl 
angekündigt vor einem Militäreinsatz 
ZURÜCK.
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Verpasste Chancen
Wenn Amerika heute über verpasste 
Chancen nachdenkt und die Lage nicht 
nur im Nahen Osten betrachtet, so 
spielt die Politik im Anti-Terrorkrieg 
nach 9/11 eine wichtige Rolle. Heute 
gilt der Krieg zum Sturz Saddam Hus-
seins im Irak als ein Desaster, das den 
Preis nicht wert war. Dieser war sicher 
ein Beispiel dafür, wie schwierig es für 
Demokratien im Allgemeinen ist, länge-
re militärische Einsätze durchzustehen, 
die nicht dem Überleben der eigenen 
Nation dienen. Doch die Kehrseite die-
ses Befundes ist, dass die Krise um den 
Irak nach dem Golfkrieg 1990/91 zehn 
Jahre lang wucherte und dass das Re-
gime Saddam Hussein eine reale Bedro-
hung war. Assad stellt nicht die gleiche 
Bedrohung dar, aber je länger der Bür-
gerkrieg andauert, desto gravierender 
sind seine Folgen. Das Abseitsstehen 
Amerikas hat genau das produziert, 
was es zu verhindern vorgab, nämlich 
einen Krieg der Volksgruppen gegenei-
nander, alle gegen alle, mehr Massaker, 
regionale Instabilität und wachsender 
Jihadismus.

Es kann sein, dass – wie einst im 
Irak – eine Intervention von außen 
später doch noch notwendig wird. Mit 
hilfloser Diplomatie ist dem Schlamas-
sel jedenfalls nicht beizukommen. 
Vom Iran und von Russland kommt 
nichts Konstruktives. Kühle Machtpo-
litik prägt Putins Verhalten, so wie er 
sie mit Geschick auch in der Ukraine 
praktiziert. Der Iran hebelt westliche 
Sanktionen aus, ohne dass er verläss-
lich seine Atompolitik verändert.  
Der Westen wird in Syrien und im 
ganzen Nahen Osten über die Bücher 
gehen müssen. Nachhaltigkeit ist sel-
ten eine Kategorie der internationalen  
Politik.  ///

/// �HANSRUDOLF KAMER
ist Publizist in Küsnacht und ehema­
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Ambivalentes Verhältnis zur  
islamischen Herrschaft

Das gilt auch für Syrien, wo die Christen 
teilweise heute noch die alte Sprache Sy-
riens, das Aramäische, sprechen. Dieses 
Selbstbewusstsein tragen die Christen 
mit sich, obwohl ihnen seit der isla-
misch-arabischen Eroberung ihres Lan-
des im 7. Jahrhundert bis zum 20. Jahr-
hundert die gesellschaftliche Stellung 
als Untergebene und Kopfsteuerzahler 
zugewiesen wurde. Manche scheinen 
sich mit dieser gesellschaftlichen Situa-
tion immer noch nicht abgefunden zu 
haben und beharren darauf, dass ihnen 
das Land gehöre. Manche meinen sogar, 
dass die Muslime fremde Eindringlinge 
seien. Über Jahrhunderte entwickelten 
sie das Gefühl, unter einer Besatzung zu 
leben. Die islamische Herrschaft ver-
standen sie oft als Joch und verglichen 
sie mit der alttestamentlichen Knecht-
schaft in Ägypten. Deshalb sahen Teile 

/// Ein integraler Bestandteil der orientalischen Gesellschaft

der Christen im Orient in den fremden 
Eroberern der Geschichte wie den Mon-
golen im 13. Jahrhundert und den 
Kreuzfahrern vom 11. bis zum 13. Jahr-
hundert die Befreier von der islamischen 
Herrschaft. Dieses Gefühl entwickelten 
manche später auch gegenüber den Ko-
lonialmächten, den Franzosen und den 
Briten. 

Verlust der eigenständigen  
ethnischen Identität 

Mit dem sogenannten Millet-System der 
Osmanen wurden die Christen ab dem 
16. Jahrhundert endgültig in die Katego-
rie der Schutzbefohlenen abgeschoben. 
Sie wurden zu religiösen Einheiten er-

ZUR GESCHICHTE DER CHRISTEN SYRIENS
SHABO TALAY /// Die Christen sind ein integraler Bestandteil der orientalischen Gesell­
schaften, auch wenn ihre Zahl vor allem im letzten Jahrhundert stark zurückgegangen 
ist und sie aus manchen Ländern wie z. B. Libyen, Tunesien, Algerien, Marokko, Iran 
und der Türkei fast verschwunden sind. Die orientalischen Christen stellen in der Regel 
die Urbevölkerung ihrer Länder dar. Sie haben über Jahrhunderte mit ihrer Kultur und 
ihrem Wissen diese Länder geprägt. 

Seit dem 7. Jahrhundert fühlten sich 
die Christen in Syrien von der islamischen 
Herrschaft UNTERJOCHT.
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ist in erster Linie auf die Vermittlerrolle 
der aramäischen Christen zwischen der 
antiken Welt und dem islamischen Ori-
ent zurückzuführen. 

Schwächung durch interne  
Zersplitterung

Die Christen in Syrien stellen keine ein-
heitliche Fraktion dar. Sie sind nicht nur 
konfessionell heterogen, sondern auch 
in ihrer Beziehung zur arabischen Ideo-
logie des Staates. Die konfessionelle 
Zersplitterung der Christen ist nicht 
ausschließlich das Ergebnis der Missi-
onstätigkeit westlicher Kirchen, wie im 
Orient manchmal behauptet wird. Die 
Geschichte der Spaltung geht auf die 
ersten christlichen Jahrhunderte zu-
rück, als die Christen in Syrien generell 
als syrische Christen bekannt waren. 
Nicht zuletzt durch die christologischen 
Streitigkeiten des 4. und 5. Jahrhunderts 
erfuhr das Christentum in Syrien eine 
zweimalige Spaltung, die bis zum heuti-
gen Tag sichtbar ist und das syrische 
Christentum seit jener Zeit in seiner 
Entwicklung geprägt hat und heute 
noch prägt. Zunächst erfolgte die haupt-
sächlich politisch motivierte Spaltung 
des Christentums in Ostsyrer („Nestori-
aner“) und Westsyrer unter den beiden 
Großmächten Byzanz im Westen und 
Persien (Sassaniden) im Osten. In Persi-
en sah man in den einheimischen Chris-
ten immer mehr die mit dem byzantini-
schen Kaiser im Glauben vereinten Fein-
de. Deshalb wurden die Christen dort 
verfolgt, bis sie im Jahre 489 endgültig 
ihre Unabhängigkeit von der Westkir-
che erklärten. Die zweite große Spaltung 
erfolgte einige Jahre später, resultierte 
aber aus der im Konzil von Chalcedon 
451 beschlossenen Christologie, die von 
einem größeren Teil der syrischen Chris-
ten abgelehnt wurde. Die das Konzil von 

Chalcedon ablehnende Partei wurde 
von der byzantinischen Staatsmacht 
über längere Zeit verfolgt, bis sie fast 
endgültig verschwunden war. Knapp 
100 Jahre nach dem Konzil konnte der 
syrische Bischof Jakobus Baradaeus 
(† 578) eine selbständige, von der offiziel-
len Reichskirche unabhängige Kirchen-
hierarchie und Jurisdiktion aufbauen. 
Mit diesem Schritt erfolgte aber eine 
zweite Spaltung der syrischen Christen-
heit in Byzantiner (heute Rum-Ortho-
doxe) und Syrer (heute Syrisch-Ortho-
doxe). Durch eine spätere Mission aus 
dem Westen, insbesondere im 19. Jahr-
hundert, sind je ein katholischer und ein 
evangelischer Zweig der alten syrischen 
Kirchen entstanden, was zu einer weite-
ren Fragmentierung des syrischen 
Christentums führte. Diese Zersplitte-
rung in verschiedene unabhängige 
kirchliche Institutionen war in schwieri-
gen Zeiten, wie auch heute, die größte 
Schwäche für die Christen. Sie konnten 
nie als eine Einheit mit einer Stimme 
sprechen. Von dem im Jahre 1974 ge-
gründeten Middle East Council of 
Churches, in dem mit Ausnahme der 
Assyrischen Kirche alle Kirchen vertre-
ten sind, sind zu den derzeitigen Proble-
men der Christen in Syrien keine Ver-
lautbarungen bekannt. 

Die Missionsaktivitäten der neueren 
Zeit, d. h. des 18./19. Jahrhunderts, hat-
ten neben den zuvor erwähnten negati-
ven Folgen, die sich in den vielen unab-

Im Fokus

Die Lage der Christen hat sich seit 2011 drastisch verschlechtert. Ende April 2013 wurden die zwei Erzbischöfe 
von Aleppo, hier Boulos Yaziji, entführt. Ihr Schicksal ist bis heute ungewiss.

Die Christen wurden seit der 
osmanischen Zeit ARABISIERT.
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klärt, die von kirchlichen Führern ver-
waltet wurden. Ihre örtlichen weltlichen 
Führer verloren dadurch ihre Macht 
und Bedeutung. Die Christen wurden 
nur noch nach ihrer Religion und Kon-
fession definiert. Damit ging ihre frühe-
re kulturelle und ethnische Identität all-
mählich verloren. Nur in abgelegenen 
Regionen wie dem Libanon oder der 
Südosttürkei konnten christliche Fürs-
ten ihre Macht erhalten und sich dem 
Einfluss der Staatsmacht entziehen. In 
diesen Regionen konnten die Christen 
auch teilweise ihre alte Sprache und Kul-
tur bis heute bewahren. Überwiegend 
wurden die Christen aber bereits in den 

ersten islamischen Jahrhunderten arabi-
siert und ihre frühere Kultur, aber auch 
ihre Sprache dem Arabischen angepasst 
oder aufgegeben. Dieser Prozess, der 
viele Gründe hat, führte dazu, dass 
schon zu Beginn der osmanischen Herr-
schaft im 16. Jahrhundert die Christen 
in Syrien, Palästina und Ägypten fast 
gänzlich arabisiert waren. Nur durch 
diese Anpassung an die neuen Verhält-
nisse war es ihnen möglich, einen Bei-
trag für die wissenschaftliche und kul-
turelle Blüte in der islamisch-arabischen 
Welt ab dem 8. Jahrhundert zu leisten. 
Diese Blüte, die auch als goldene Zeit 
der arabischen Kultur bezeichnet wird, 
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hängigen Kirchen manifestiert, auch 
viele positive Auswirkungen. Darunter 
ist in erster Linie die Bildung zu nennen. 
Die Missionare bauten überall an ihren 
Wirkungsstätten auch Bildungseinrich-
tungen auf, in denen die Christen Syri-
ens und nicht nur ihre Anhänger ausge-
bildet wurden. Neben Volks- und prak-

tischen Berufsschulen in allen wichtige-
ren Städten Syriens wurden auch höhere 
Bildungseinrichtungen geschaffen. Die 
bedeutendsten von ihnen sind die bei-
den Beiruter Universitäten, die Ameri-
kanische Universität (AUB), die 1866 als 
nichtstaatliche Universität von amerika-
nischen Missionaren unter dem Namen 
Syrian Protestant College, und die Uni-
versität St. Joseph, die von jesuitischen 
Missionaren im Jahre 1875 als katholi-
sche Universität gegründet wurden. An 
diesen Universitäten wurden viele be-
deutende Persönlichkeiten des kirchli-
chen, kulturellen und gesellschaftlichen 
Lebens in „Großsyrien“ ausgebildet. 
Beide Einrichtungen haben eine wichti-
ge Rolle für die politische und gesell-
schaftliche Entwicklung über Syrien /
Libanon hinaus gespielt. 

Animiert vom Einsatz der Missions-
organisationen für die schulische Erzie-
hung haben auch die orientalischen Kir-
chen eigene Bildungseinrichtungen für 
ihre Mitglieder aufgebaut. Dadurch er-

lebte die christliche Bevölkerung Syri-
ens einen regelrechten Bildungsauf-
schwung, insbesondere seitdem auch 
den Mädchen der Zugang zur Bildung 
ermöglicht wurde. Dies hatte zur Folge, 
dass in der französischen Mandatszeit 
über Syrien (1922-1946) aufgrund ihrer 
Ausbildung überproportional viele 
Christen in der Mandatsverwaltung ar-
beiteten. Die Christen konnten damit 
wieder eine Mittlerrolle zwischen dem 
Westen und der islamischen Gesell-
schaft ihres Heimatlandes einnehmen. 
Obwohl alle christlichen Bildungsein-
richtungen auch muslimischen Kindern 
zugänglich waren, profitierten davon 
aber in besonderem Maße die christli-
chen Kinder. Die höhere Schulbildung 
hatte wiederum zur Folge, dass den 
Christen der Zugang zum Westen er-
leichtert wurde, was die Emigration der 
Christen aus ihrer Heimat in die westli-
chen Länder förderte.

Die arabische Renaissance im 
19. Jahrhundert und der Weg zur 
Gleichberechtigung

Die gemeinsame Sprache bildet die 
Grundlage für die im 19. Jahrhundert 
entstandene Bewegung zur Revitalisie-
rung der arabischen Kultur, die mit 
Nahda („Erweckung“) bezeichnet wird. 
Die Nahda ist als Reaktion auf den 
Schock zu verstehen, den die Araber in 
Ägypten und der Levante (Syrien, Liba-
non und Palästina) erlebten, als ihnen 
im 19. Jahrhundert durch die industriel-
len und gesellschaftlichen Errungen-
schaften in Europa die eigene Rückstän-
digkeit vor Augen geführt wurde. Viele 
wichtige Protagonisten dieser sprach-
lich-literarischen Renaissance waren 
Christen, z. B. Butrus al-Bustani, 1819-
1883, und Dschurdschi Zaidan, 1861-
1914. Diese Bewegung führte zu einer, 

alle gesellschaftlichen Gruppen einen-
den, arabisch-ethnischen Identität. 
Hierbei ging es um die Formulierung 
einer nationalistischen Ideologie, die auf 
der gemeinsamen arabischen Sprache, 
Geschichte und regionalen Kultur ba-
sierte und sich der herrschenden tür-
kisch-osmanischen Herrschaft gegen-
übersah. 

Dabei wurde erreicht, dass die Be-
deutung der religiösen Unterschiede 
zwischen Christen, Juden und Musli-
men, auf der bis dahin das osmanische 
Gesellschaftsmodell basierte, abge-
schwächt wurde. Eine neue pan-arabi-
sche Ideologie entstand, deren wichtigs-
ten Stützen die arabische Sprache und 
Kultur bildeten. Diese Ideologie münde-
te in der Gründung pan-arabischer Par-
teien, die im Laufe des 20. Jahrhunderts 
in vielen arabischen Ländern an die 
Macht kamen. Dazu gehört die heute 
noch in Syrien herrschende Baath-Par-
tei. Auch an der Gründung dieser Partei-

en waren Christen an vorderster Front 
beteiligt. In besonderer Weise sei hier 
der Vordenker des arabischen Nationa-
lismus, Michel Aflaq (1910-1989), er-
wähnt, der die Baath-Partei mitbegrün-
dete und ihr erster langjähriger Vorsit-
zender wurde. Die Christen wurden 
unter der arabisch-nationalistischen 
Ideologie zum ersten Mal seit der islami-

schen Eroberung ihrer Heimat im  
7. Jahrhundert nicht mehr als Schutzbe-
fohlene, sondern als gleichberechtigte 
Bürger angesehen. 

Die streng laizistische Ideologie der 
Baath-Partei in Syrien (und im Irak) bot 
den Christen und anderen Minderhei-
ten absolute Gleichberechtigung mit der 
muslimischen Mehrheit. Nirgendwo 
sonst in den islamischen Staaten hatten 
die Christen jemals solch eine Stellung 
genossen. Unter dem Deckmantel des 
säkularen Arabismus konnte sich auch 
die Glaubensgemeinschaft der Alawi-
ten, auch Nusairier genannt, entfalten. 
Bis dahin teilten die Alawiten das 
Schicksal der Christen, weil auch sie von 
der muslimischen Mehrheit nicht als 
echte Muslime anerkannt wurden. 

Die Baath-Partei
Im März 1963 erlangte die Baath-Partei 
durch einen Putsch zum ersten Mal die 
Macht in Syrien und formte bald ein 
arabisch-nationalistisches Einparteien-
System nach dem Vorbild des Ost-
blocks. Am 16. November 1970 kam 
Hafis al-Assad, bis dahin Verteidi-
gungsminister, durch Sturz der Regie-
rung an die Macht und wurde Staats-
präsident. Hafiz al-Assad, ein Angehö-
riger der alawitischen Glaubensgemein-
schaft, regierte von Anfang an mit har-
ter Hand und duldete weder innere 
noch äußere Opposition. Doch 1973 
scheiterte er beim Versuch, eine laizisti-
sche Verfassung ohne Bezug auf die Re-
ligion einzuführen. Stattdessen musste 
er der sunnitischen Mehrheit entgegen-
kommen und die Scharia als eine der 
Hauptgrundlagen der Gesetzgebung 
akzeptieren. Damit ist Assad von den 
laizistischen Idealen seiner Partei abge-
wichen. Die sunnitische Mehrheit konn-
te er allerdings nicht zufriedenstellen. 

Die starke innere konfessionelle 
ZERSPLITTERUNG der Christen 
schwächt ihre Position.

Im 19. Jahrhundert entstand eine
neue PAN-ARABISCHE Ideologie, die 
die Christen mit einschloss.
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Als Reaktion auf die restriktive Politik 
gegen die sunnitische Opposition revol-
tierte die Bewegung der Muslimbrüder 
Ende der 1970er-Jahre mit Terroran-
schlägen gegen die Staatsgewalt. Diese 
Auseinandersetzung mit den Muslim-
brüdern führte Anfang der 1980er-Jah-
re zu einem Zustand, der insbesondere 
in den Städten Homs und Hama dem 
gegenwärtigen Bürgerkrieg nicht un-
gleich war. Den Aktionen der Muslim-
bruderschaft setzte ein hartes militäri-
sches Eingreifen ein vorläufiges Ende, 
das neben einer langandauernden Ver-
haftungswelle die Bombardierung und 
Zerstörung der Altstadt von Hama im 
März 1982 umfasste. Von über 30.000 
Toten allein in Hama ist die Rede. Allen 
Syrern ist diese brutale Niederschla-
gung des islamistischen Widerstands 
noch gegenwärtig. Seitdem versucht die 
Muslimbruderschaft im Untergrund 
und vom Ausland aus, den Sturz des 
Assad-Clans zu erreichen. Auch vor die-
sem Hintergrund muss der heutige Kon-
flikt verstanden werden. 

Auf der anderen Seite genießen die 
christlichen Gemeinschaften und ihre 
kirchlichen Institutionen unter der 
Herrschaft der Baath-Partei Freiheiten, 
die in den anderen Staaten der islami-
schen Welt beispiellos sind. Die Bedin-
gung für diese Freiheiten ist die absolute 
Loyalität der Kirchen und ihrer Führer 
der Staatsführung gegenüber. Diese Po-
sition zeigt sich deutlich in den Verlaut-
barungen der Kirchenführer und ihrer 
Parteinahme für das Regime seit dem 
Ausbruch des gegenwärtigen Konflikts. 
Allerdings wurden Christen, die sich 
mit der Politik der Baath-Partei nicht ab-
finden konnten und beispielsweise die 
überbordende Korruption anpranger-
ten, genauso verfolgt wie die sunniti-
sche Opposition. 

Fehlendes Vertrauen in die Opposi­
tion und Flucht vor Islamisten 

Nach dem Tod Hafiz al-Assads im Juni 
2000 keimte bei vielen, insbesondere 
den Intellektuellen des Landes, die 
Hoffnung auf Veränderung und Libera-
lisierung des Landes auf. Bashar al-As-
sad, der seinem Vater im Amt des Präsi-
denten nachfolgte, nährte zunächst die-
se Hoffnung. Er vertrat liberale Ansich-
ten, ließ den Mobilfunk, das Internet 
und Satellitenfernsehen ausbauen und 
viele politische Gefangene entlassen. Er 

erlaubte politische Diskussionsforen 
und Salons von Intellektuellen, in erster 
Linie in Damaskus, in denen politische 
und soziale Fragen diskutiert wurden.

Doch Bashar al-Assad konnte die in 
ihn gesetzten Hoffnungen nicht erfül-
len. Korruption, Vetternwirtschaft, 
Machtmissbrauch durch staatliche Ins-
titutionen, unkontrollierbare Geheim-
dienste und Arbeitslosigkeit nahmen 
den Menschen jede Hoffnung und Pers-
pektive auf eine bessere Zukunft. Wer 
konnte, suchte sein Glück im Ausland. 
Als eine Reaktion auf den Einmarsch 
der Amerikaner in den Irak im Jahre 
2003 hat das Regime in Syrien, aus 
Angst vor einem amerikanischen Ein-
marsch auch in Syrien, den Hass auf die 
Amerikaner und den Westen geschürt. 

Dabei hat es schon vorhandene religiöse 
Empfindlichkeiten genutzt. Der Sturz 
des Regimes im Irak hatte zudem die 
Christen des Landes zur Zielscheibe un-
terschiedlicher fanatischer Organisatio-
nen gemacht. Unzählige Christen wur-
den ermordet, zahlreiche Geistliche ent-
führt und auf bestialische Weise hinge-
richtet und Hunderttausende Christen 
aus dem Land vertrieben. In dieser Zeit 
hat die teilweise Liberalisierung der Me-
dien, vor allem des Satellitenfernsehens 
in den arabischen Ländern, Dutzende 
religiöse Sender hervorgebracht, die eine 
Intoleranz gegenüber Andersgläubigen, 
Christen und auch liberalen Muslimen 
predigten. Eine religiöse Intoleranz, ein 
für Syrien neues Phänomen, die zu der 
schon schwierigen politischen Lage 
kam, zwang viele Christen, ihre Heimat 
zu verlassen. Als nun ab 2011 die Mas-
senproteste gegen das Regime begannen 
und bald zusätzlich islamistische Züge 
zu Tage brachten, konnte sich die über-
wiegende Mehrheit der Christen damit 
nicht mehr identifizieren. Sie befürchte-
ten, nach dem Sturz des Regimes das 
gleiche Schicksal wie die Christen im 
Irak zu erleiden, obwohl die politische 
Opposition von Anfang an auch Chris-
ten in ihrer Führung vorweisen konnte. 

Auf den Schlachtfeldern spielen seit 
mehr als einem Jahr die gemäßigten 
Kräfte keine Rolle mehr. Dominiert 
wird die kämpfende Opposition von un-
terschiedlichen islamistischen Brigaden, 
die zum Teil offen einen islamischen 
Staat in Syrien propagieren. Diese ver-
übten gezielt viele grausame Verbrechen 
an der christlichen Bevölkerung. Sie ent-
führten Geistliche, darunter die zwei 
Erzbischöfe von Aleppo (seit dem  
22. April 2013 ist nichts über ihr Schick-
sal bekannt) und 14 Nonnen aus Maa-
loula (inzwischen im Rahmen eines Ge-

fangenentauschs freigelassen), erober-
ten christliche Ortschaften und massa-
krierten die Bevölkerung (so beispiels-
weise Ghassaniya bei Aleppo, Sadad bei 
Homs, Maaloula bei Damaskus). Das 
Vorgehen dieser Organisationen in Syri-
en entspricht exakt dem der Islamisten 
im Irak. In Syrien haben sie bereits gro-
ße Regionen im Osten des Landes in ih-
rer Macht, wo sie islamische Emirate 
gegründet haben, die sie nach dem Vor-
bild der Taliban in Afghanistan regie-
ren. Aus Angst vor diesen Fanatikern ist 
die überwiegende Mehrheit der Chris-
ten aus den östlich-nordöstlichen Pro-
vinzen Raqqa, Deir az-Zor und Hasake 
ins Ausland geflüchtet. Eine Rückkehr 
in ihre Heimat können sich nur noch 
wenige vorstellen.

Abschließende Bemerkung
Unter einer Diktatur möchten die Chris-
ten, genauso wie die anderen Bürger des 
Landes, am wenigsten leben. Wegen 
fehlender demokratischer Strukturen 

würde die Übernahme der Macht durch 
eine islamisch-sunnitisch gefärbte 
Mehrheit die Situation in Syrien nicht 
verbessern. Denn für eine gesunde ge-
meinsame Zukunft ist es notwendig, 
dass die islamische Mehrheitsgesell-
schaft eine absolute Religionsfreiheit 
akzeptiert sowohl für Muslime als auch 

Die Christen genießen unter der 
Herrschaft der Baath-Partei Schutz,
solange sie sich LOYAL der
Staatsführung gegenüber zeigen.

Mit Beginn der Unruhen 2011 
VERSCHLECHTERTE sich die Lage in 
Syrien für die Christen erheblich.
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für Christen. Dazu gehört in erster Linie 
die Freiheit der Religionswahl und Reli-
gionswechsel. Dies muss ein Kernpunkt 
der Erziehung in Schule und Gesell-
schaft sein, um zu einem respektvollen 
Miteinander zu gelangen. Die Angst der 
Christen vor einem vom Islam domi-
nierten politischen System würde bei 
der Akzeptanz der absoluten Religions-
freiheit schwinden, und die im Land 
verbliebenen Christen könnten mit 
Hoffnung auf die Zukunft in Syrien 
schauen.  ///

/// �PROF. DR. SHABO TALAY 
ist Professor für Semitistik und Arabis­
tik an der Freien Universität Berlin und 
Universität Bergen.
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Rückblick
Das Christentum in Syrien und in der 
Region, die sich vom Libanon-Gebirge 
bis zum Urmia-Tal im West-Iran er-
streckt, geht bis auf das erste Jahrhun-
dert der Christenheit zurück. Die große 
Mehrheit gehört zur einheimischen Be-
völkerung dieser Region und ist syrisch-
assyrischer Abstammung, von welcher 
der Name Syrien stammt. Im Jahr 1900 
lag die Bevölkerungszahl in der Türkei 
bei zehn Millionen, von denen 30 % 
Christen waren; heutzutage liegt die 
Zahl der Christen dort statistisch gese-
hen bei 0 %. Im Libanon bildeten die 
Christen einst die Mehrheit, heute sind 
sie eine Minderheit. In Syrien gab es 
über 30 % Christen, heute nur noch 
10 %. Im Irak lag die Zahl der Christen 
bei über 20 %, heute bei 5 %. Nach dem 
Ersten Weltkrieg und der Bolschewisti-

/// Mutiger Widerstand oder das Ende des Christentums in Syrien?

SYRISCHE CHRISTEN AM SCHEIDEWEG
ABGAR MALOUL /// Die Wurzeln des Christentums in Syrien gehen bis auf  
das 1. Jahrhundert zurück. Von einer einstigen Mehrheit haben sich die Christen  
mittlerweile zu einer Minderheit entwickelt, deren Lage nie einfach war.  
Die derzeitige Entwicklung in Syrien stellt aber eine echte Gefahr dar.

schen Revolution entstand im Nahen 
Osten eine neue politische Landkarte 
und weltweit eine neue Orientierung. 
Der Westen begann, nach Verbündeten 
zu suchen, um die Expansion des Kom-
munismus zu stoppen. Das war der 
Zeitpunkt, als der politische Islam und 
der Aufbau neuer diktatorisch-chauvi-
nistischer Regime begann. Menschen 
wurden unterdrückt und ihrer grundle-
genden Menschenrechte beraubt, und 
die Welt sah schweigend zu. Die USA 

Die Zahl der Christen im Nahen Osten 
ist im 20. Jahrhundert stetig GESUNKEN.
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und Europa begrüßten eine machiavel-
listische Politik mit tragischen Folgen, 
die Condoleezza Rice am 20. Juni 2005 
in Kairo so zusammenfasste: „Sechzig 
Jahre lang hat mein Land, die USA, Sta-
bilität in dieser Region hier im Nahen 
Osten auf Kosten der Demokratie ange-
strebt, und wir haben keins von beidem 
erreicht.“

Im 19. und 20. Jahrhundert begrüß-
ten die Christen den Arabismus als eine 
Möglichkeit, sich von der ottomani-
schen Tyrannei zu befreien. Zweihun-
dert Jahre später, in denen man in Ver-
leugnung und Wunschdenken gelebt 
hatte, entlarvte der Arabische Frühling 
die traurige Realität. Die Christen 
mussten letztendlich feststellen, dass 
jeder, der kein Moslem ist, kein Araber 
ist. Dabei geht es nicht um die DNA, 
sondern um die Realität, die überall 
herrscht. Wie ist sonst zu erklären, dass 
die Verfassungen aller arabischer Staa-
ten außer der des Libanons festlegen, 
dass der Islam die Staatsreligion und 
der Präsident ein Moslem sein soll und 
der Islam die Grundlage für die Gesetz-
gebung ist. Die Christen leben somit als 
Bürger zweiter Klasse in ihrem eigenen 
Heimatland.

Es ist eine bittere Ironie, dass die In-
vasion in den Irak, die von zwei christ-
lichen Staatsoberhäuptern, nämlich 
George Bush und Tony Blair, gestartet 
wurde, den Anfang vom Ende des 
Christentums im Nahen Osten bedeu-
ten sollte. Die USA ließen den Irak mit 
einer neuen Verfassung und mit „Allah 
– Akbar“ auf der Flagge zurück. Sie 
halfen den Kurden, ihr eigenes Land 
aufzubauen, übergaben das Amt des 
Präsidenten muslimischen Sunniten 
und das Amt des Ministerpräsidenten 
muslimischen Schiiten, den Syrer-As-
syrern, der einheimischen Bevölke-

rungsgruppe des Irak, aber hinterlie-
ßen sie nichts. So sagte ein amerikani-
scher Politiker in einem Gespräch über 
dieses Thema: „Wir müssen aufpassen, 
dass wir nicht so aussehen, als ob die 
Kreuzritter zurück wären.“ Im übertra-
genen Sinn bedeutet das: „Pech, dass 
Sie Christen sind!“ Christsein im Na-
hen Osten ist demnach also eine Bürde. 
Manche der Länder haben Mitleid und 
erleichertern den Christen die Einwan-
derung, manche bedauern es, akzeptie-
ren aber das, was den Christen angetan 
wird, als Kollateralschaden. 

Die Lage
Der Arabische Frühling hat auch Syrien 
erreicht, aber die Menschen sind skep-
tisch, besonders die Christen. Viele 
haben Angst, dass sie nur noch zwi-
schen einem diktatorisch-chauvinisti-
schen Regime und der islamistischen  
Al Qaida wählen können, eine Wahl 
also zwischen Schlechtem und noch 
Schlechterem. Die Grundvorausset-
zung dieses Gedankens ist falsch. Die 
Bevölkerung sollte weder einem Terror-
regime noch den Dschihadisten ausge-
liefert sein.

Das Streben der Menschen nach Re-
form, Freiheit, Würde und Demokratie 
ist ein edles Anliegen, und es ist die mo-
ralische Verpflichtung der Weltgemein-
schaft, ihnen dabei zu helfen, das zu 

Im Fokus

Die Christen stellen 
im Nahen Osten eine 
Minderheit dar.

Der Arabische Frühling hat den 
Christen in Syrien die Bedrohung 
ihrer EXISTENZ gebracht.
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erreichen. Die Frage ist, wie kann dies 
erreicht werden? Angesichts dessen, 
was im Irak, in Libyen und Ägypten 
passierte, glaubten die meisten Syrer, 
dass der Westen helfen und eine säkula-
re Bewegung, die in Syrien eine sehr 
breite Basis hat, unterstützen würde. 
Stattdessen sehen sie sich jetzt scho-
ckierenderweise der islamischen Bewe-
gung und insbesondere der Moslem-
Bruderschaft gegenüber. Jetzt gibt es 
zwei Extreme, die miteinander kämp-
fen, und die schweigende Mehrheit 
zahlt den Preis.

Die Ironie besteht darin, dass fast 
alle islamistischen Anführer, wenn sie 
im Westen in einer demokratischen sä-
kularen Gesellschaft leben und wie alle 
anderen Bürger auch behandelt wer-
den, ihre Religion frei ausüben. Kehren 
sie aber in den Nahen Osten zurück, 
dann vergessen sie das völlig. Ihre In-
terpretation von Demokratie ist, dass 
51 % das Recht haben, die anderen 
49 % zu unterdrücken. Durch den Ara-
bischen Frühling und die Eskalation 
der Gewalt wird der Nahe Osten ent-
lang den konfessionellen Grenzen ge-
trennt. Christen können diese Realität 
nicht länger ignorieren und müssen ei-
nen entschiedenen, mutigen und letz-
ten Widerstand leisten, denn ansons-
ten steht das Ende ihrer Existenz in 
dieser Region bevor.

Ausblick
Der Nahe Osten ist unser Land, wir ge-
hören hierher und unsere Wurzeln sind 
hier. Wir werden nicht akzeptieren, 
dass wir von Dschihadisten oder autori-
tären chauvinistischen Regimen eth-
nisch gesäubert werden. Es besteht die 
Hoffnung, dass der Westen aus früheren 
Fehlern lernen und die derzeitigen Dro-
hungen gegen die Christen des Nahen 
Ostens ernst nehmen wird. Der Westen 
kann und sollte eine wichtige und wirk-
same Rolle spielen, um die Christen und 
andere Minderheiten im Nahen Osten 
zu schützen. Wir müssen Druck aus-
üben auf Regime und Oppositionsgrup-
pen im Nahen Osten, besonders auf die, 
welche Unterstützung aus dem Westen 
erhalten, damit eine säkulare Verfas-
sung verabschiedet werden kann. Wir 
müssen Christen unterstützen und er-
mutigen, in ihrem Heimatland zu blei-
ben. Wir müssen die Unterstützung 
muslimischer Oppositionsgruppen ver-
hindern, die versteckte radikale Pro-
gramme haben.

Die Welt kann nicht schweigend zu-
sehen. Wir müssen handeln und für un-
sere Interessen und unseren Glauben 
kämpfen. Wir müssen klar und unmiss-
verständlich zeigen, dass wir keine Ver-
folgung aus religiösen Gründen im Na-
hen Osten zulassen werden. Der Westen 
sollte uns dabei helfen und die Schaf-
fung einer säkularen demokratischen 
Verfassung mit der Trennung von Staat 
und Religion fordern und durchsetzen. 
Eine Verfassung, die sich an die allge-
meine Erklärung der Menschenrechte 
hält, die Freiheit jedes Einzelnen schützt 
und die garantiert, dass alle Bürger un-
geachtet ihrer religiösen, ethnischen, 
politischen oder Geschlechtszugehörig-
keit gleichberechtigt sind. Falls dies 
nicht möglich ist, dann sollten die 

Die syrischen Christen BRAUCHEN die 
aktive Unterstützung des Westens.

Christen zumindest das Recht auf 
Selbstbestimmung haben. 

Wie bereits gesagt: Der Preis des 
Nicht-Handelns ist viel höher als der des 
Handelns.  ///

/// �ABGAR MALOUL 
ist Präsident des Syrisch-Amerikani­
schen Forums für Demokratie, Chicago / 
USA. 
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Die Lage
Die syrische Industrie ist mittlerweile  
zu circa 80 % zusammengebrochen. 
Von 100.000 Industrieanlagen wurden 
60.000 infolge von bewaffneten Kämp-
fen und Targeting vollständig oder teil-
weise zerstört, die restlichen 40.000 ar-
beiten nur mit verminderter Kapazität. 
Der Gesamtschaden bezüglich Produk-
tion, Infrastruktur und Einnahmen be-
läuft sich auf fast 350 Milliarden Dollar. 

Annähernd 60 % der Syrer sind arbeits-
los, 70 % der medizinischen Einrichtun-
gen sind zerstört und höchstens 20 % 
der Kinder an den Zufluchtsorten erhal-
ten noch Schulunterricht. Es gibt bereits 
mehr als 150.000 Tote und doppelt so 

/// Der Bürgerkrieg muss endlich ein Ende haben

viele Verwundete. In den syrischen Ge-
fängnissen werden fast 125.000 Perso-
nen festgehalten, mehr als 2,5 Millionen 
Menschen sind bereits aus dem Land 
geflohen.

Die Protestbewegung
Die Zahl der mit den friedlichen Protes-
ten verbundenen Opfer lag in den ersten 
Monaten unter 5.000. Ende Juli 2011 
protestierten in den größeren Städten 
wie Hama, Homs, Daraa, Damaskus 
und Umgebung, Deirez-Zor und Idlib 
bereits über 1 Million Menschen, wo-
durch der Sicherheitsapparat stark ins 
Wanken kam. Es gelang nicht, die Pro-
teste zu stoppen, und die Sicherheitsbe-
hörden zeigten sich in diesem Zeitraum 
von ihrer schlechtesten Seite. Das auto-
ritäre Regime konnte nur mit Mitteln 
der Gewalt und Festnahmen reagieren. 
Die Diktatur bekam Risse, und es er-
folgten nachweislich bereits in den ers-

WAS WIRD AUS SYRIEN?

HAYTHAM MANNA /// Der Bürgerkrieg in Syrien geht in sein viertes Jahr. Die Lage ist 
mittlerweile international wie regional turbulent und von der Auflösung sowie dem 
Wiederaufbau der Entscheidungszentren und der politischen Prioritäten der betei-
ligten Länder gekennzeichnet. Das Ausmaß der Zerstörung übertrifft dabei jeden 
anderen bewaffneten Konflikt nach dem Zweiten Weltkrieg, und es ist eine menschli-
che Tragödie, der die internationale Gemeinschaft zusieht, anstatt sich ihrer Verant-
wortung zu stellen. 

Seit vier Jahren versinkt 
Syrien im Bürgerkrieg.

Die LAGE im syrischen Bürgerkrieg wird 
zunehmend bedrohlicher und unhaltbar.
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ten sechs Monaten der Proteste im 
Frühjahr 2011 Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit seitens der Sicherheits-
dienste.

Die politische Oppositionsbewe-
gung innerhalb Syriens konnte ihre 
wichtigsten Vertreter im Nationalen 
Koordinationskomitee für Demokrati-
schen Wandel der syrischen Kräfte un-
ter dem Banner „Nein zu Sektierertum, 
Nein zu Gewalt, Nein zu ausländischer 
Intervention“ vereinen, und es entstan-
den im ganzen Land Jugendgruppie-
rungen. Mitte Mai 2011 ließ das syri-
sche Regime Inhaftierte, die wegen ih-
rer Mitgliedschaft bei Al-Qaeda ange-
klagt waren, frei, und Gruppen dieser 
Organisation kamen zur gleichen Zeit 
in das Land. Salafistische Medien und 
die Medien der Golfstaaten (insbeson-
dere aus Saudi-Arabien und Katar) be-
gannen, die Idee von Waffen zur Selbst-
verteidigung zu verbreiten, um eine 
neue Phase der Militarisierung und das 
Zurückdrängen der breiten friedlichen 
Protestbewegung einzuleiten. Dafür 
wurden Freiheitskämpfer angeworben 
und die Außenpolitik wurde auf die 
breiten Oppositionsgruppierungen au-
ßerhalb des Landes verlagert. Es hieß, 
eine Intervention der NATO sei unaus-
weichlich, und man sprach davon, dass 
das Regime in spätestens einem Monat 
zusammenbrechen würde und man 

deshalb eine Schattenregierung und 
eine alternative Armee aufbauen müsse. 
Die revolutionäre Bewegung geriet mit 
einer nur improvisiert bewaffneten und 
nur für bewaffnete Aktionen gegründe-
ten Opposition in einen Kriegszustand. 
Angesichts einer fehlenden politischen 
Führung wurde sie schnell konfessio-
nell (insbesondere sunnitisch) einge-
färbt, und es gelang auch nicht, die 
Kämpfer zu vereinen. 

Dies gelang nur den Takfiri Jihadis-
ten. Sie bildeten eine größere miliärische 
Einheit, auch dank ihres klaren ideolo-
gischen Zusammenhalts, und spielten 
bald in den Reihen der bewaffneten Op-
position eine wesentliche Rolle, nicht 
zuletzt auch deshalb, weil sie Fremde 
aus mehr als 70 Ländern holten. Die tür-
kische Regierung unter Erdogan erleich-
terte deren Transfer in das Gebiet inner-
halb Syriens. Das Bündnis verschaffte 
den 11 Staaten der sogenannten Freunde 
des syrischen Volkes den politischen 
und finanziellen Schutz für die externe 
Opposition, bestehend aus dem Syri-
schen Nationalrat und der Koalition, 
unter der personellen Führung der Frei-
en Syrischen Armee, welche sich als die 
schwächere Partei in der bewaffneten 
Opposition erwiesen hatte. Dem syri-
schen Regime kam diese Entwicklung 
gelegen. „Bestätigte“ sie doch seine Ver-
schwörungstheorie und lieferte somit 
den nötigen Vorwand, um offiziell nach 
den Hezbollah-Kämpfern zu rufen und 
offen in der Schlacht bei al-Qusair zu 
intervenieren.

Aussicht
Nach dem Misslingen der Genf 2 Konfe-
renz gibt es heute jeden Tag mehr als 
100 neue Opfer. Mafiagruppen verbrei-
ten diesen schmutzigen Krieg im eige-
nen Land wie im Ausland. Die Entfüh-
rungen, die Säuberungen, die Zerstö-
rung der Infrastruktur wie der kulturel-
len Güter durch die Schabiha-Milizen 
des Regimes und die extremistischen 
Kämpfer gleichermaßen sind unzählbar. 
Die Takfiri Jihadisten haben außer ih-
rem Namen nichts mit dem Islam zu tun 
und töten jeden, der ihrem Glauben an 
einen inneren Konflikt um Geld und 
Macht widerspricht. Rache und Vergel-
tung machen jede Politik unmöglich, 
und die organische Verbindung zu der 
Ära vor dem Kapitalismus kehrte bei 
dem Versuch, die Milizen und Todes-
schwadronen des Herrschers und der 
Beherrschten neu zu gründen, verstärkt 
zurück. 

Niemand fühlt sich verantwortlich, 
und somit nehmen die Kriegsverbre-
chen und die Barbarei auf beiden Seiten 
zu. Gegen die Zerstörung von Dämmen 
oder die Bombardierung eines pharma-
zeutischen Betriebes, das Werfen einer 
Autobombe oder von mehr als 1.200 
Tonnen Sprengstoff von einem Flugzeug 
greift niemand ein. Europa, die USA 
und Russland sind derzeit mit der Krise 
in der Ukraine beschäftigt und küm-
mern sich nicht darum, dass die Zahl 
der syrischen Opfer steigt. 

Die Bewaffnung einiger Oppositi-
onsparteien hat sich inzwischen als 
schwerer Fehler erwiesen, hat sie doch 
dazu geführt, dass diese nun wie das sy-
rische Regime begonnen haben, Blut zu 
vergießen und schwere Verbrechen zu 
begehen. Auch sie haben somit die fried-
liche Volksbewegung torpediert und 
untergraben. 

Im Moment kann man von einer Zu-
kunft Syriens nicht sprechen. Dazu 
müsste der UN-Sicherheitsrat zuerst 
einmal beschließen, allen bewaffneten 
Nicht-Syrern die internationale Legiti-
mität abzusprechen und zu der histo-
risch verhandelten Vereinbarung zu-
rückkehren, dass das „Genfer Kommu-
niqué“ die einzig vernünftige Grundlage 
darstellt, um der Gewalt ein Ende zu 
bereiten, und dass die Wiederaufnahme 
politischer Verhandlungen das wichtigs-
te Mittel ist, um die in dem Land herr-
schende Gewalt zu marginalisieren und 
diesem schmutzigen Krieg ein Ende zu 
bereiten.  ///

/// �DR. HAYTHAM MANNA
ist Sprecher des Nationalen Koordinati-
onskomitees für demokratischen Wan-
del der syrischen Kräfte, Damaskus.

Die anfänglich friedliche Volks-
protestbewegung ENTWICKELTE SICH 
zu einer bewaffneten revolutionären 
Bewegung.

Die Wiederaufnahme politischer 
Verhandlungen ist das WICHTIGSTE Mittel, 
das Drama in Syrien zu beenden.
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Die Krise in Syrien ist unglücklicherwei-
se derart eskaliert, dass wir jetzt in jeder 
Hinsicht mit einer „menschlichen Kata-
strophe“ konfrontiert sind. Die wich-
tigste Frage, die geklärt werden muss, 
ist, warum wir einen derart tragischen 
Punkt in der Geschichte dieses Landes 
und sogar der Welt erreicht haben, be-
sonders wenn wir die Tatsache berück-
sichtigen, dass Syrien das einzige stabile 
Land in dieser unberechenbaren Nach-
barschaft gewesen ist, und nun das in-
stabilste geworden ist und den Nährbo-
den für Extremismus und Terrorismus 
bereitet. 

/// Im Namen Gottes

Syrien ist in seiner langen Geschich-
te ein Knotenpunkt vieler Religionen 
und Zivilisationen gewesen. Wir alle 
wissen, dass Abrahams Religionen auf 
Frieden beruhen, und dies seit Jahrhun-
derten, und tatsächlich haben deren An-
hänger in Frieden zusammengelebt, 
nicht nur in Syrien, sondern in fast allen 
muslimischen Ländern im Nahen Os-
ten. Unglücklicherweise ist aufgrund 
einer Kette von „Miss-es“ einer der ge-
fährlichsten und strategisch folgen-
reichsten Fehler seitens des Westens in 
Syrien gemacht worden. Was ist mit die-
ser Kette von „Miss-es“ gemeint? 

Die großen Westmächte haben zu-
sammen mit einigen regionalen Verbün-
deten aufgrund ihres „Miss-verständ-
nisses“ und ihrer „Miss-deutung“ des 
sogenannten Arabischen Frühlings und 
des Islamischen Erwachens in der Regi-
on die Entwicklungen in Syrien „miss-
deutet“, was zu einer „Miss-kalkulati-
on“ der tatsächlichen Gegebenheiten 

SYRIEN: KRISE INNERHALB EINER KRISE

W. E. ALI REZA SHEIKH ATTAR /// Syrien ist in seiner langen Geschichte ein Kno-
tenpunkt vieler Religionen und Zivilisationen gewesen. Aufgrund einer Kette von 
Fehlentscheidungen und Fehleinschätzungen des Westens hat sich die Krise dort 
inzwischen zu einer menschlichen Katastrophe ausgewachsen, die ein sofortiges  
kollektives Vorgehen erfordert, das auf realen Gegebenheiten begründet ist und 
nicht auf den Illusionen einiger weniger Akteure.

Eine Fortsetzung 
dieses Krieges kann 
zu einer möglichen 
Auslöschung Syriens 
führen, meint der 
iranische Botschafter 
Sheikh Attar.

Die Krise in Syrien ist zur „mensch-
lichen Katastrophe“ ESKALIERT.
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vor Ort und letztendlich zu diesem tra-
gischen „Miss-management“ der Krise 
in Syrien geführt hat. Unglücklicherwei-
se versuchten einige regionale und über-
regionale Länder, jedes aus einem ande-
ren Grund, die Situation in Syrien zu 
manipulieren, und planten, die ur-
sprünglichen und rechtmäßigen Forde-
rungen der einfachen Syrer zu „miss-
brauchen“. Länder wie Saudi-Arabien, 

gefangen in Illusionen und Ängsten, 
dachten, sie könnten diese „Bewegung 
des Erwachens“ daran hindern, auf ihr 
Land überzugreifen, indem sie eine 
Kriegsfront in Syrien eröffnen und das 
Land als Puffer benutzen. Natürlich gab 
es auch andere regionale Akteure wie 
die Türkei beispielsweise, die andere Il-
lusionen hatten und Fehlentscheidun-
gen getroffen haben. Alle diese Elemen-
te und das Versagen der syrischen Re-
gierung, besonders das der Sicherheits-
kräfte in den Provinzen, ließen die Situ-
ation dort eskalieren. 

Gleichzeitig dachten einige West-
mächte, „miss-geleitet“ von ein paar Be-
teiligten der Region und ohne ein ange-
messenes strategisches Verständnis der 
Dynamik in der Region, dass es an der 
Zeit sei, die Widerstandsfront gegen Is-
rael zu schwächen. Aufgrund dieser 
„Miss-deutung“ vergaßen die USA und 
deren westliche Verbündete wieder ein-
mal ihre strategischen Fehler in Afgha-
nistan und ihre fehlgeschlagene Politik 
der Unterstützung von Al-Qaida gegen 
die frühere Sowjetunion, und unter-
stützten die Extremisten in Syrien, um 

das Assad-Regime zu stürzen. Die Ver-
einigten Staaten und die mit Al-Qaida 
verbundenen Terrorgruppen schlugen 
sich wieder auf dieselbe Seite, diesmal 
im Syrienkonflikt. 

Das Ergebnis dieser falschen Heran-
gehensweise ist die katastrophale Situa-
tion, die wir alle jetzt in Syrien sehen. 
Dieses kollektive Versagen hat eine Situ-
ation hervorgebracht, in der das syrische 
Volk mit seinem Blut bezahlen muss. 
Tatsächlich ist sich das syrische Volk, 
einschließlich der Christen, der Bedro-
hung durch die Extremisten stärker be-
wusst und unterstützt daher aktiver die 
syrische Regierung. Selbst die Anführer 
nationaler Oppositionsgruppen haben 
verstanden, dass eine Fortsetzung die-
ses Krieges zu einer möglichen Auslö-
schung Syriens führen wird, und suchen 
daher nach einer politischen Lösung. 

Es ist sicherlich überflüssig zu er-
wähnen, dass inmitten dieser Krise den 
Minderheiten und Christen in Syrien, 
einem multi-ethnischen und multi-reli-
giösen Land, durch das kaltblütige Vor-
gehen der Terroristen und Extremisten-
gruppen enormes Leid zugefügt worden 
ist. Diese befinden sich tatsächlich in 
einer sehr kritischen Situation und sind 
existenziell bedroht. Die Hauptgründe 
dafür gehen nicht nur auf die kranke Lo-
gik von Extremistengruppen wie Takfi-
ris und Jabhat al-Nosra zurück, sondern 
auch auf die Unterstützung der syri-

schen Regierung seitens der Christen. 
So haben Anführer der syrischen Chris-
ten mehrmals die USA und ihre Verbün-
deten dazu aufgerufen, die Unterstüt-
zung der Anti-Assad-Rebellen zu been-
den.

Der Punkt ist aber hier, dass wir das 
Problem in Syrien verstehen und als 
Ganzes angehen müssen. Die Konse-
quenzen des Syrienkonfliktes sind äu-
ßerst kritisch: Er hat viele Menschenle-
ben gekostet und die Region und den 
Westen Milliarden Dollar. Er hat zu ei-
ner weitverbreiteten Frustration und ei-
ner Destabilisierung der Nachbarländer 
wie des Libanons, des Iraks, der Türkei, 
Jordaniens und sogar Saudi-Arabiens 
sowie einer Ausbreitung des Extremis-
mus und Terrorismus geführt. Terror-
gruppen, die in Syrien ausgebildet wer-
den, breiten sich in der ganzen Welt, 
besonders in europäischen Ländern, 
aus.

Diese menschliche Katastrophe er-
fordert ein sofortiges und kollektives 
Vorgehen von uns, und zwar eines, das 
auf realen Gegebenheiten begründet ist, 
nicht auf den Illusionen einiger weniger 
Akteure. Die Islamische Republik Iran 
ist fest der Meinung, dass dieses Blut-
vergießen in Syrien sofort aufhören und 
das Problem des Terrorismus und Extre-
mismus unverzüglich angegangen wer-
den muss. Natürlich vertreten wir die 
Auffassung, dass das Schicksal Syriens 
von dem syrischen Volk auf demokrati-
sche Weise entschieden werden soll. 
Nur durch ein solches Vorgehen können 

Der Syrienkonflikt muss in ihrem 
GESAMTZUSAMMENHANG gesehen und 
verstanden werden.

Es bedarf eines sofortigen und 
kollektiven Vorgehens, begründet auf 
REALEN Gegebenheiten.

Eine „Miss-Deutung“ des Islamischen 
Erwachens von WESTLICHER Seite hat die 
Eskalation mit befördert.

die Rechte aller Syrier, ungeachtet der 
ethnischen und religiösen Herkunft, im 
zukünftigen Syrien sichergestellt und 
anerkannt werden.  ///

/// �W. E. ALI REZA SHEIKH ATTAR 
ist seit Oktober 2008 Botschafter der 
Islamischen Republik Iran in Deutsch-
land, Berlin.
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kommuniqué analysen

Im Anschluss an die Internationale Konferenz „Christen in Syrien und die  
Neuordnung des Nahen Ostens“, die die Hanns-Seidel-Stiftung (HSS) und der Zen-
tralrat Orientalischer Christen in Deutschland (ZOCD) in Wildbad Kreuth am 
27./28. März 2014 durchgeführt haben, erklären die beiden Kooperationspartner: 

Kommuniqué der Hanns-Seidel-Stiftung und des Zentralrats  
Orientalischer Christen in Deutsch-land zur Situation der Christen und  

anderer religiöser Minderheiten in Syrien 

Der Bürgerkrieg in Syrien hat inzwischen über 140.000 Tote gefordert. Mehr als  
9 Millionen Flüchtlinge sind innerhalb und außerhalb der Landesgrenzen auf der 
Flucht. Insbesondere die Lage der religiösen Minderheiten hat sich dramatisch ver-
schlechtert. Obwohl sich das Land 1969 zur Einhaltung des Internationalen Pakts 
über bürgerliche und politische Rechte (Zivilpakt) verpflichtet hat, der die Anerken-
nung der Menschenrechte und explizit das Recht auf Religionsfreiheit garantiert,  
bestimmen Menschenrechtsverletzungen wie Vertreibung, Entführung, Folter und 
Mord von Angehörigen nicht zuletzt religiöser Minderheiten heute die Tagesordnung. 

Angesichts des unsäglichen Leids, dem namentlich die Christen unterschiedli-
cher Konfessionen in Syrien ausgesetzt sind, fordern wir die Verantwortlichen der 
Arabischen Republik Syrien auf, für die Einhaltung des Zivilpakts Sorge zu tragen, 
das Leben und die Freiheit aller Menschen in Syrien zu schützen, der gesamten Be-
völkerung einen sicheren und gerechten Zugang zu humanitärer Hilfe zu garantie-
ren, die Existenz der christlichen Gemeinschaften – die seit 2000 Jahren die Kultur 
dieser Region mitprägen – zu sichern und die Übergriffe in Form von Vertreibung, 
Entführung, Folter und Mord durch extremistische und kriminelle Gruppen zu 
stoppen. Dieser Appell richtet sich in gleicher Weise an alle anderen Konfliktpartei-
en im Land, insbesondere an diejenigen, die sich Menschenrechtsverletzungen zu-
schulden kommen lassen. 

Die Verantwortlichen der Deutschen Bundesregierung haben ihre leitenden 
Grundsätze und Ziele für die 18. Legislaturperiode im Koalitionsvertrag festge-
schrieben. Dabei verdient die Unterstützung der Entwicklung von pluralistischen 
Gesellschaften, in denen Religionsfreiheit garantiert und umgesetzt wird, hohen Re-
spekt. Insbesondere die Selbstverpflichtung, sich vor diesem Hintergrund aktiv an 
der Suche nach einer politischen Lösung des Syrienkonflikts zu beteiligen, das Lei-
den der syrischen Flüchtlinge und Vertriebenen in den Anrainerstaaten zu lindern 
und sich für eine gemeinsame europäische Initiative zur Aufnahme syrischer Flücht-
linge einzusetzen, ist heute drängender denn je. 

Wildbad Kreuth, den 28. März 2014 

/// Hitlers Niederlage

Der machtkampf um österreich 
1933/34*

GOTTFRIED-KARL KINDERMANN /// Das Jahr 2004 bedeutet auch ein Gedenken  
an Hitlers 1934 gescheiterten ersten Versuch zur Eroberung Österreichs als erstem 
Schritt zur Veränderung des europäischen Status quo. Am Höhepunkt dieses brutalen 
Machtkampfes vor 80 Jahren wurde Bundeskanzler Engelbert Dollfuß, der Architekt 
des erfolgreichen österreichischen Widerstandes, von der SS beim Sturm aufs Kanz-
leramt ermordet. Es war vor 1938 das einzige Mal, dass Hitlers Expansionspolitik  
auf entschiedenen und erfolgreichen Widerstand stieß.

Fragt man deutsche Zeitgenossen nach 
der Geschichte Österreichs in den 30er-
Jahren des 20. Jahrhunderts, so kennen 
viele Befragte zwar den „Anschluss“, 
doch in 90 % der Fälle – einschließlich 
selbst mancher Fachhistoriker – sonst 
aber buchstäblich nichts. Doch der fast 
fünfjährige Kampf um Österreich ge-
hört sehr wesentlich zur Vorgeschichte 
des Zweiten Weltkrieges. Denn dieser 
entstand aus dem Kampf und Expansi-
onsstreben der drei „Achsenmächte“ 
Italien, Japan und Hitler-Deutschland 
gegen die seit 1919 bestehende Weltfrie-
densordnung.

Ursprung und Kern des Konflikts 
zwischen Dollfuß und Hitler

Hitler eröffnete den Kampf um Öster-
reich schon 1932 mit der enthüllenden 

geostrategischen Parole: „Wer Öster-
reich besitzt, der beherrscht Mitteleuro-
pa. Das gibt unserem Kampf um Öster-
reich seine europäische Dimension.“ 
Doch während Hitlers Verbündete in 
der Mandschurei und Äthiopien (Abes-
sinien) auf Anhieb siegreich waren, erlitt 
Hitler beim ersten Angriff auf Öster-
reich eine ebenso peinliche wie auch 
lehrreiche Niederlage mit nachhaltiger 
Wirkung bis 1938. Wäre ihm die Erobe-
rung der Alpenrepublik gelungen, so 
hätte Deutschland erstmals direkte 
Grenzen mit Italien und dem Balkan ge-
habt und wäre die Tschechoslowakei 
von drei Seiten von deutschem Reichsge-
biet umklammert gewesen. Die Errei-
chung dieses Zieles erschien umso leich-
ter, als die meisten österreichischen Par-
teien seit dem Ende des Habsburger 
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Großreiches – trotz des Anschlussver-
bots der Siegermächte – an der Idee ei-
nes „Anschlusses“ an Deutschland fest-
hielten. 

Ganz im Gegensatz zu Deutschland 
war die österreichische NSDAP im Par-
lament zwar ohne Mandat geblieben, 
doch ab Hitlers Machtergreifung erleb-
te seine Partei in Österreich wachsen-
den Zulauf. In dieser Situation ergriff 
der in Österreich seit 1932 regierende 
christlich-soziale Bundeskanzler Dr. 
Engelbert Dollfuß die Initiative und 
ging zu Hitler und seiner NSDAP auf 
Konfrontationskurs. Er gründete am 
20. Mai 1933 mit der „Vaterländischen 
Front“ Nachkriegsösterreichs erste 
Organisation mit dem primären Ziel 
einer Hochwertung und Verteidigung 
der österreichischen Eigenstaatlichkeit 
und der Erweckung eines traditionsbe-
wussten neuösterreichischen Patriotis-
mus. Nur fünf Tage danach reagiert 
Hitler, indem er dem Reichskabinett 
darlegte, Dollfuß wolle den großdeut-
schem Gedanken in Österreich durch 
eine „österreichische“ Idee ersetzen. 
Dadurch aber verlöre Deutschland 
sechs Millionen Menschen, die dann ei-
nem „Verschweizerungsprozess“ entge-
gengehen würden.

Gewaltterror der NS mittels einer 
„Generaloffensive“ gegen Österreich

Als Folge entfesselten die vom Reich un-
terstützten Nationalsozialisten in Öster-
reich ihre sogenannte „Generaloffensi-
ve“ gegen Österreich. Diese begann mit 
einem Boykott des Tourismus nach Ös-
terreich und steigerte sich bis zu einem 
präzedenzlosen und landesweiten Ge-
waltterror mit bis zu 125 Sprengstoffan-
schlägen pro Monat. Diese richteten 
sich gegen Bahngleise, Stromleitungen, 
Brücken, Wasserkraftwerke, Telefonka-

bel, Elektrizitätswerke, Pfarrhöfe, Gen-
darmerieposten, Büros der Vaterländi-
schen Front, Wohnungen christlich-so-
zialer Politiker oder Anlagen der Bun-
desbahn. Ergänzt wurde dieser Spreng-
stoffterror durch Mordanschläge auf 
politisch führende Persönlichkeiten, 
darunter der Bundeskanzler, der Vize-
kanzler, der Justizminister und der Lan-
deshauptmann von Tirol. Ergänzend 
ergoss sich über das Land aus Deutsch-
land geliefertes Propagandamaterial. 
Gebäude und gut sichtbare Felsen wur-
den mit riesigen Hakenkreuzen be-
schmiert und der Reichsdeutsche Rund-
funksender strahlte österreichfeindliche 
Propaganda aus. Hinzu kamen durch 
den Boykott des deutschen Tourismus 
nach Österreich und Drosselungen ös-
terreichischer Importe seitens der deut-
schen Wirtschaft ein wirtschaftlicher 
Einbruch. Theo Habicht, deutscher  
Ex-Kommunist, doch später Hitlers 
Stellvertreter in der österreichischen  
NSDAP, suchte den Bundeskanzler 
Dollfuß auf, um ihm zu sagen, er sei ein 
freier Mann und könne wählen, entwe-
der als Anschlusshelfer Ruhm zu ernten 
oder zerschmettert zu werden.

Organisation und Sprache  
des Widerstandes

Dollfuß wählte den Widerstand. Als 
erster Regierungschef Europas erließ er 

DOLLFUß widersetzte sich dem 
großdeutschen Gedanken Hitlers 
und verteidigte Österreichs 
Eigenstaatlichkeit.Q
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Für seine klare Haltung gegen  
den Nationalsozialismus bezahlte 
Dollfuß am 25. Juli 1934 mit 
seinem Leben.
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schon am 19. Juni 1933 ein Totalverbot 
der NSDAP samt allen ihren Organisa-
tionen und Publikationen. Zur Terror-
abwehr und zum verstärkten Grenz-
schutz wurde in Ergänzung des Bun-
desheeres ein Militärassistenzkorps 
aufgestellt und an gefährdet scheinen-
den Orten lokale „Ortswehren“ organi-
siert. Auf die großen Momente in Öster-
reichs Geschichte verweisend, warb die 
Vaterländische Front für ein aktives Be-

kenntnis zu Österreichs Unabhängig-
keit und Identität. Zugleich wurde Ös-
terreich in Europa zur wichtigsten 
deutschsprachigen Quelle der Kritik am 
Nationalsozialismus. Dieser wurde als 
undeutsche Form eines Nationalbol-
schewismus verstanden. So schrieb 
Dietrich von Hildebrand, der vormals 
Professor an der LMU gewesen war: 
„Die nationalsozialistische Welle ist auf 
der ganzen Linie von ihrer Rassenver-
götterung ... von ihrer Ignorierung 
deutscher Geschichte und Tradition bis 
zu ihrem von ungeheurer Hybris erfüll-
ten Ethos eine Sturmflut gegen deut-
sches Wesen und deutsche Kultur, ein 
Abfall von deutscher Art und deutscher 
Tradition, wie ihn die Geschichte bisher 
noch nie gesehen.“ Die gleiche Zeit-
schrift, genannt „Der Christliche Stän-
destaat“, berichtete schon 1935 von den 
entsetzlichen Grausamkeiten in ge-
nannten deutschen Konzentrationsla-
gern. Analytisch korrekt vorausschau-
end heißt es in dieser vom Bundeskanz-
ler subventionierten Zeitschrift auch: 

„Die Zukunft für Deutschland ist der 
Krieg. – Nur der Krieg und nichts als 
der Krieg ... Es gibt nichts mehr in 
Deutschland, das nicht auf den nahen 
Krieg abgestimmt ist. Der Himmel über 
Deutschland ist Blut.“

Nachdem Dollfuß anlässlich eines 
Rom-Besuchs vom späteren Papst  
Pius XII ein schärferes Vorgehen gegen 
den Nationalsozialismus gefordert hat-
te, verfassten alle Bischöfe Österreichs 
einen gemeinsamen Hirtenbrief, der zu 
Weihnachten 1933 von allen katholi-
schen Kanzeln verlesen wurde. Darin 
heißt es u. a.: „Darum verurteilen Wir 
den nationalsozialistischen Rassen-
wahn, der zum Rassenhass und zu Völ-
kerkonflikten führt, ja führen Muss.“ 
In einer auch an die sogenannten „nati-
onalen Kreise“ appellierenden Rede, 
nur wenige Wochen vor seiner Ermor-
dung durch die SS, sagte Dollfuß: 
„Wollt ihr mit diesem Verbrechertum 
irgendetwas gemeinsam haben? Ich ap-
pelliere an Euch, restlos und klar den 
Trennungsstrich gegenüber solchen 
Methoden und gegenüber einer Welt-
anschauung, aus der heraus solche Me-
thoden möglich sind, zu ziehen. Diesen 
Methoden gegenüber gibt es nur eine 
Stellungnahme, und die ist: Ich bin da-
gegen. Wer das nicht eindeutig sagt, ist 
mitschuldig.“ Kein anderer der damali-
gen Regierungschefs in Europa hat es 
gewagt, eine ähnlich klare Sprache zu 
führen.

Stellung und Haltung der Juden  
im Ständestaat

Wie auch in allen anderen Staaten Süd-
osteuropas gab es auch in der Ersten Re-
publik Österreich ein unbestreitbares 
Maß an Antisemitismus. Doch in Arti-
kel 27 (2) der österreichischen Bundes-
verfassung von 1934 hieß es u. a.: „Der 
Genuss der bürgerlichen und staatsbür-
gerlichen Rechte sowie die Zulassung zu 
öffentlichen Schulen ist vom Religions-
bekenntnis unabhängig.“ Anders als im 
benachbarten Deutschland blieben Ös-
terreichs Juden frei, waren sowohl im 
Bundesrat als auch im Rat der Stadt 
Wien vertreten und prominent in man-
chen Bereichen des öffentlichen Lebens. 
Anlässlich des Todes von Dollfuß 
schrieb die Zeitschrift Jüdische Front: 
„Wir wissen ihm Dank dafür, dass er 
uns nicht zu Menschen zweiter Klasse 
stempeln ließ, dass er der Kamerad-
schaft, die im Weltkriege Juden und 
Christen verband, nicht vergaß.“ Im 
Wiener Jüdisches Familienblatt hieß es: 
„Dollfuß heißt Österreich. Der Kanzler 
hat uns zum Vaterland geformt. Dem 
neuen Österreich hat er mit seinem Le-
ben und seinem Sterben den Helden ge-
schenkt, in dessen Bild die Vaterlands-
liebe ihr unauslöschliches Beispiel ge-
funden hat.“ Und so begann die Tragö-
die der österreichischen Juden erst ein 
halbes Jahrzehnt später, als der österrei-
chische Staat, der sie geschützt hatte, 
sich selbst nicht mehr zu schützen ver-
mochte. 

Zentraler Bezugspunkt des altöster-
reichischen Patriotismus war nicht ein 
Volk, sondern die supranational regie-
rende Habsburger Dynastie gewesen. 
Doch mit dem Ende des Ersten Welt-
krieges hatte sie ihre Stellung und Macht 
verloren. Dennoch wirkten viele Wert-
setzungen und Traditionen des altöster-

reichischen Patriotismus als Quelle ei-
ner neuösterreichischen Standortbe-
stimmung weiter. Dieser galt das Öster-
reichertum als eine europäisierte Form 
des Deutschtums, die zu ihrer Selbstver-
wirklichung eines eigenen Staates be-
dürfe, der in Europa zur Verteidigung 
des abendländischen Kulturerbes, ins-
besondere des Christentums, der We-
senheit Österreichs und der Friedens-
ordnung Europas berufen sei. So wun-
dert es nicht, dass die vom Grafen Cou-
denhove Kalergi 1926 in Wien gegrün-
dete europäische Integrationsbewegung 
von der österreichischen Dollfuß-Regie-
rung nachhaltig unterstützt wurde. Als 
deren primäre Gegner galten National-
sozialismus und Marxismus.

Selbstlähmung des Parlaments  
und Ständestaatsdiktatur

Doch die existenzielle Bedrohung durch 
einen übermächtigen Gegner wie auch 
aus dem Inneren des Staates wirkende 
Drohpotenziale veranlassten Dollfuß 
und seine Partei zur Gründung eines au-
toritären Ständestaates. Den ersten An-
lass dazu gab der Schildbürgerstreich 
einer grotesken Selbstparalyse des öster-
reichischen Parlaments. Dort standen 
sich Anfang März 1933 zwei Parteilager, 
nämlich die Christlich-Sozialen und die 
Austromarxisten, in bitterster Feind-
schaft und in einem fatalen Kräftever-
hältnis von 81 zu 81 gegenüber.

Dollfuß bezog ganz klar Stellung 
GEGEN den Nationalsozialismus.

Die deutschen Nationalsozialisten 
REAGIERTEN auf den österreichischen 
Widerstand mit Terror und wirtschaft-
lichem Boykott.

Der österreichische Patriotismus 
orientierte sich WEITER am Habs-
burger-Reich.
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Otto Leichter, ein führender sozia-
listischer Redakteur, beschrieb die Situ-
ation als „abstoßend häßlichen und ent-
würdigenden Kleinkampf um jede Stim-
me“. Um dennoch mit einer Stimme eine 
Mehrheit zu gewinnen, legte Karl Ren-
ner, der Erste Präsident des Parlaments, 
sein diesbezügliches Mandat nieder, um 
dadurch eine Stimme für seine Partei zu 
gewinnen. Doch die beiden anderen 
Parlamentspräsidenten durchschauten 
den Trick und legten auch ihre Präsidi-
almandate nieder. Als Folge dieses ver-
antwortungslosen Tricksens war das 
Parlament führungslos und aktionsun-
fähig und zum Gespött Europas gewor-
den. Als die Bemerkung des Bundes-
kanzlers, nun brauche man eine neue 
Verfassung, Beifallsstürme in einer 
Volksversammlung auslöste, beschloss 
Dollfuß nichts zu tun, um die bisherige 
Form des österreichischen Parlamenta-
rismus zu erhalten. Mit diesem Typ von 
Parlament traute er sich nicht, gegen 
Hitler in den Kampf zu gehen – hatte er 
doch dessen Methode der scheinbar le-
galen Machtergreifung beobachten kön-
nen. So proklamierte Dollfuß unter ein-
deutigen Verletzungen der bestehenden 
Verfassungsrechtsordnung am 1. Mai 
1934 die neue, autoritäre Verfassung ei-
nes Ständestaates, dessen Gründer sich 
u. a. auf die päpstliche Sozialenzyklika 
beriefen. Allerdings war damit Hitlers 
Plan, in Österreich über allgemeine 
Wahlen und Parteikoalitionen zur 
Macht zu kommen, ein Riegel vorge-
schoben.

Gegen und für ein selbständiges 
Österreich 

Ein zweites Motiv ergab sich aus der 
Tatsache, dass es bei den meisten öster-
reichischen Parteien keinen gleichsam 
natürlichen Willen zur Erhaltung ihres 

Staates, der als Restbestand aus der Auf-
teilung der großen Donaumonarchie der 
Habsburger hervorgegangen war, gab. 
Viele Österreicher dachten damals wie 
Hans Kelsen, der obwohl Hauptautor 
der österreichischen Bundesverfassung, 
1926 gesagt hatte: „Weder historische 
noch religiöse noch kulturelle Gründe 
sind es, die das heutige Österreich recht-
fertigen können, das nichts ist als ein 
willkürlicher Fetzen Landes, nachdem 
die Sieger ihre territorialen Bedürfnisse 
befriedigt haben.“ Ein vernichtendes 
Urteil! 

Und noch 1932 erklärte Karl Ren-
ner, einer der einflussreichsten Sozialde-
mokraten, Österreich sei ein „verkrüp-
peltes Zwergwirtschaftsgebiet“, das „ein 
Glied des ... nationalen Wirtschaftsge-
bietes des Deutschen Reiches“ werden 
solle. Die Sozialdemokratische Partei 
lehnte zwar den Anschluss an ein „fa-
schistisches Zuchthaus“ ab, versicherte 
jedoch in einer Grundsatzerklärung 
vom 13. Mai 1933: „Der Anschluss an 
ein freies, friedliches Deutschland der 
Zukunft bleibt unser Ziel.“ Im gleichen 
Monat schloss die Großdeutsche Volks-
partei eine „Kampfgemeinschaft“ mit 
der NSDAP und der Anerkennung Adolf 
Hitlers als Führer des gesamten deut-
schen Volkes. Bei der österreichischen 
NSDAP war das eine Selbstverständ-
lichkeit. In politischer Hinsicht war Hit-
ler nicht nur deutscher Reichskanzler, 
sondern auch Chef der deutschen und 
der österreichischen NSDAP sowie der 
Großdeutschen Partei.

Somit fehlte dem damaligen Öster-
reich der in anderen Ländern selbstver-
ständliche Wille zur Erhaltung seines je-
weiligen Staates. In peinlicher Erinne-
rung an diese Vergangenheit diktierten 
die Alliierten ein ausdrückliches An-
schlussverbot in Artikel 4 des österrei-
chischen Staatsvertrages von 1955. Wo 
sonst gibt es einen Staat, dem seine Selb-
ständigkeit – das höchste Gut der Nation 
in anderen Staaten – von fremden Mäch-
ten diktiert wird? Die Ausnahme von ei-
nem Überwiegen der Anschlusstendenz 
bildeten lediglich die am 20. Mai 1933 
durch Transformation der Christlich-
Sozialen Partei entstandene Vaterländi-
sche Front und kleinere, sich ihr an-
schließende Gruppen. Dollfuß, der sich 
als Verteidiger Österreichs, Europas und 
des Christentums empfand, sagte anläss-
lich des „Generalappells“ der Vaterländi-
schen Front vom 11. September 1933  
u. a.: „Ich bin überzeugt, dass es der Wil-
le einer höheren Macht ist, dass wir un-
ser Heimatland mit seiner ruhmreichen 
Geschichte, wenn auch heute in kleine-
rer Form, erhalten, ich bin überzeugt, 
dass dieses Österreich in der Gestaltung 
des öffentlichen Lebens beispielgebend 
sein wird auch für andere Völker ... .“ 
Konkret heißt es in seiner Erklärung vom 
7. April 1933: „Das einzige Ziel unserer 
Außenpolitik kann nur sein, die Unab-
hängigkeit nach allen Seiten zu sichern 
und dazu beizutragen, dass für die weite-
re Gestaltung des Schicksals unserer 
Heimat niemand anderer als wir selbst 
die Entscheidung zu treffen haben.“

Der tragische Aufstand des Repub-
likanischen Schutzbundes

Ein weiterer Grund für die Errichtung 
eines autoritären Systems ergab sich aus 
Österreichs Konfrontation mit der Über-
macht des Dritten Reiches und der 

NSDAP als deren „Fünfte Kolonne“. Der 
Feind stand somit nicht nur an den Gren-
zen, sondern war tief in das Innere der 
Festung gesickert. Hinzu kam im Falle 
Österreichs der im übrigen Europa präze-
denzlose Zustand eines Staates, der das 
Monopol an Mitteln militärischer 
Zwangsgewalt verloren hatte. Denn es 
gab in Österreich nach 1918 militärisch 
bewaffnete Privatarmeen politischer Par-
teien, die in zwei Fällen (der „rechten“ 
Heimwehr und dem „austromarxisti-
schen“ Republikanischen Schutzbund) 
zahlenmäßig stärker waren als das regu-
läre Bundesheer. Dieses musste sich im-
mer wieder zwischen die einander feind-
lichen Parteiarmeen stellen, um den Be-
ginn eines Bürgerkrieges zu verhindern. 

Das Ziel des Bundeskanzlers aber 
war es, angesichts der ungeheuren Be-
drohung Österreichs durch den Natio-
nalsozialismus eine Zusammenfassung 
(„Unizierung“) aller politisch verlässli-
chen Waffenträger zu bewirken. Er tat 
das einerseits durch das Verbot des Re-
publikanischen Schutzbundes der Sozia-
listen, der sogenannten „Selbstschutzfor-
mation des Proletariats“ und andererseits 
dadurch, dass er die Heimwehr in den 
Dienst der Landesverteidigung stellte. 
Als die Führer des verbotenen Schutz-
bundes heimliche Waffenverstecke an-
legten, begann die Bundespolizei mit 
umfangreichen Suchaktionen. Als eine 
solche auch für das sozialistische Partei-
heim in Linz geplant war, informierte der 
lokale Schutzbundkommandant Richard 
Bernaschek den Parteivorstand in Wien, 
er habe den „unabänderlichen Beschluss“ 
gefasst, im Falle einer Waffensuche auf 
die Polizei schießen zu lassen. Trotz eines 
Verbots der Parteileitung (Otto Bauer) 
wurde das Feuer auf einen Suchtrupp der 
Polizei eröffnet. Doch durch die Eigen-
willigkeit des Linzer Schutzbundkom-

Die MEISTEN damaligen österreichischen 
Parteien waren für den Anschluss an 
Deutschland.
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mandanten war die sozialistische Partei 
in eine Zwangslage versetzt und hatte 
den so wichtigen Vorteil der Überra-
schung des Gegners verloren. Mit hauch-
dünner Mehrheit beschloss der Parteivor-
stand, den Schutzbund landesweit zum 
Kampf und die Arbeiterschaft zum Ge-
neralstreik aufzurufen.

Doch weder die Gewerkschaften 
noch die allgemeine Arbeiterschaft lie-
ßen sich in einen Bürgerkrieg hinein-
kommandieren. Nur ein größerer Teil 
des Schutzbundes kämpfte heroisch, 
doch allein, räumlich zersplittert und 
ohne zentrale Kampfleitung. Mit Hilfe 
der Schockwirkung durch die Artillerie 
gelang es dem Bundesheer, den Auf-
stand in drei Tagen niederzuwerfen. Die 
gesamte Verlustbilanz betrug 403 Ös-
terreicher. Trotz der Fürbitten des Kar-
dinals Innitzer und des Fürsten Star-
hemberg wurden neun Schutzbundfüh-
rer hingerichtet, was bei den Sozialisten 
eine bis heute nachwirkende Erbitte-
rung geschaffen hat. Doch die Regie-
rung empfand, dass der Aufstand der 
gegen die Nationalsozialisten kämpfen-
den Front in den Rücken gefallen war. 
Wer auf legal nach versteckten Waffen 
suchende Truppen der Polizei das Feuer 
eröffne, müsse wissen was er riskiere. 

Der NS-Blitzkriegsaufstand und 
Österreichs Abwehrsieg

Mit der Errichtung einer Ständestaats-
diktatur war Hitlers ursprünglicher 
Plan einer quasi „legalen“ Machtergrei-
fung wie in Deutschland verhindert 

worden. Auch begannen die Abwehr-
strategien der Bundesregierung Wir-
kung zu zeigen. Als Folge entstand in 
der NSDAP der Plan, durch einen be-
waffneten Aufstand im Stil eines Blitz-
krieges die Macht zu ergreifen. Einhei-
ten der SS sollten das Bundeskanzler-
amt erstürmen und die Regierung wäh-
rend einer Kabinettssitzung gefangen 
nehmen. Zugleich sollte eine andere 
SS-Einheit das Rundfunkgebäude der 
Ravag besetzen und die Falschmeldung 
aussenden, eine neue Regierung unter 
Anton Rintelen sei gebildet worden und 
ihr sei zu gehorchen. Auf diese Meldung 
hin sollte die SA in mehreren Bundes-
ländern losschlagen und versuchen, 
Landeshauptstädte zu erobern und sich 
als neue Exekutive ausgeben. Ein SS 
Sonderkommando sollte den Bundes-
präsidenten in Velden überfallen und 
zur Ernennung einer neuen Regierung 
zwingen. Es war der Plan eines mehrdi-
mensionalen politischen Enthaup-
tungsschlages. Doch auf Grund einer, 
wenn auch unklaren Warnung hatte 
Dollfuß seine Minister in ihre Ämter 
entsandt. Kurz darauf erstürmten, in 
reguläre Heeresuniformen verkleidete 
SS-Leute das Bundeskanzleramt, wo sie 
Dollfuß antrafen, ihn niederschossen 
und ihn ohne erbetenen ärztlichen oder 
geistlichen Beistand verbluten ließen. 
Gleichzeitig brachen in mehreren Bun-
desländern bewaffnete Aufstände aus. 
Die gefälschte Radiomeldung war hier-
zu das Signal gewesen.

Hitler gesteht seine Niederlage
Hitler, der von dem Putsch wusste, er-
teilte dem Wehrkreis VII in München 
am 25. Juli 1934 den Befehl, die in 
Deutschland aufgestellte „Österreichi-
sche Legion“ der NSDAP solle im Falle 
entscheidender Anfangserfolge des Auf-

stands in Österreich einmarschieren, 
woraufhin ihr die Wehrmacht Waffen 
nachzuliefern habe. Doch der entschei-
dende Befehl für diese Aktion unter-
blieb, nachdem das Scheitern des Schla-
ges gegen das Zentrum der Bundesre-
gierung bekannt geworden war. Haupt-
schauplätze der Kämpfe waren die Bun-
desländer Kärnten, Steiermark, Ober-
österreich und Salzburg. Das Bundes-
heer wurde von 52.820 Mann freiwilli-
ger Wehrverbände unterstützt, die rela-
tiv hohe Verluste erlitten. Die SS und SA 
hatten erwartet, dass sich ihrem Auf-
stand mehrheitlich die Bevölkerung 
und das Bundesheer anschließen oder 
ihn zumindest tolerieren würden. 
Nichts dergleichen geschah. Die NS-
Putschisten blieben isoliert. Der Auf-
stand vom 25. bis zum 30. Juli 1934 
kostete insgesamt 269 Menschen das 
Leben. In einem Geheimbericht des 
deutschen Militärattachés in Wien 
heißt es: „Das Ergebnis dieser Politik 
(Terror und Putsch) war eine glatte Nie-
derlage des in die Parteipolitik ver-
quickten Reichs.“ Der NS-Funktionär 
Dr. Hans Steinbacher berichtete: „An 
keiner Stelle ist es zu Gehorsamsverwei-
gerungen der Executive gekommen ... 
die Massen fehlen ... im Inneren wird 
[sic] nun unter dem ... Beifall Europas, 
... alle Schrecken der Verfolgung gegen 
unsere Leute losbrechen.“ 

In der Krise bewährte sich auch die 
Außenpoliktik der Dollfuß-Regierung, 
da ausgerechnet das faschistische Itali-
en, die einzige an Österreich angrenzen-
de Großmacht, militärische Drohgesten 
gegen das Dritte Reich unternahm. 
Dollfuß, der zuvor in direkter Konkur-
renz mit dem von Hitler entsandten 
Hermann Göring in Rom Mussolini 
umwarb, erhielt von diesem am 13. Ap-
ril 1934 die Zusage, Italien werde Öster-
reich im Falle einer Invasion aus dem 
Dritten Reich bewaffneten Beistand leis-
ten. Angesichts der überall erfolgreichen 
Abwehr der bewaffneten Macht Öster-
reichs wie auch der bloßen Drohung Ita-
liens geriet Hitler in Panik, leugnete die 
Rolle des Dritten Reiches beim NS-Auf-
stand und brach die meisten Kampf-
handlungen gegen Österreich schlagar-
tig ab. Mit „Führerbefehl“ und unter 
Androhung „schwerster Strafe“ befahl 
er der deutschen NSDAP, jegliche Befas-
sung mit Österreich zu unterlassen. 

Nach Deutschland abgeschobene NS-
Putschisten ließ er verhaften. Die „Ös-
terreichische Legion“ der NSDAP wur-
de aufgelöst. Hitlers Stellvertreter Ru-
dolf Hess schrieb dem NS-„Gauleiter“ 
in Wien-Frauenfeld am 21. August 
1934, Hitler bedauere diese Maßnah-
men sehr, doch „lebenswichtige Interes-
sen Deutschlands“ stünden auf dem 
Spiel. „Auch“ in Deutschland sei die 
dort 1923 versuchte Form der gewaltsa-
men Machtergreifung gescheitert. Franz 
von Papen, Hitlers neuer Botschafter in 
Wien, erklärte Österreichs neuem Bun-

Dollfuß erkannte als einer der ersten im 
Nationalsozialismus eine GEFAHR für die 
europäische Friedensordnung.

Der Republikanische Schutzbund der 
Sozialisten wurde VERBOTEN und dessen 
Aufstand niedergeschlagen.

Hitlers Putsch wurde von der 
österreichischen Bevölkerung und 
dem Bundesheer nicht unterstützt 
und SCHEITERTE.
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deskanzler Kurt von Schuschnigg am 
16. August 1934, Hitler anerkenne 
„nicht nur die formelle Unabhängigkeit 
Österreichs ..., sondern er anerkenne 
das Recht Österreichs seine eigenen An-
gelegenheiten intern zu regeln“. Hitler 
selbst bestätigte damit seine erste und 
einzige außenpolitische Niederlage im 
Zeitraum zwischen 1933 und 1943.

Die mit dem Namen von Engelbert 
Dollfuß verbundene kurze Ära der ös-
terreichischen Geschichte ist einerseits 
geprägt von der rechtswidrigen Errich-
tung einer autoritären Ständestaatsdik-
tatur anstelle einer republikanischen 
Demokratie mit einem damals durch 
gleiche Stärken der Parteien gelähmten 
Parlament, vom stark wachsenden Zu-
lauf der Nationalsozialisten und der ge-
fahrvollen Koexistenz einander befeh-
dender bewaffneter Parteiarmeen. Hin-
zu trat ein fehlender Konsens über die 
Grundfrage eines permanent selbstän-
digen Staates Österreich. Wie erwähnt, 
blieb eine Mehrheit der politischen Par-
teien an einem Anschluss an Deutsch-
land orientiert. 

Andererseits war Dollfuß, weltpoli-
tisch gesehen, der erste Staatsmann Eu-
ropas, der sich Hitlers Eroberungswillen 
frontal entgegenstellte, dabei sein Leben 
riskierte und verlor und der dennoch 
diesen Kampf für ein selbständiges Ös-
terreich mit einer Nachwirkung bis 1938 
gewann. Er war auch der erste Regie-
rungschef, der den Nationalsozialismus 
als „Verbrechertum“ brandmarkte. Im 
Kampf mit der Übermacht des Dritten 
Reiches und der NSDAP erstrebte er, an-
gesichts der von innen und außen dro-
henden Gefahren, eine Konzentration 
aller Machtmittel und alle an der Idee 
Österreich orientierten Kräfte. Er grün-
dete mit der Vaterländischen Front die 
erste Partei nach 1919 mit dem primä-

ren Ziel einer permanenten Erhaltung 
Österreichs als selbständigem Staat und 
zur Pflege der Identität des Österreicher-
tums. So wurde er Inspirator und Strate-
ge eines neuösterreichischen Patriotis-
mus im Abwehrkampf gegen einen von 
außen und innen angreifenden Natio-
nalsozialismus. Wie Karl Renner 
schrieb, gab er durch sein Wirken und 
seinen erschütternden Tod seiner Partei 
einen Mythos, der ein Pfeiler ihrer Ideo-
logie wurde. Realistisch und früher als 
andere europäische Staatsmänner ver-
traten er und Vizekanzler Starhemberg 
die Meinung, der Kampf um Österreich 
sei ein Kampf um die Bewahrung oder 
Zerstörung der europäischen Friedens-
ordnung. Die Geschichte Europas hat 
ihnen recht gegeben. Nur 17 Monate 
nach dem „Anschluss“ begann der 
Zweite Weltkrieg. 

Österreichs Abwehrsieg folgten viele 
Würdigungen von Seiten prominenter 
Zeitgenossen, in denen die Leistung von 
Dollfuß eine bedeutende Rolle spielte. 
So heißt es in einem charakteristischen 
Beitrag des Observer (London) vom 
29.7.1934 u. a.: „Dr. Dollfuß, der das 
schwache Österreich ... heldenmütig 
verteidigte, ist der Preis, der für den 
Weiterbestand Österreichs bezahlt wer-
den musste, ... aber damit hat Dollfuß in 
unvergesslicher Weise sowohl Öster-
reich als auch Europa gedient. Dr. Doll-

fuß hat mehr als irgendein Mann in Eu-
ropa getan, um Europa – einschließlich 
Deutschland – vor dem Naziterror Ber-
lins zu bewahren. Das ist seine wahre 
Bedeutung.“ Zuvor hatte Frankreichs 
Außenminister Louis Barthou am 
21.6.1934 erklärt: „Frankreichs ganze 
Macht steht hinter der Unabhängigkeit 
Österreichs, einer Unabhängigkeit, wie 
sie durch die Persönlichkeit des Bundes-
kanzlers verkörpert wird.“ In einer Rede 
anlässlich des achten Jahrestages des ös-
terreichischen Abwehrerfolges heißt es 
in einer Rede des U.S. Senators Claude 
Pepper u. a.: „Und mit glänzenden Buch-
staben wird es in der Weltgeschichte 
verzeichnet stehen, dass das abgeklärte 
alte Österreich das erste Blutopfer brach-
te, um den Vormarsch der Bestie (Hitler) 
durch die Welt zu dämmen.“

Für ein objektives Gedenken  
an das Jahr 1934

In diesem Sommer jährt sich zum acht-
zigsten Mal die Wiederkehr der Erinne-
rung an den Höhepunkt des österreichi-
schen Abwehrkampfes und Sieges über 
den ersten grenzüberschreitenden Ex-
pansionsversuch des Nationalsozialis-
mus. Es gibt in Österreich zwar zwi-
schen 1938 und 1945 eine ganze Reihe 
von Persönlichkeiten, die auf Grund ih-
res Gewissens Widerstand gegen die 
NS-Herrschaft versucht und oft dabei 
auch ihr Leben geopfert haben, doch der 
Staatswiderstand der österreichischen 
Bundesregierung verkörpert in der Ära 
des Nationalsozialismus und in der Vor-
geschichte des Zweiten Weltkrieges die 
einzige staatspolitisch und europapoli-
tisch relevante Form eines österreichi-
schen Widerstandes. 

Allerdings gibt es in Österreich er-
staunliche Haltungen, die diese histori-
sche Realität des österreichischen Staats-

widerstandes oft verschweigen, so als 
habe es ihn nie gegeben oder ihn bis fast 
zur Unkenntlichkeit bagatellisieren. 
Doch die berechtigte Ablehnung der 
Ständestaatsdiktatur darf nicht zu einem 
gleichsam posthum strafendenden Ver-
schweigen der österreichischen Abwehr-
leistung auf dem Gebiet der Außen- und 
Verteidigungspolitik und zur internatio-
nal weithin anerkannten Widerstandsrol-
le Österreichs in der Frühphase der NS-
Expansionspolitik führen. Die Geschich-
te von Individuen, Gruppen oder Staaten 
ist kaum jemals frei von Widersprüchen, 
die dennoch Teile der historischen Reali-
tät bilden. Auch hier gilt die Parole „Nie 
vergessen“, deren Anwendung jedoch 
nicht parteilich selektiv sein kann. Des-
halb kann und sollte es im Gedenkjahr 
1934/2014 analytische Rückblicke so-
wohl auf die Demokratiekrise als auch 
auf den im Juli 1934 kulminierenden an-
derthalbjährigen Abwehrkampf Öster-
reichs gegen den Nationalsozialismus 
und das Dritte Reich geben.  ///

/// �Prof. DR. DR. H.C.  
GOTTFRIED-KARL KINDERMANN

ist Prof. em. für Internationale Politik  
an der Ludwig-Maximilians-Universität 
München.

Anmerkung
  * �Die in diesem Beitrag genannten Dokumente fin-

den sich im Dokumentenanhang von Kindermann, 
Gottfried-Karl: Österreich gegen Hitler – Europas 
erste Abwehrfront 1933-38, München 2003.

Die BEDEUTUNG der österreichischen 
Abwehrleistung verdient eine ent-
sprechende historische Einordnung
und Würdigung.
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Myanmars Öffnung verspricht  
immenses Wachstumspotenzial

Die Volkswirtschaften Süd- und Südost-
asiens sind in den letzten Jahren jeweils 
rasant gewachsen – und dies sogar trotz 
der jüngsten globalen Wirtschafts- und 
Finanzkrise. Grundlage hierfür war vor 
allem der Waren- und Dienstleistungs-
handel mit dritten Regionen (insb. USA 
und EU), kaum jedoch der Handelsver-
kehr zwischen diesen beiden Subregio-
nen. Der globale Konjunkturtrend mit 
zurückhaltenden Wachstumsperspekti-
ven in den USA und der EU macht aber 
deutlich, dass Asien weit mehr als bisher 
die Binnennachfrage ankurbeln sowie 
den zwischenregionalen Wirtschafts-
austausch intensivieren muss, um den 
stabilen Wachstumskurs fortführen zu 
können. Damit ist die Zeit auch reif für 
eine engere wirtschaftliche Verschrän-

kung zwischen Süd- und Südostasien. 
Eine genauere Kalkulation des mögli-
chen volkswirtschaftlichen Ertrags für 
beide Subregionen liegt nicht vor, weil er 
nur schwer errechenbar ist. Grobe Schät-
zungen belaufen sich aber auf Größen-
ordnungen ab 200 Milliarden US-Dollar 

und einen merklichen Wachstumsschub 
in der Region. Hiermit fällt zeitlich die 
kürzliche politische und wirtschaftliche 
Öffnung desjenigen Landes zusammen, 
das die einzige Landbrücke zwischen 
beiden asiatischen Subregionen bildet, 
nämlich Myanmar. 

/// Eine Brücke zwischen Süd- und Südostasien

DAS WIRTSCHAFTLICHE INTEGRATIONS-
POTENZIAL MYANMARS

SEBASTIAN PAUST /// Nach langer Abschottung öffnet sich Myanmar rasant. Dies  
eröffnet große Entwicklungsperspektiven für das Land, denn die Subregionen Süd-  
und Südostasien haben trotz ihrer wirtschaftlichen Leistungsstärke und riesigen  
Märkte bislang nur relativ wenig Wirtschaftsaustausch gehabt. Das neue Myanmar 
kann buchstäblich zur Brücke zwischen diesen Subregionen werden und damit das 
dortige Wirtschaftspotenzial immens befeuern. Aber der Weg dorthin bringt große 
Herausforderungen mit sich. Regionalpolitisch und wirtschaftlich kann dem ASEAN-Mitglied Myanmar zukünftig eine immer 

bedeutendere Rolle zukommen.

Historisch-politisch hat sich das 
Land nicht nur in einer Puffersituation 
zwischen Südasien (Indien) und Ostasi-
en (China) befunden, sondern war auch 
mit Südostasien bzw. der ASEAN-Län-
dergruppe durch seine gemeinsame 
Grenze zu Thailand und Laos verbun-
den sowie seit 1997 auch durch seine 
ASEAN-Mitgliedschaft. Dieser Mit-
gliedsstatus, aber vor allem die für  
2014 vorgesehene ASEAN-Präsident-
schaft Myanmars könnten das Land 
auch regional-politisch zu einem Kataly-
sator machen für eine engere Verschrän-
kung der Volkswirtschaften Südostasi-
ens, repräsentiert durch ASEAN, und 
Südasiens, geprägt von den subregiona-
len Allianzen South Asian Association 
for Regional Cooperation SAARC (mit 
allen südasiatischen Ländern als Mit-
gliedern) bzw. der South Asia Subre

gional Economic Cooperation SASEC  
(nur Indien, Nepal, Bangladesch und 
Bhutan).

Die Verkehrs- und Energie-Infra-
struktur ist völlig unzureichend

Die Herausforderungen, die für eine 
Wirtschaftsintegration der beiden Sub-
regionen unter besonderer Berücksichti-
gung Myanmars zu bewältigen wären, 
sind allerdings riesig. Dies beginnt mit 
dem Entwicklungsstand und der Infra-
struktur in Myanmar selber und deren 
beträchtlichem Nachholbedarf nach 
Jahrzehnten der politischen und wirt-
schaftlichen Isolierung. Die durch My-
anmar laufenden Verkehrs- und Trans-
portwege auf Straße und Schiene sowie 
die dortige Energie-Infrastruktur sind 
dringend erneuerungs- und erweite-
rungsbedürftig. 

Asien muss für weiteres Wachstum die 
Binnennachfrage und den zwischenregio-
nalen Wirtschaftsverkehr INTENSIVIEREN.
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Nicht nur die über 1.000 km zweier 
Stränge des „Asian Highway“ von Indi-
en und Bangladesch durch Myanmar 
Richtung Südostasien nebst den daran 
anschließenden Überlandstraßen hinter 
der jeweiligen Grenze befinden sich in 
einem stark verbesserungsbedürftigen 
Zustand. Projekte wie das „India-Myan-
mar-Thailand Trilateral Highway Pro-
ject“ oder der „Trilateral East-West Cor-
ridor“ zwischen Myanmar, Laos und 
Vietnam befinden sich erst im Anfangs-
stadium der Umsetzung. Es gibt auch 
kein die beiden Subregionen verbinden-
des Schienennetz in Myanmar, abgese-
hen davon, dass es in Indien, Bangla-
desch, Thailand und Myanmar jeweils 
unterschiedliche Spurweiten gibt. Min-
destens 2.500 km Schienenstrang müss-
ten zusätzlich gelegt werden, z. B. zwi-
schen Jiribam (Indien) und Kalay (My-
anmar) sowie Thanbhyuzyat (Myan-
mar) und Namtok (Thailand). Die 
Bahnlinien sind oft eingleisig und nicht 
elektrifiziert.

Dazu kommt ein erheblicher Moder-
nisierungsbedarf im maritimen Ver-
kehrskontext. Der Hafen von Rangun / 
Yangon, durch den 90 % der Exporte 
und Importe Myanmars gehen, bietet 
nur sehr limitierten Zugang für große 
Schiffe. Seine technischen Fazilitäten 
sind unzureichend und veraltet, die Ver-

bindungsstraße und -brücke zwischen 
Hafen und Stadt in schlechtem Zustand. 
Die Ausbaggerung des Hafenbeckens 
wurde begonnen, die Reparatur und 
Verbreiterung der Straßenverbindung 
sowie der Ausbau der Containerhafen-
Kapazitäten befinden sich aber noch in 
Planung. Experten sehen es mittlerweile 
als sinnvoller an, einen völlig neuen 
Tiefseehafen an einem geeigneteren 
Standort entlang der Küste von Myan-
mar zu bauen. 

Eine stärkere Integration der Ener-
gie-Infrastruktur und des Energiehan-
dels zwischen den beiden Subregionen 
könnte markant zu einer effizienteren 
Energieproduktion und -nutzung sowie 
höherer Energiesicherheit nebst niedri-
geren Energiekosten beitragen. Nicht 
nur das Angebot an verfügbarer Energie 
würde verbessert, sondern lokale Ver-
brauchsspitzen könnten besser aufgefan-
gen und der Zugang zu klimafreundli-
cher Wasserenergie erhöht werden. 
Doch während jeweils separat innerhalb 
beider Subregionen im Hinblick auf Vo-
lumen und vorhandene Leitungsnetze 
durchaus intensiver grenzüberschreiten-
der Energiehandel stattfindet (z. B. von 
Bhutan nach Indien), gibt es noch keinen 
Austausch zwischen Süd- und Südost-
asien. Der mögliche wirtschaftliche und 
umweltbezogene Nutzen einer energie-
technischen Integration beider Subregio-
nen wird als riesig angesehen. Man kal-
kuliert mit einem Einsparpotenzial von 
19 % der bisherigen gesamten Energie-
kosten oder ungefähr 200 Milliarden US 
Dollar, nicht zuletzt durch einen großvo-
lumigen Ersatz fossiler Brennstoffe mit-
tels Wasserenergie und durch ein effizi-
enteres Leitungsnetz. 

Myanmar selbst hat einen kümmerli-
chen Elektrifizierungsgrad von 26 % und 
damit bereits auf nationaler Ebene im-

mensen Nachholbedarf. Dabei ist das 
Land reich an Wasserenergie, Erdgas 
und Erdöl. All dies spricht neben der 
Brückenlage dafür, Myanmar als Transit-
land für den südasiatisch-südostasiati-
schen Energieaustausch per Stromnetze 
und Pipelines auszubauen. Indische pri-
vate und staatliche Investoren engagieren 
sich dort bereits intensiv, z. B. im Rah-
men des grenznahen „Tamanti Project“ 
und der Erschließung von Erdgas- und 
Ölfeldern. Myanmar bemüht sich mo-
mentan intensiv um weitere Auslandsin-
vestoren, um das Abnehmerspektrum 
möglichst breit zu diversifizieren. 

Handelsschranken müssen 
dringend abgebaut werden

Mindestens genauso wichtig für die 
Handelsintegration der beiden Subregio-
nen ist die Beseitigung tarifärer und 
nicht-tarifärer Handelsschranken sowie 
der Aspekt der Handelserleichterung, 
also all derjenigen Faktoren, die Zeit und 
Geld beim Grenzüberschritt kosten. 

Die Zollsätze innerhalb der beiden 
Subregionen sind zwar in den vergange-
nen Jahren erheblich reduziert worden, 
was aber nicht bedeutet, dass dort je-
weils nicht noch weiteres Liberalisie-
rungspotenzial bestünde. Fast wichtiger 
für das Wirtschaftswachstum in Süd- 
und Südostasien wäre es jedoch, die 
Zollschranken zwischen beiden Subre-

gionen konsequent abzubauen. Zusätz-
lich behindern noch zahlreiche nicht-
tarifäre Handelsbeschränkungen den 
Handelsaustausch, vor allem installiert 
von Indien und Indonesien. 

Zwar hat sich die Anzahl der von 
Staaten der beiden Subregionen abge-
schlossenen Freihandelsabkommen 
drastisch erhöht, jedoch beziehen sich 
nur sieben (z. B. das Abkommen zwi-
schen Indien und ASEAN sowie bilate-
ral Indien jeweils mit Singapur und Ma-
laysia) der insgesamt 56 existierenden 
Abkommen auf den Handelsverkehr 
zwischen Süd- und Südostasien. Sie sind 
in ihrer Tragweite und Regelungstiefe 
sehr unterschiedlich. Weitere werden 
momentan verhandelt und hoffentlich 
bald in Kraft gesetzt. Noch nützlicher 
wäre natürlich ein die beiden Subregio-
nen einbeziehendes, den Austausch von 
Waren und Dienstleistungen sowie In-
vestitionen umfassendes regionales 
Freihandelsabkommen. Manche Beob-
achter sehen in den beginnenden Ver-
handlungen zur Regional Comprehensi-
ve Economic Partnership (RCEP) zwi-
schen den ASEAN-Staaten, China, Süd-
korea, Japan, Indien, Australien und 
Neuseeland eine Chance hierfür. Der 
Weg zum erfolgreichen Abschluss eines 
RCEP-Abkommens dürfte allerdings 
angesichts der vielschichtigen, teilweise 
konkurrierenden Interessenlagen der 
Beteiligten lang werden. Auch nimmt 
bislang nur Indien als einziger Vertreter 
Südasiens daran teil. Der wirtschaftli-
che Nutzen wäre allerdings immens, so 
dass andere südasiatische Länder ihre 
Zurückhaltung nach dessen für 2015 
geplantem Inkrafttreten schnell aufge-
ben dürften.

Was den Aspekt der Handelserleich-
terung betrifft, sieht die Praxis bislang 
leider noch so aus, dass die Zollbehör-

Die Verkehrs- und Energie-Infra-
struktur muss erheblich und 
dringend VERBESSERT werden.

Eine energietechnische regionale 
INTEGRATION Myanmars würde die 
Infrastruktur und den Elektrifizie-
rungsgrad deutlich voranbringen.
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den sogar beim Grenzübertritt inner-
halb der Subregionen eher die Verein-
nahmung von möglichst viel Zollgebüh-
ren und die Beanspruchung möglichst 
weitgehender Kontrollbefugnisse im 
Fokus haben, als sich um die grenzüber-
schreitende Handelserleichterung Ge-
danken zu machen. Man kann sich vor-
stellen, wie viel komplexer dieses The-
ma beim Warentransit von einer Subre-
gion in die andere würde. Auch die er-
heblichen Investitionen in die Automati-
sierung der Zollformalitäten, insbeson-
dere in Malaysia, Singapur und Thai-
land haben daran relativ wenig ändern 
können. Immer noch werden an vielen 
Grenzstationen in und zwischen den 
Subregionen die Zollformalitäten manu-
ell statt automatisiert durchgeführt und 
basiert die Informationstechnologie, so-
fern vorhanden, auf unterschiedlichen, 
nicht kompatiblen Systemen.

Es laufen mittlerweile seitens ASEAN 
diverse Optimierungsaktivitäten, z. B. 
zur Schaffung einer gemeinsamen Platt-
form der nationalen Regulierungs- und 
Zollbehörden in Form des „ASEAN Sin-
gle Window“. Dazu kommen Unterstüt-
zungsprogramme der Asiatischen Ent-
wicklungsbank in Richtung Handelser-
leichterung, z. B. in Südostasien in der 
Greater-Mekong-GMS-Subregion sowie 
in Südasien im SASEC-Kontext. Es bleibt 
zu hoffen, dass all dies schnell zu einem 
besseren regionalen Verständnis der Be-
deutung von Handelserleichterung und 
zu einer umgehenden Implementierung 
der dafür notwendigen Politik führt.

Wo sollen die nötigen Investitionen 
herkommen?

Der Ausbau der Infrastruktur und eine 
stärkere Handelsintegration der beiden 
Subregionen zieht automatisch die Fra-
ge nach sich, wie man die dafür not-
wendigen Investitionen aus öffentlichen 
und, sofern Profitchancen winken, aus 
privaten Quellen finanzieren kann. Die 
Finanzierungskapazität der öffentli-
chen Hand und der Entwicklungsgrad 
von Finanzmärkten variiert in den Län-
dern der beiden Subregionen allerdings 
immens. Die diesbezüglich weit fortge-
schrittenen Länder Malaysia und Thai-
land liegen an der Spitze. Das hier im 
Fokus stehende „Brückenland“ Myan-
mar ist weit abgeschlagen am Ende der 
Finanzmarkt-Entwicklungsskala zu 
finden. Beispielsweise gibt es in Myan-
mar, aber auch Kambodscha oder Laos 
bislang keine Finanzierungsmöglich-
keit via öffentlicher oder privater Anlei-
hen. Das Sparverhalten in der Region 
ist nicht nur wegen des z. B. in Myan-
mar geringen Einkommensniveaus, 
sondern auch mangels adäquater regio-
naler Anlageangebote wenig ausge-
prägt. Ersparnisse werden damit selten 
in der Region angelegt, sondern über-
wiegend in US- oder EU-Regierungsan-
leihen investiert. International agieren-
de Banken und Finanzinstitute sind 
weitgehend von den regionalen Märk-
ten ausgesperrt, langfristig laufende Fi-
nanzierungen im benötigten Volumen 
bei den dortigen Banken kaum zu be-
kommen. 

So erhalten wir ein höchst zwiespäl-
tiges Bild: Während einige Länder wie 
Myanmar oder Laos kaum eigene fi-
nanzielle Ressourcen zur Verfügung 
haben und damit stark auf den Zugang 
zu internationalen Finanzierungsquel-
len bzw. auf bi- und multilaterale Ge-

berleistungen angewiesen sind, verfü-
gen andere Staaten wie Malaysia, Thai-
land oder Singapur über hohe Fremd-
währungsreserven und Staatseinnah-
men sowie einen guten Zugang zu 
reichlich sprudelnden kommerziellen 
Finanzierungsquellen. Die Lösung 
kann daher nicht nur darin liegen, 
möglichst schnell funktionierende nati-
onale Finanzmärkte und -institutionen 
in den weniger entwickelten Ländern 
zu schaffen. Fast noch wichtiger ist die 
Aufgabe, für die Finanzierung einer die 
Subregionen verbindenden regionalen 
Infrastruktur einen regionalen Finanz-
markt zu konstruieren, der die in der 
Gesamtregion partiell durchaus vor-
handenen Finanzressourcen gezielt in 
die Finanzierung besagter Infrastruk-
turvorhaben leitet. Die Aktivierung pri-
vater Ressourcen für nationale Infra-
strukturvorhaben ist in der Regel nicht 
einfach, wie bisherige entsprechende 
Public-Private-Partnership-PPP-Model-
le zeigen. Die „Myanmar-Nachbarn“ 
Thailand, Bangladesch und vor allem 
Indien haben dabei aber durchaus 
schon erfolgreich PPP-Programme zum 
Anzapfen privater Finanzquellen für 
Infrastruktur aufgelegt. 

Grenzüberschreitende, regionale 
Infrastrukturprojekte sind allerdings 
vom Volumen her oft noch größer als 
nationale Vorhaben. Und sie sind noch 

komplexer, da mindestens zwei, oft so-
gar mehr Länder sich eng miteinander 
abzustimmen bzw. miteinander zu ko-
operieren haben. Deren Erfolg hängt 
häufig von der Einschaltung eines neu-
tralen „honest brokers“ z. B. in Gestalt 
der Asiatischen Entwicklungsbank ab. 
Diese Projekte sind nicht selten in geo-
graphisch unzugänglichen und 
schwach besiedelten Gebieten angesie-
delt und damit vom Aufwand und Er-
trag her für private Investoren eher un-
interessant. Die Finanzierungsstrategie 
hat damit oft zinsvergünstigte oder Zu-
schusskomponenten mit zu berück-
sichtigen. Daher wird neben der Forde-
rung nach einem konsequenten Aufbau 
lokaler und regionaler Finanzmärkte 
und deren Öffnung für ausländische 
Geldgeber ein gesonderter „Asiatischer 
Infrastrukturfonds“ (AIF) gefordert, 
der sich aus Beiträgen der Regierungen 
in den Subregionen ebenso wie aus di-
versen sonstigen bilateralen und multi-
lateralen Geldquellen, angeführt von 
der Asiatischen Entwicklungsbank, 
speisen soll.

Die „Brücke“ bringt Chancen und 
Risiken für die Entwicklung der 
Region

Ein Ausschöpfen des „Brücken-Poten-
zials“ für einen intensiveren Wirt-
schaftsverkehr zwischen den beiden 
Subregionen wird das Gesicht des heu-
tigen Myanmars verändern, das neben 
all der Aufbruchsstimmung des Landes 
auch durch einen niedrigen Entwick-
lungsstand, große Armut, schwache 
Administration, geringe Bildung, Raub-
bau an der Natur und ethnische sowie 
religiöse Spannungen gekennzeichnet 
ist. Große Infrastrukturprojekte beein-
flussen oft das soziale und ökologische 
Gefüge der betroffenen Lokalitäten und 

Eine Angleichung und Optimierung der 
ZOLLFORMALITÄTEN würde den Handel 
erleichtern.

Für die Finanzierung einer 
regionalen Infrastruktur braucht es 
einen regionalen und lokalen 
FINANZMARKT.
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dies nicht immer nur zum Vorteil. Des-
halb wird insbesondere der Regierung 
Myanmars die essenzielle Aufgabe zu-
kommen, bei den Projektplanungen 
und -implementierungen ein besonde-
res Augenmerk auf eine angemessene 
Partizipation der betroffenen Bevölke-
rung sowie auf die Notwendigkeit öko-
logischer und sozialer Nachhaltigkeit 
zu legen. Wie die Lehren aus vielerlei 
Infrastrukturprojekten in der Region 
nahelegen, wird Myanmar hierfür auf 
tatkräftige internationale Unterstüt-
zung angewiesen sein.

Der Bau der Brücke zwischen Süd- 
und Südostasien bringt also nicht nur 
ein enormes Potenzial an Wirtschafts-
wachstum und Entwicklung mit sich, 
sondern auch große Herausforderun-
gen, die nur von der gesamten süd-süd-
ostasiatischen Region gemeinsam ge-
stemmt werden können. Dies erfordert 
ein koordiniertes und kooperatives Vor-
gehen der Regierungen beider Subregio-
nen, ein Unterfangen, das manchem 

betroffenen Staat bereits auf nationaler 
Ebene nicht leicht fällt. Umso mehr ist 
es unverzichtbar, ein die beiden Subre-
gionen integrierendes institutionelles 
Rahmenwerk zur gegenseitigen Ab-
stimmung und Zusammenarbeit zu 
schaffen. Dieses muss überwacht und 
vorangetrieben werden von einem neu 

einzurichtenden „Sekretariat für süd- / 
südostasiatische Wirtschaftskooperati-
on“, das von einem prominenten, all-
seits anerkannten Politiker mit starkem 
Netzwerk geleitet wird und mit genü-
gend fähigem Personal ausgestattet ist. 
Als Standort ist Myanmar prädestiniert, 
da hiermit nochmals dessen einzigarti-
ge Brückenfunktion für die süd-südost-
asiatische Integration unterstrichen 
würde. 

Chinas dominierender Einfluss 
muss ausbalanciert werden

Die Behandlung dieses ambitiösen Inte-
grationsthemas bliebe unvollständig, 
wenn man nicht abschließend einen 
Blick auf Myanmars großen Nachbarn 
im Nordosten werfen würde, nämlich 
China. Dessen Einfluss auf Myanmar 
war stets groß. Mehr denn je stellt My-
anmar heute einen wichtigen Baustein 
in Beijings geostrategischer Planung 
dar. Stellvertretend für Chinas Interes-
senlage sind nicht nur die intensive mi-
litärische Kooperation zwischen beiden 
Ländern, sondern auch die umfangrei-
chen chinesischen Investitionen in My-
anmars Energie-, Rohstoff- und Trans-
portinfrastruktur zu nennen. Zusätz-
lich zu den bereits mit chinesischen 
Geldern realisierten Straßen-, Hafen- 
und Pipelineprojekten befinden sich 
weitere Projekte u. a. im Erdölpipeline- 
und Staudammkontext in Planung bzw. 
Umsetzung. China ist und bleibt damit 
ein herausragend wichtiger Wirt-
schaftspartner und Abnehmer für My-
anmars Rohstoffexporte. China hat 
sich dementsprechend bereits den ver-
traglichen Zugriff auf dortige Ölvor-
kommen gesichert. Hieraus hat sich 
eine erhebliche einseitige Abhängigkeit 
Myanmars von China ergeben, der My-
anmar seit kurzem insbesondere durch 

eine stärkere Hinwendung zu Indien, 
aber auch zu Japan und anderen Län-
dern der ASEAN-Gruppe zu begegnen 
versucht. Eine intensivere wirtschaftli-
che Integration zwischen der südasiati-
schen und der südostasiatischen Subre-
gion mit Myanmar als geographischem 
Scharnier und politischem Katalysator 
würde nicht nur das Wachstum beider 
Subregionen anfeuern, sondern auch 
große neue Profitmöglichkeiten für die 

in Myanmar und der südostasiatischen 
Region höchst aktive chinesische Wirt-
schaft eröffnen. Deshalb wäre es durch-
aus vorstellbar, dass zumindest chinesi-
sche Wirtschaftskreise sich gut damit 
abfinden könnten, dass ein intensiverer 
Wirtschaftsaustausch zwischen Südasi-
en und Südostasien Chinas markanten 
Einfluss auf Myanmar im speziellen 
und auf die südostasiatischen ASEAN-
Staaten im generellen etwas ausbalan-
cieren würde – eine Perspektive, die ei-
ner stabilen und ausgewogenen Ent-
wicklung Myanmars sehr zuträglich 
wäre.  ///

/// �DR. SEBASTIAN PAUST
ist gegenwärtig vom Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) beurlaubt zur Deut-
schen Gesellschaft für Internationale 
Zusammenarbeit ( GIZ), Bonn, wo er als 
ehemaliges Vorstandsmitglied nun Be-
auftragter des Vorstandes ist. Zuvor war 
er Mitglied des Exekutivdirektoriums 
der Asian Development Bank in Manila, 
der er auch heute noch als Mitglied des 
Beirats des Asian Development Bank In-
stituts verbunden ist.

Die subregionale Zusammenarbeit 
erfordert einen institutionellen 
RAHMEN.

Myanmar versucht, durch eine
Hinwendung an Südasien und
Südostasien, den chinesischen
Einfluss AUZUBALANCIEREN.
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/// Expertengespräch über den Wahlausgang

Gerhard Hirscher: Die Wahl zum euro-
päischen Parlament am 25. Mai 2014 
sah die Union in Deutschland wieder 
klar als stärkste Partei. Sie kam aller-
dings nur noch auf 35,3 % (nach 37,9 % 
bei der letzten Europawahl 2004), von 
denen 30,0 % auf die CDU und 5,3 % 
auf die CSU entfielen. Die FDP konnte 
sich von ihrem Tief bei der Bundestags-
wahl 2013 nicht erholen und fiel auf 
3,4 %. Die SPD konnte sich – allerdings 
von niedrigem Niveau – auf 27,3 % ver-
bessern. Auch die Grünen verloren 
leicht und kamen noch auf 10,7 %. Die 
deutlichsten Gewinne erzielte die AfD, 
die 7,0 % erzielen konnte. Außerdem 
fand diese Wahl erstmals ohne eine na-
tionale Sperrklausel statt. Dies hatte zur 
Folge, dass insgesamt 14 deutsche Par-
teien ins europäische Parlament einzie-
hen können, darunter sieben mit nur ei-
nem Sitz. Wie bewerten Sie dieses Er-

DIE EUROPAWAHL VOM 25. MAI 2014

Bleibt Europa abstrakt?  
Erfahrungsgemäß fällt die Wahl­
beteiligung bei der Europawahl 
eher geringer aus.
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gebnis? Welche Konsequenzen können 
sich für das deutsche Parteiensystem 
insgesamt ergeben?
Eckhard Jesse: Das Wahlergebnis stellt 
keine große Überraschung dar. Zum 
achten Mal ging die Union bei den Wah-
len zum Europäischen Parlament als 
Sieger hervor, wobei die SPD die Diffe-
renz zur Union deutlich verringern 
konnte. Lag sie 2009 bei 17,1 Prozent-
punkten, so beträgt sie jetzt „nur“ noch 
8,0 Punkte. Die – nahezu – Halbierung 
des Unions-Vorsprungs dürfte zwei 
Hauptgründe haben. Zum einen war 
das Ausgangsniveau bei der SPD nie so 
schwach wie 2009 mit 20,8 %; zum an-
deren trat die SPD mit einem deutschen 
Spitzenkandidaten an, die Union „nur“ 
mit einem deutschsprachigen. Wie die 
Umfragen zeigen, war für mehr SPD-
Wähler die Persönlichkeit von Martin 
Schulz (27 %) wahlentscheidend als für 

GERHARD HIRSCHER / ECKHARD JESSE  /// Europa hat am 25. Mai sein neues  
Parlament gewählt. Das Wahlergebnis und seine möglichen Konsequenzen,  
gerade auch im Hinblick auf die kleinen Parteien, diskutiert der Parteienforscher  
Dr. Gerhard Hirscher im Gespräch mit dem renommierten Politikwissenschaftler 
Professor Dr. Eckhard Jesse.
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Unions-Wähler die von Jean-Claude 
Juncker (20 %). 37 % der Wähler woll-
ten Schulz als Präsidenten der Europäi-
schen Kommission, 22 % Juncker. Den 
Bonus, den die Union bei der Bundes-
tagswahl 2013 mit der Person der Bun-
deskanzlerin gegenüber ihrem Heraus-
forderer Peer Steinbrück hatte, besaß 
diesmal die SPD, wiewohl nicht im glei-
chen Ausmaß. Hingegen dominierte die 
Union bei den Kompetenzwerten in 
Sachfragen (erwartungsgemäß nicht 
beim Thema „Soziale Gerechtigkeit“).

Große Aussagekraft etwa für die 
nächste Bundestagswahl kommt dem 
Ergebnis nicht zu, auch wenn die Wäh-
ler als Motive für ihre Stimmabgabe 
wiederum stark bundespolitische The-
men anführten (wie in der Vergangen-
heit), freilich nicht mehr so deutlich wie 
früher. Bei der Europawahl handelt es 
sich um eine „Nebenwahl“, also eine 
Wahl, der die Bürger eine nicht so große 
Bedeutung zumessen. Sie rangiert nicht 
nur hinter Landtagswahlen, sondern 
auch hinter Kommunalwahlen. 1999 lag 
die Union mit 48,7 % klar vor der SPD 
(30,7 %) – und trotzdem konnte die SPD 
bei der nächsten Bundestagswahl 2002 
denselben Stimmenanteil wie die Union 
erzielen (38,5 %) und erneut eine Koali-
tion mit den Grünen bilden. 

Was erfreulich ist: Die Wahlbeteili-
gungsquote, die auf 48,1 % stieg, fiel 
damit höher als bei den drei Wahlen zu-
vor aus (2009: 43,1 %). Ein Grund: In 

einer Reihe von Ländern fanden Kom-
munalwahlen und Europawahlen am 
gleichen Tag statt. Ein anderer Grund: 
Das Europäische Parlament hat in den 
Augen der Wähler mehr Gewicht als 
früher, aber eben noch nicht genügend 
Einfluss.

Die kleinen Parteien schnitten trotz 
der fehlenden Sperrklausel nicht besser 
ab als bei der letzten Europawahl. Das 
muss für sie eine herbe Enttäuschung 
gewesen sein. Dass sieben Parteien je ei-
nen Sitz erhalten haben, ist gleichwohl 
misslich. Dennoch halte ich die Urteile 
des Bundesverfassungsgerichts für be-
rechtigt. Es hatte am 9. November 2011 
die Fünfprozenthürde bei den Wahlen 
zum Europäischen Parlament für unzu-
lässig erklärt und am 26. Februar  2014 
die Dreiprozenthürde. Die Hinfälligkeit 
der Sperrklausel für die Wahl des Euro-
päischen Parlaments ist aus zwei Grün-
den zu rechtfertigen. Erstens bestimmen 
die Regierungschefs im Europäischen 
Rat faktisch den Präsidenten der Euro-
päischen Kommission. Die erstmalige 
Wahl im Europaparlament vollzieht die-
se Entscheidung mehr oder weniger 
bloß nach. Zweitens können sich die ge-
wählten Mitglieder einer hiesigen Partei 
im Parlament einer Fraktion der europä-
ischen Schwesterpartei anschließen, 
wenn eine solche existiert. Daher muss 
ein Mandat für eine kleine Partei die 
parlamentarische Funktionsfähigkeit 
nicht gefährden. Insofern ist es kein Wi-
derspruch, sondern konsequent, auf der 
einen Seite die Abschaffung der Pro-
zenthürden für Kommunalparlamente 

und das Europäische Parlament als 
rechtens anzusehen, und auf der ande-
ren eine solche Hürde bei Landtags- und 
Bundestagswahlen strikt zu verteidigen. 

Das Stimmverrechnungsverfahren 
freilich muss geändert werden. Es be-
günstigt winzige Parteien auf Kosten 
größerer. So zogen die ÖDP und die 
PARTEI, eine „Spaßpartei“, bei einem 
Ergebnis von 0,6 % mit je einem Mandat 
in das Parlament ein, während die Freien 
Wähler (1,5 %) und die „Piraten“ (1,4 %) 
auch nur ein Mandat erzielen konnten, 
obwohl der Stimmenanteil mehr als dop-
pelt so hoch war. Die Abschaffung des 
ohnehin schwer verständlichen Divisor-
verfahrens mit Standardabweichung ge-
mäß Sainte-Laguë ist daher nötig, eine 
Rückkehr zum Quotenverfahren mit 
Restausgleich nach Hare-Niemeyer oder 
zum d’Hondtschen Höchstzahlverfah-
ren wünschenswert.

Gerhard Hirscher: Die Wahl zum euro-
päischen Parlament am 25. Mai 2014 
stand auf der einen Seite in der Tradition 
der Europawahlen in Deutschland, die 
in der Einschätzung der Bevölkerung er-
neut deutlich hinter der Relevanz einer 
Bundestagswahl stand. Trotz gestiege-
ner Bedeutung des europäischen Parla-
ments und der Politik in Europa insge-
samt werden die Europawahlen immer 
noch als „Nebenwahlen“ oder „second-
order elections“ bewertet und so auch 
von einem großen Teil der Wählerschaft 
gesehen. Dies schlug sich in den vergan-

genen Wahlen deutlich in der schwa-
chen Wahlbeteiligung nieder. Auf der 
anderen Seite kam ihr aufgrund des 
Wahlkalenders eine besondere Bedeu-
tung zu. Die Europawahlen waren der 
erste nationale Stimmungstest nach den 
Bundestagswahlen vom 22. September 
2013. Etwa acht Monate nach der Bun-
destagswahl konnte dieses Resultat also 
durchaus als ein Indikator für die Popu-
larität aller Parteien gelten, zumal das 
Wahlgebiet nicht auf ein Bundesland 
beschränkt war, sondern identisch mit 
dem der Bundestagswahl war. Dies 
dürfte jedoch in anderen Ländern ähn-
lich gewesen sein. Der Erfolg des Front 
National in Frankreich, der UKIP in 
Großbritannien oder der Syriza in Grie-
chenland sind deutliche Beispiele dafür, 
wie die Wahl zum Europäischen Parla-
ment als nationale Protestwahl genutzt 
wird und nicht selten als Chance gese-
hen wird, radikale oder gar extremisti-
sche Außenseiter hoffähig zu machen. 
Was bedeutet dies für die künftige Rolle 
des Europäischen Parlaments? Wie 
kann künftig verhindert werden, dass 
eine Europawahl zu sehr von nationalen 
Problemlagen und Stimmungen domi-
niert wird?
Eckhard Jesse: In der Tat nutzen Pro-
testparteien die Wahlen für das Euro-
päische Parlament oft für eine „Ab-
rechnung“ mit den etablierten Kräften. 

 „Das Wahlergebnis ist keine große Überraschung.

 „
Das Stimmverrechnungsverfahren muss geändert werden, 
denn es begünstigt winzige Parteien auf Kosten größerer.
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Das wird sich solange nicht ändern, 
wie nicht das Parlament (allein) für die 
Wahl des Kommissionspräsidenten 
verantwortlich ist. Im Wahlkampf 
wurde dieser Eindruck allerdings zu-
weilen erweckt. Tatsächlich haben das 
entscheidende Wort die Regierungs-
chefs der Staaten über den Kommissi-
onspräsidenten. Dem Europäischen 
Parlament kommt hernach nur eine Art 
notarielle Funktion zu, auch wenn 
2014 zum ersten Mal eine Wahl statt-
fand. Gut, dass sich die Regierungs-
chefs der 28 EU-Staaten auf Jean-Claude 
Juncker einigen konnten, den Kandida-
ten der stärksten Fraktion im Europäi-
schen Parlament. Nur Großbritannien 
und Ungarn stimmten dagegen. Im an-
deren Fall wäre die Glaubwürdigkeit 
der Parteien in Frage gestellt worden.

Erst dann, wenn sich im Europäi-
schen Parlament, das mehr Einfluss ge-
winnen müsste, eine parlamentarische 
Mehrheit und eine parlamentarische 
Minderheit herausbildet, und in den 
einzelnen Staaten (wie vor einer Bundes-
tagswahl) koalitionsstrategische Über-
legungen eine Rolle spielen, würde der 
Bürger das Gewicht einer solchen Wahl 
erkennen. Die Zahl der Protestwähler 
für populistische bzw. sogar extremisti-
sche Parteien rechter oder linker Cou-
leur dürfte dann zurückgehen. 

In diesem Fall sollte das Bundesver-
fassungsgericht die Einführung einer 
Sperrklausel akzeptieren. Das hat es bei 
seinen Entscheidungen auch plausibel 
gemacht. Insofern sind diese kein „Ur-
teil gegen Europa“ (Nico Fried), im Ge-
genteil. Bestimmt das Parlament auto-
nom den Kommissionspräsidenten, gibt 
es eine Mehrheit, die ihn unterstützt, 
und eine Minderheit, die ihn ablehnt, 
so ist eine Klausel nicht nur vertretbar, 
sondern auch sinnvoll. Diese würde ih-
ren Teil zur Schwächung populistischer 
und extremistischer Kräfte leisten. Al-
lerdings ist Realismus angebracht: Sol-
che Gruppierungen dürften bei Wahlen 
zum Europäischen Parlament bis auf 
weiteres besser abschneiden als bei 
Wahlen zu nationalen Parlamenten. 
Deutschland steht im europäischen 
Maßstab eher gut da. Die großen Kräfte 
müssen diese Proteststimmen ernst 
nehmen und fragen, was sie – sei es di-
rekt, sei es indirekt – zum Aufschwung 
populistischer und extremistischer Par-
teien von rechts und links beigetragen 
haben. 

Was Deutschland betrifft, so ver-
steht es sich, dass die Volksparteien mit 
den Vertretern der Alternative für 
Deutschland (AfD) öffentlich reden, um 
die Bevölkerung für die eigenen Positio-
nen zu gewinnen. Die AfD ist keine 
rechtsextremistische, im Kern auch kei-
ne rechtspopulistische Partei, sondern 
eine euroskeptische. Wer bestimmte 

Themen tabuisiert (die Bürger erwarten 
zu Recht Antworten etwa auf die Euro-
pa- wie Euro-Krise), provoziert indirekt 
Euroskeptizismus, baut ihn jedenfalls 
nicht ab.

Gerhard Hirscher: In den meisten 
deutschlandweiten Umfragen lag die 
Union nicht weit von den 37,9 %, die sie 
bei der letzten Europawahl erzielt hatte. 
Allerdings wurden Umfragen zur Euro-
pawahl erst seit Anfang 2014 mit näher 
rückendem Wahltermin publiziert. 
Wurden zu Beginn des Jahres und noch 
Anfang April immer wieder Werte von 
40 % und darüber für die Union gemes-
sen, blieben die Werte danach unter die-
ser Marke. Die letzten Umfragen vor der 
Wahl sahen die Union bei 37 % sowie 
38 %, zuletzt bei der Forschungsgruppe 
Wahlen bei 37,5 %.

Die Werte für die SPD sind hingegen 
seit Jahresanfang leicht angestiegen. Lag 
sie im Februar und März zumeist bei 
24 % sowie 26 %, so kam sie danach zu-
meist auf 27 % und 28 % und in den drei 
letzten Umfragen auf jeweils 27 % sowie 
26,5 %. Die Grünen schwankten in den 
Umfragen insgesamt immer zwischen 
9 % und 12 %. Die letzten Umfragen 
sprachen ihnen Werte zwischen 9 % 
und 11 % zu. Die FDP blieb in allen Um-
fragen einheitlich zwischen 3 % und 
4 %. Die Werte der Linken schwankten 
zwischen 7 % und 10 %. In den letzten 
Umfragen erhielt sie 9 % sowie 8 % und 
7,5 %. Die Bandbreite der Umfragewerte 
für die AfD war zwischen 5 % und 8 %, 

„
Protestparteien nutzen die Wahlen für das Euro-
päische Parlament oft für eine „Abrechnung“ mit den 
etablierten Kräften.

 „Parteien neigen sehr dazu, sich an Umfragen zu 
orientieren.

wobei sie seit März 2014 stets Werte von 
6 % oder 7 % zugeschrieben bekam, so 
auch in den letzten Umfragen. Für die 
sonstigen Parteien wurden in den bei-
den letzten Umfragen 8 % sowie 7 % 
angegeben bei insgesamt größeren 
Schwankungen.

Insgesamt wurde die Union also in 
der Demoskopie vor der Wahl über-
schätzt. Dies gilt vor allem für die CSU, 
die in der letzten veröffentlichten Umfra-
ge von Infratest dimap bei 47 % lag, aber 
bei der Europawahl nur auf 40,5 % kam. 
Der Wert der SPD wurde hingegen sehr 
gut erfasst. Auch die Grünen, die FDP 
und die Linke wurden angesichts der 
Fehlermargen sehr ordentlich prognosti-
ziert. Die 7 % der AfD wurden sogar prä-
zise vorhergesagt. Was bedeutet dies für 
den Wahlausgang – warum lagen die 
Demoskopen vor allem bei der Union 
daneben?
Eckhard Jesse: Umfragen für die Wah-
len zum Europäischen Parlament sind 
mit einem höheren Risikofaktor verse-
hen. Schließlich ist der Bürger ange-
sichts der niedriger eingestuften Rele-
vanz der Wahl weniger sicher, für wel-
che Partei er votiert. Das wirkt sich auf 
die Umfragen aus und provoziert gera-
dezu Ungenauigkeiten. Umso erstaun-
licher war diesmal die Exaktheit der 
Wahlvorhersagen. Das gilt selbst für 
die Union (ihr mit rund zwei Prozent-
punkten schlechteres Abschneiden ge-
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genüber den Prognosen lag noch inner-
halb der statistischen Marge) und für 
die „Sonstigen“ – niemand konnte wis-
sen, wie sich die fehlende Sperrklausel 
auf das Wahlverhalten auswirkt. Es 
gibt keine Anhaltspunkte für einen 
„last minute swing“, der die gewisse 
Diskrepanz zwischen Umfrage und Er-
gebnis bei der Union erklären könnte. 
Die Meinungsforschung, die mit ver-
feinerten Methoden arbeitet, hat bei 
dieser Wahl erneut ihre Qualität unter 
Beweis gestellt. 

Alle Umfragen sollten vor den Wah-
len – gegebenenfalls auch kurz davor – 
publiziert werden. Sie stellen für den 
zumal strategisch denkenden Wähler 
eine Informationsquelle dar, wobei Kri-
tiker die Relevanz von demoskopischen 
Daten auf das Wählervotum freilich 
überschätzen. Hingegen neigen Parteien 
sehr dazu, sich an Umfragen zu orientie-
ren. Gute Politiker sollten Führungsbe-
reitschaft an den Tag legen und nicht 
nach der „Stimmung“ schielen. Takti-
sches Geplänkel zahlt sich oft nicht aus – 
eine Partei muss in zentralen Fragen  
einen klaren Kurs steuern, kann nicht 
diese und jene Richtung zugleich „be-
dienen“.

Gerhard Hirscher: Wenden wir den 
Blick nochmals auf Deutschland: Diese 
zeitliche Abfolge einer Europawahl rela-
tiv kurz nach einer Bundestagswahl gab 

es zuvor nur selten. Die Europawahl am 
17. Juni 1984 fand über 15 Monate nach 
der Bundestagswahl vom 6. März 1983 
statt und ist daher mit der jetzigen Kon-
stellation kaum vergleichbar. Außerdem 
hatten dazwischen schon mehrere 
Landtagswahlen stattgefunden. Bei der 
Bundestagswahl 1983 war die Union 
auf 48,8 % gekommen (davon 38,2 % 
für die CDU und 10,6 % für die CSU) 
und die FDP auf 7,0 %. Gegenüber die-
ser Wahl, die die „Wende“ weg von einer 
Regierung aus SPD und FDP und hin zu 
einer aus Union und FDP bestätigte, fie-
len die neuen Regierungsparteien bei 
der Europawahl 1984 ab. Die Union 
kam dabei noch auf 46,0 % (davon 
37,5 % für die CDU und 8,5 % für die 
CSU), die FDP fiel mit 4,8 % unter die 
Fünfprozenthürde und kam nicht ins 
Europaparlament. Die SPD, die bei der 
Bundestagswahl auf 38,2 % gekommen 
war, verlor bei der Europawahl nur 
leicht und kam auf 37,4 %. Die Grünen 
konnten sich bei der Europawahl gegen-
über ihrem Bundestagsergebnis von 
5,6 % auf 8,2 % steigern. Bei dieser 
Wahl könnte sich also ein gewisses Pro-
testwahlverhalten zu Ungunsten der Re-
gierungsparteien manifestiert haben, 
wie es häufig mit laufender Legislatur-
periode zu verzeichnen ist.

Nur 1998/99 war der Abstand zwi-
schen einer Bundestagswahl und einer 
nachfolgenden Europawahl vergleich-
bar mit der Situation 2013/14. Aller-
dings fanden auch in diesem Fall noch 
Landtagswahlen zwischen diesen Ter-

 „Das Ergebnis der Europawahl ist keine unmittelbare 
Reaktion auf das der Bundestagswahl.

minen statt. Bei der Bundestagswahl 
vom 27. September 1998 kam die Union 
auf ihr bislang schlechtestes Ergebnis 
(35,1 %, davon 28,4 % für die CDU und 
6,7 % für die CSU) und verlor die Regie-
rung an Rot-Grün. Bei der Europawahl 
vom 13. Juni 1999 holte die Union hin-
gegen 48,7 % (davon 39,3 % für die 
CDU und 9,4 % für die CSU). Die FDP 
hingegen hatte bei der Bundestagswahl 
noch 6,2 % geholt,  kam bei der Europa-
wahl nur auf 3,0 % und verpasste somit 
wieder den Einzug ins Europaparla-
ment. Die SPD hatte bei der Bundes-
tagswahl 40,9 % geholt und landete bei 
der Europawahl bei 30,7 %. Die Grü-
nen landeten im Bund 1998 bei 6,7 % 
und bei der Europawahl bei 6,4 %.  
Auch in dieser Konstellation konnte 
also von einem gegenläufigen Wahlver-
halten zuungunsten der Regierungspar-
teien gesprochen werden, das sich vor 
allem bei den großen Parteien manifes-
tierte.

Die Europawahl 2014 hatte mit den 
Konstellationen 1983/84 und 1998/99 
gemeinsam, dass sie nach einer Bundes-
tagswahl stattfand, die einen Regie-
rungswechsel zur Folge hatte. In der 
zeitlichen Abfolge war aber nur die 
Wahl 1999 unmittelbar vergleichbar. 
Neu war, dass 2014 seit der Bundestags-
wahl keine wichtige überregionale Wahl 
stattgefunden hatte und damit die Euro-
pawahl wirklich einen ersten nationalen 
Stimmungstest darstellte. Dabei lag  
die Union mit 35,3 % deutlich hinter 
ihrem Bundestagsresultat von 41,5 % 

der Zweitstimmen und die SPD mit 
27,3 % etwas höher als bei der Bundes-
tagswahl mit 25,7 %. Die Grünen lagen 
höher (10,7 % gegenüber 8,4 % im Bun-
destag), die Linke niedriger (7,4 % zu 
8,6 %). Die FDP lag mit 3,4 % unter ih-
rem Bundestagsresultat von 4,8 %, wäh-
rend sich die AFD nach 4,7 % jetzt auf 
7,1 % verbessern konnte. Ist diese Euro-
pawahl als eine Reaktion auf die Bun-
destagswahl zu interpretieren oder gal-
ten andere Gesetze? 
Eckhard Jesse: Das Ergebnis der Euro-
pawahl ist keine unmittelbare Reaktion 
auf das der Bundestagwahl. Bei den 
Wahlumfragen für die Bundestagswah-
len im April / Mai 2014 schnitt die Uni-
on besser ab als bei den Wahlumfragen 
bzw. Wahlen zum Europäischen Parla-
ment. Für die SPD war dies umgekehrt. 
Das überrascht im ersten Moment, da 
die Union bei Europawahlen in der Re-
gel bessere Ergebnisse „einfährt“ als die 
SPD, und für diese gilt gemeinhin das 
Gegenteil. Der Hauptgrund ist, dass die 
niedrigere Wahlbeteiligung solche Par-
teien begünstigt, die ein Elektorat mit 
überproportional hoher Bildung auf-
weisen, weil dieses stärker von seinem 
Wahlrecht Gebrauch macht. Für die 
FDP wurde der Effekt durch das Ein-
stimmensystem überlagert, das ihr 
schadete, da sie Stimmensplitting we-
der direkt noch indirekt propagieren 
konnte.

 „
Nichts ist so erfolgreich wie der Erfolg.
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2009 lagen zwischen der Wahl zum 
Europäischen Parlament (7. Juni) und 
der Bundestagswahl (27. September) 
nur gut 100 Tage. Seinerzeit fiel das Ab-
schneiden der SPD bei den Europawah-
len schlechter aus als bei den folgenden 
Bundestagswahlen. Bei der Union zeigte 
sich der umgekehrte Trend. Das ist – 
wie erwähnt – nahezu die Regel. Wenn 
der Ausgang diesmal anders war (Ge-
winne der SPD, Verluste der Union), so 
dürfte das wesentlich auf die Spitzen-
kandidatur eines deutschen Sozialde-
mokraten für das Amt des Präsidenten 
der Europäischen Kommission zurück-
zuführen sein. In Niedersachsen ge-
wann die CDU 0,2 Prozentpunkte ge-
genüber der letzten Wahl – vielleicht 
dank der Kandidatur ihres Spitzenkan-
didaten David McAllister für die Wahl 
zum Europäischen Parlament. Die fol-
gende Vermutung hat viel für sich: Wäre 
er Kandidat für das Präsidentenamt der 
Europäischen Kommission gewesen, so 
hätte die Union ein besseres Ergebnis 
erreicht, zumal deshalb, weil die Pro-
grammatik bei Europawahlen für die 
meisten Bürger angesichts der geringen 
Differenzen zwischen den tragenden 
politischen Kräften nicht wahlentschei-
dend ist.

Angesichts der bereits erwähnten 
Tatsache, dass bei einer Europawahl 
andere „Gesetze“ als bei einer Bundes-
tagswahl gelten, spiegelt dieses Wahl-
verhalten nicht das bei einer Bundes-
tagswahl wider. Allerdings sind man-
che Indizien unverkennbar. Die Grünen 
konnten nicht das Ergebnis von 2004 
und 2009 erreichen und die Linke, die 
sich (bis 2004 als PDS) bei Europawah-
len beständig gesteigert hatte, blieb das 
erste Mal unter ihrem vorherigen Resul-
tat, wiewohl nur knapp. Die AfD 
schnitt bei der Wahl zum Europäischen 

Parlament mit 7,1 % mehr als doppelt 
so gut ab wie die FDP. 

Dieser Umstand lässt jedoch keine 
Schlüsse auf die Ergebnisse bei der 
nächsten Bundestagswahl zu, weil die 
Partei von Protestvoten profitierte. 
Bernd Luckes Wort von der „neuen 
Volkspartei“ ist voreilig. Das hat nicht 
nur die Geschichte der „Piraten“ ge-
zeigt, sondern auch die der „Republika-
ner“, die vor 25 Jahren bei den Wahlen 
zum Europaparlament exakt den Stim-
menanteil der AfD erzielt hatten. Aller-
dings dürften diese stabiler als die „Re-
publikaner“ sein und bei den nächsten 
drei Landtagswahlen in den neuen Bun-
desländern die Fünfprozenthürde über-
winden, nicht jedoch die FDP. Nichts 
ist so erfolgreich wie der Erfolg. Die 
neue Partei ist in den jungen Bundeslän-
dern bekanntermaßen besonders stark 
(Bundestagswahl 2013: 5,9 %; alte Bun-
desländer: 4,5 %), die FDP besonders 
schwach (Bundestagswahl 2013: 2,7 %; 
alte Bundesländer: 5,2 %).

Wichtiger als die Wahl zum Europä-
ischen Parlament für das deutsche Par-
teiensystem dürften die drei Landtags-
wahlen in Sachsen (am 31. August) so-
wie in Brandenburg und Thüringen (je-
weils am 14. September) sein. Das gilt 
weniger für die Stimmenanteile der Par-
teien (in Sachsen und Thüringen sollte 
die CDU klar die stärkste Partei sein, in 
Brandenburg – weniger klar – die SPD), 
sondern mehr für die Koalitionskonstel-
lationen, können diese doch eine präju-
dizierende Wirkung auf andere Länder 
und später auf den Bund haben. 

Gibt es in Thüringen das erste rot-
rot-grüne Bündnis, dazu noch unter 
Bodo Ramelow, einem Ministerpräsi-
denten aus den Reihen der Linken? Geht 
die Sächsische Union, sollte sie keine 
absolute Mehrheit der Mandate erlan-

gen, eine Koalition mit den Grünen ein 
(2004 mit der SPD, 2009 mit der FDP)? 
Setzt die brandenburgische SPD das 
Bündnis mit der entzauberten Linken 
als Juniorpartner fort?

Es gibt zahlreiche Fragezeichen, die 
sich weniger auf die großen als vielmehr 
auf die kleinen Parteien beziehen: Kann 
die AfD bundesweit reüssieren, oder er-
fährt sie schnell eine „Entzauberung“, 
ohne jemals an einer (Landes-)Regie-
rung beteiligt gewesen zu sein? Wird die 
FDP ihre Existenzkrise überwinden, 
und strebt sie unter Christian Lindner 
eine koalitionspolitische Offenheit an? 
Tritt bei der Linken – nach Oskar La-
fontaine – eine Entradikalisierung ein 
und macht die SPD ihr Avancen für eine 
Regierungsbeteiligung im Bund? Fällt 
den Grünen eine Schlüsselrolle nach der 
nächsten Bundestagswahl zu, oder blei-
ben sie erneut, wie 2005, 2009 und 
2013, in der Opposition? Vor allem: 
Bahnt sich ein Bündnis mit der Union 
an – oder eines mit Rot-Rot? Das ist die 
Gretchenfrage.

Gerhard Hirscher: Herr Professor Jesse, 
ich bedanke mich für das Gespräch.  ///

/// DR. GERHARD HIRSCHER
ist Referent für Grundsatzfragen der 
Politik, Parteien und Wahlforschung der 
Akademie für Politik und Zeitgeschehen, 
Hanns-Seidel-Stiftung, München.

/// PROF. DR. ECKHARD JESSE
ist Professor für Politische Systeme, Poli­
tische Institutionen an der TU Chemnitz. 
Soeben erschien Jesse, Eckhard / Liebold, 
Sebastian (Hrsg.): Deutsche Politikwis­
senschaftler – Werk und Wirkung. Von 
Abendroth bis Zellentin, Baden-Baden 
2014.
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Von der Idee zum Erfolg
Um dieses besondere Projekt erfolg-
reich durchzuführen, bedurfte es einer 
genauen Planung und der exakten Um-
setzung der Idee, dem Einhalten vieler 
zeitlicher Vorgaben, dem nötigen 
Durchhaltevermögen während unver-
meidlicher Durststrecken und nicht zu-
letzt aktiv mitwirkender, verlässlicher 
Partner, ohne die das Projekt nicht 
möglich gewesen wäre. 

Die Idee für ein interdisziplinär an-
gelegtes Projekt in den künstlerischen 
Fächern im schulischen Kontext reifte 
durch eine Veranstaltungsreihe des Re-
ferats für Bildung und Erziehung der 
Akademie der Hanns-Seidel-Stiftung, 
die in enger Zusammenarbeit mit dem 
Bayerischen Staatsministerium für Bil-

/// Projektabschluss

dung und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst, dem Staatsinstitut für Schulqua-
lität und Bildungsforschung und dem 
Humanwissenschaftlichen Zentrum der 
Ludwig-Maximilians-Universität Mün-
chen durchgeführt wurde. Im Zeitraum 
von 2006 bis 2008 wurde die Thematik 
des „Iconic Turns“ und dessen Bedeu-
tung für die Schulen in drei intensiven 
Arbeitsveranstaltungen zum Thema 
„Wissensgenese an Schulen – Beiträge 
zu einer Bilddidaktik“ aufgegriffen. Zu 
den Veranstaltungen, an denen heraus-
ragende Wissenschaftler mitwirkten, 
die einen langfristigen Diskussionspro-
zess beförderten, entstand jeweils eine 
Publikation in der Reihe „Argumente 
und Materialen zum Zeitgeschehen“. 
Der Anstoß zur Verwirklichung der Idee 

PROMOTIONSKOLLEG „GESTALTEN UND 
ERKENNEN – KOMPETENZBILDUNG IN 
DEN KÜNSTLERISCHEN FÄCHERN UND 
FACHBEREICHEN DER SCHULE“

PAULA BODENSTEINER /// Im April 2011 wurde in der Hanns-Seidel-Stiftung das Pro-
motionskolleg „Gestalten und Erkennen – Kompetenzbildung in den künstlerischen 
Fächern und Fachbereichen in der Schule“ gestartet. Nun, nach drei Jahren, kann mit 
einer äußerst positiven Bilanz das Promotionskolleg abgeschlossen werden. 

Die Projektleiter des Promotionskollegs (v. l.): Eckhart Liebau, Karin Oechslein,  
Michael Weidenhiller, Ernst Pöppel, Ernst Wagner, Paula Bodensteiner, Peter Witterauf,  
Rudolf Pfeifenrath, Hans-Peter Niedermeier und Oliver Jahraus.
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eines interdisziplinären Projekts kam 
durch die Neugestaltung der Lehrpläne 
mit der bildungspolitischen Vorgabe 
„Kompetenzorientierung“. Nachweis-
lich liegt der Bedeutungszuwachs im 
Bildungs- und Ausbildungsbereich stär-

ker beim wirtschaftlichen Sektor als im 
kulturellen Bereich. Deshalb wurde mit 
dem Promotionskolleg u. a. das Ziel ver-
folgt, die Bedeutungsverteilung zu Las-
ten der künstlerisch-gestalterischen Fä-
cher aufzubrechen. Kunst und Kultur 

haben erwiesenermaßen einen positiven 
Einfluss auf die Persönlichkeitsentwick-
lung junger Menschen. Eine „ganzheitli-
che Bildung“ ist auch zentrale Aufgabe 
unserer Bildungseinrichtungen. Dem-
zufolge konkretisierte sich das Promoti-
onskolleg „Gestalten und Erkennen – 
Kompetenzbildung in den künstleri-
schen Fächern und Fachbereichen in der 
Schule“. 

Partner und Projektbeschreibung
Ein derartig breit angelegtes Projekt 
kann nur in enger Zusammenarbeit aller 
Partner gelingen und stellt hohe An-
sprüche an jeden Beteiligten. Innerhalb 
der Hanns-Seidel-Stiftung waren das 
Institut für Begabtenförderung (Abtei-
lungsleiter Professor Hans-Peter Nieder-

Das Promotionskolleg sollte den 
künstlerischen und gestalterischen 
Fächerkanon STÄRKEN.
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meier, Referatsleiter Dr. Rudolph Pfei-
fenrath) und die Akademie für Politik 
und Zeitgeschehen (Abteilungsleiter 
Professor Dr. Reinhard Meier-Walser, 
Referatsleiterin Paula Bodensteiner) für 
das Projekt verantwortlich. Die wissen-
schaftliche Betreuung der Stipendiatin-
nen und Stipendiaten übernahmen ge-
meinsam die beiden größten bayerischen 
Universitäten, die Ludwig-Maximilians-
Universität München mit dem Human-
wissenschaftlichen Zentrum (HWZ – 
federführend die Professoren Ernst Pöp-
pel und Oliver Jahraus) und die Fried-
rich-Alexander-Universität Erlangen-
Nürnberg mit dem Interdisziplinären 
Zentrum für ästhetische Bildung (IZÄB 
– federführend Professor Eckhart Lie-
bau). Die Anbindung an die schulische 
Praxis und die Umsetzung in den Lehr-
plan oblagen dem Bayerischen Staatsmi-
nisterium für Bildung und Kultus, Wis-
senschaft und Kunst mit dem Ansprech-
partner MR Michael Weidenhiller, Lei-
ter des Referats „Kulturelle Bildung“ so-
wie dem Staatsinstitut für Schulqualität 
und Bildungsforschung mit OStD Jörg 
Eyrainer, Leiter der Abteilung „Gymna-
sium“. Die Koordination beider Projekt-
gruppen übernahm Dr. Ernst Wagner 
vom Staatsinstitut für Schulqualität und 
Bildungsforschung, der auch die Anbin-
dung an die Praxis und an die Lehrplan-
arbeit gewährleistete.

In mehreren Auswahlgesprächen 
wurden insgesamt 15 Bewerber, die mit 
ihren Exposés überzeugen konnten, für 
das Projekt rekrutiert. Im Kolleg wur-
den Dissertationen aus den Fachberei-
chen Musik, Kunst, Deutsch (Literatur / 
Medien), Sport und fächerübergreifen-
dem Unterricht (mit Einflüssen aus Psy-
chologie, Philosophie, Theaterpädago-
gik) vergeben. Die Kandidaten wurden 
einer der beiden Stipendiatengruppen 
zugeordnet.

Die Arbeit der Stipendiatengruppe 
am Humanwissenschaftlichen Zentrum 
(HWZ) der Ludwigs-Maximilians- 
Universität München war stärker an  
den fachwissenschaftlichen Grundlagen 
ausgerichtet und auch räumlich eng an 
das Forschungskonzept des HWZs ge-
bunden. 

Die Arbeit der Promovendengruppe 
am Interdisziplinären Zentrum Ästheti-
sche Bildung (IZÄB) der Friedrich-Alex-
ander-Universität Erlangen-Nürnberg 
orientierte sich vorwiegend an didakti-
schen, pädagogischen Grundlagen und 
war stärker dezentral organisiert.

Jede der beiden Gruppen arbeitete 
im interdisziplinären Austausch an der 
jeweiligen Universität eng zusammen, 
was wöchentliche Inputreferate und 
Diskussionsrunden an der Universität 
für das jeweilige Team garantierten. Für 
beide Teams gab es regelmäßige Treffen 
in Form von Arbeits- und Fachtagungen 
bei der Hanns-Seidel-Stiftung zum ge-
meinsamen Erfahrungsaustausch und 
zur Sicherstellung des Praxisbezugs.

Speziell zur Vertiefung der Thematik 
des Promotionskollegs wurden folgende 
Arbeitstagungen ausgerichtet:
•	� I Kunst und Wissenschaft /  

13.-14. Juli 2011 im Bildungszent-
rum Wildbad Kreuth der Hanns-
Seidel-Stiftung,

•	� II Kunst und Wissenschaft /  
14.-16. Februar 2012 im Bildungs-
zentrum Wildbad Kreuth der 
Hanns-Seidel-Stiftung,

•	� III Kunst und Wissenschaft – The-
matische Zugänge und Schlussfolge-
rungen / 7.-9. November 2012 im 
Bildungszentrum Wildbad Kreuth 
der Hanns-Seidel-Stiftung,

•	� VI Kunst und Wissenschaft – The-
matische Zugänge und Schlussfolge-
rungen / 15.-16. Juli 2013 im 
Staatsinstitut für Schulqualität und 
Bildungsforschung sowie zusätzlich 
folgende Tagung: 

•	� Sprechen über Bilder / 2. Dezember 
2011 im Konferenzzentrum Mün-
chen.

Ziel und Ergebnisse
Ziel des Promotionskollegs war es, die 
Wissenschaft, die Bildungspolitik und 
die schulische Fachentwicklung enger 
zu verzahnen, um dem kulturellen Be-
reich in der Schule die bildungspoliti-
sche Bedeutung zukommen zu lassen, 
die ihm gebührt. So können die Ergeb-
nisse nicht nur die Lehrplanarbeit be-
fruchten, sondern auch Einfluss auf die 
Lehrerausbildung und -weiterbildung 
nehmen. Insgesamt geht es darum, die 
kreativen und künstlerischen Potenzia-
le unserer Kinder und Jugendlichen zu 
fördern. Nur breit gebildeten Menschen 
gelingt eine erfolgreiche Gestaltung ih-
rer Biographie und die positive Weiter-
entwicklung unserer Gesellschaft ins-
gesamt.

Die rundweg positive Bilanz schlägt 
sich zudem nieder:
•	� in der Aussicht, dass bis 2015 alle Sti-

pendiatinnen und Stipendiaten ihre 
Dissertation erfolgreich beendet ha-
ben werden, 

•	� in einer Netzwerkbildung „Gleichge-
sinnter“, die auch die Werte der 
Hanns-Seidel-Stiftung, die Werte ei-
nes demokratischen Rechtstaats in 
die Zukunft transportieren, 

•	� in einer vielfältigen Weltsicht ohne 
marktrelevanten vorgegebenen Out-
put, intensiv gefördert durch kultu-
relle, künstlerische Themenstellun-
gen,

•	� im Aufbau von Freundschaft, Team-
geist und Vertrauen durch gemeinsa-
mes Arbeiten über die Dauer der Dis-
sertationsprojekte hinaus,  

•	� in der Auseinandersetzung mit dem 
bayerischen Bildungsziel in Artikel 131 
der Bayerischen Verfassung in dem 
es sinngemäß heißt, zu den obersten 
Bildungszielen zählen neben der Ehr-
furcht vor Gott auch die Aufgeschlos-
senheit für alles Wahre, Gute und 
Schöne, im Sinne der Bildung eines 
ästhetischen Bewusstseins“ und 

•	� in einer Erweiterung der beruflichen 
Möglichkeiten.  ///

/// �PAULA BODENSTEINER
ist Referentin für Bildung und Erzie-
hung in der Akademie für Politik und 
Zeitgeschehen, Hanns-Seidel-Stiftung, 
München.

Die Planung und Durchführung des 
Projektes erforderten eine enge 
und intensive ZUSAMMENARBEIT aller 
Beteiligten.

Das übergeordnete ZIEL war es, das 
kreative und künstlerische Potenzial 
zu fördern.
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Vorbemerkung
In diesem Kreis von Menschen, die alle 
mit den Künsten zu tun haben, sie schät-
zen oder sogar beruflich damit beschäf-
tigt sind, geht man kein großes Risiko 
ein, wenn man ein Motto formuliert wie 
das folgende: Ohne Kunst ist menschli-
ches Leben unvollständig!

Nun gehört es zur europäischen Tra-
dition, dass man gerade in wissenschaft-
lichen und philosophischen Kontexten 
solche Behauptungen auch begründen 
muss. Es ist nämlich ein Erbe der grie-
chischen Philosophie, nicht nur die Not-
wendigkeit des Beweisens von Behaup-
tungen aufgezeigt zu haben. Griechische 
Philosophen haben zugleich mindestens 
zwei Verfahren entwickelt, mit denen 
man über Jahrtausende hinweg dieser 
Nachweispflicht von Gründen nachge-
kommen ist: die Axiomatische Metho-
de, so wie sie etwa Euklid in seiner Geo-
metrie systematisch praktiziert hat (mos 

/// Festvortrag

geometricus), und die Idee einer auf 
Zahlen gestützten Kalkulation (mathesis 
universalis mit Pythagoras als wichtigem 
Stammvater). Dieser Gedanke der Be-
gründungsnotwendigkeit von Behaup-
tungen wurde über 1.000 Jahre später 
dann auch in die Politik transferiert, als 
es darum ging, die Übernahme und das 
Ausüben von Macht zu begründen. In 
diesem Bereich nennt man die Begrün-
dungsverpflichtung Legitimation. 

Insgesamt geht es also darum, Grün-
de für Thesen und Behauptungen zu fin-
den. Damit ist man mitten im Thema ei-
nes Promotionskollegs, denn es geht hier-
bei um Forschung, um eine systematische 
Suche entweder nach Belegen oder nach 
Widerlegungen (im Sinne von Karl Pop-
per) für mehr oder weniger interessante 
Thesen. Im Folgenden will ich – natürlich 
ohne Anspruch auf Vollständigkeit – eini-
ge Verfahren benennen, mit denen man 
Behauptungen begründen kann.

DIE KÜNSTE UND DIE 
LEBENSKOMPETENZ*

MAX FUCHS /// Der Lehrplan der Schule ist ein umstrittenes Feld. Jedes Fach  
möchte mehr Stundenanteile und viele neue Themen würden gerne Eingang finden. 
Man braucht daher gute Gründe, um sein Themengebiet zu platzieren. Im folgenden 
Text werden unterschiedliche Möglichkeiten vorgestellt, mit denen man die  
Relevanz einer ästhetischen Bildung in der Schule begründen kann.

„Ohne Kunst ist menschliches Leben unvollständig!“, so Prof. Dr. Fuchs in seinem Vortrag.

Alltagserfahrungen
Jeder, wirklich jeder Mensch hat Erfah-
rung mit einer ästhetischen Praxis. Insbe-
sondere hat jeder die Erfahrung gemacht, 
dass es kein Aufwachsen von Kindern 
gibt, in denen nicht Tanz, Theater, Mu-
sik, bildnerisches Gestalten und das Er-
finden und Erzählen von Geschichten 
eine zentrale Rolle spielen. Entweder 
kann man sich an seine eigene Kindheit 
erinnern, an seine Freude, die man bei 
solchen Praktiken empfunden hat oder 
man kann die eigenen Kinder oder Kin-
der anderer beobachten. Man muss dabei 
kein Wissenschaftler oder Philosoph 
sein, um zu der Erkenntnis zu gelangen, 
dass in diesen Praktiken auf spielerische 
Weise die Kinder die Welt und auch sich 
selbst erobern. Man kann geradezu sinn-
lich erfahren, wie sich durch die Einbezie-
hung des Leibes oder des Körpers in einer 
ästhetischen Praxis die Welt- und Selbst-
verhältnisse des Menschen entwickeln.

Obwohl solche Erfahrungen von je-
dem gemacht werden (können), werden 
sie als legitime wissenschaftliche Be-
gründung nicht anerkannt. Es geht so-
gar so weit, dass dieselben Menschen, 
die sich privat mit großer Freude mit den 
Künsten befassen und diese These, dass 
ohne Kunst menschliches Leben unvoll-
ständig sei, sofort unterschreiben wür-
den, sich in ihrem Berufsleben völlig 
anders verhalten. Wie sonst kann man 
sich erklären, dass das in den Eröff-
nungsreden zu diesem Promotionskol-
leg beklagte Problem hat entstehen kön-
nen, nämlich, dass in der wichtigsten 
Bildungseinrichtung, die alle Menschen 
besuchen müssen, seit Jahren ein Zu-
rückdrängen der künstlerischen Schul-
fächer festzustellen ist? Man legt dabei 
nicht bloß Wert auf die so genannten 
MINT-Fächer, sondern gelegentlich 
scheint es sogar so zu sein, dass neu ent-
deckte gesellschaftliche Problemlagen 
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durch neu zu schaffende Lehraufgaben 
in der Schule beseitigt werden sollen wie 
etwa Gesundheitserziehung, Gewalt-
prophylaxe oder Wirtschaftskunde, wo-
bei die notwendigen Stundenanteile von 
den künstlerischen Fächern genommen 
werden.

Diese unselige Entwicklung ist nicht 
nur in der Schule festzustellen, sie ist 
auch an den Universitäten zu finden. 
Man spricht etwa von sogenannten „Or-
chideenfächern“ und meint damit ins-
besondere verschiedene Geisteswissen-
schaften, die im Zuge des Bologna-Pro-
zesses an den Hochschulen mehr und 
mehr verschwinden oder zumindest zu-
rückgedrängt werden. So hat aktuell in 
der Ausgabe vom 8. Mai 2014 der Frank-
furter Allgemeinen Zeitung der Direktor 
des Instituts für Romanistik an der Uni-
versität Leipzig, Alfonso de Toro, unter 
dem Titel „Abenddämmerung der Uni-
versität“ von einer neuen Degradierung 
der Geisteswissenschaften berichtet. 
Unter der Leitlinie einer berufsorientier-
ten Ausbildung beklagt er den Abbau 
von grundständiger Forschung und eine 
Reduktion der Sprachwissenschaften 
auf eine bloße Landeskunde der ent-
sprechenden Länder. Vor diesem Hin-
tergrund erinnert er nicht nur daran, 
dass der europäische Gedanke einer 
Universität sich spätestens seit Hum-
boldt auf die Freiheit von Forschung 
und Lehre berufen kann, sondern dass 
man über die Jahrhunderte hinweg die 
gesellschaftliche Funktion der Universi-
tät und gerade der Geisteswissenschaf-
ten anerkannt hat: „Die Funktion der 
Geisteswissenschaften und der Philolo-
gien und ihr Beitrag zur Bildung von 
aufgeklärten Persönlichkeiten und da-
mit zur Gestaltung eines demokrati-
schen Gemeinwesens sowie zur Erlan-
gung von im globalen Markt dringend 

benötigten Fertigkeiten wird komplett 
verkannt.“ (S. 8). Er erinnert daran, dass 
die Universität „der Ort des zivilen und 
intellektuellen Ungehorsams (sei), der 
für einen demokratischen Staat lebens-
wichtig ist.1

Genauso schlimm ist ein seit langem 
bekanntes Desiderat gerade in den Ein-
richtungen, die sich professionell mit 
der Erziehung von Kindern befassen, 
den Kindertagesstätten. Dabei gibt es 
einen eigenartigen Widerspruch: Der 
Alltag in solchen Kindertagesstätten ist 
geprägt von ästhetischen Praxen, in den 
Ausbildungscurricula der Erzieherin-
nen und Erzieher wird aber nur sehr be-
grenzt die Grundlage für diese spätere 
Berufstätigkeit gelegt.

Anthropologische Begründungen
In dem neuen Handbuch Kulturelle Bil-
dung, das inzwischen zu einem wichti-
gen Referenzwerk für alle Fragen der 
kulturell-ästhetischen Bildung gewor-
den ist, gibt es bewusst einen großen 
Teil, der sich in anspruchsvoller Weise 
mit den anthropologischen Grundlagen 
dieses Teilbereichs der Pädagogik be-
fasst (betreut von Eckart Liebau und 
Max Fuchs). Die Bedeutung der Anthro-
pologie in der Pädagogik ist also durch-
aus anerkannt. In der anthropologi-
schen Forschung gibt es dabei eine heu-
ristische Faustregel: Je früher eine Er-
scheinung in der Menschwerdung auf-
taucht, desto wichtiger ist sie für die 
Bestimmung des Wesens des Menschen. 
Dass dies für die Ontogenese, also die 
Entwicklung des einzelnen Menschen 
gilt, wurde zuvor skizziert. 

In der Anthropogenese geht es um 
die Entwicklung der Gattung Mensch. 
Und auch hier lässt sich feststellen, dass 
Spuren einer ästhetischen Praxis bereits 
auf einer sehr frühen Stufe des homo sa-

piens sapiens zu finden sind. Man hat 
etwa Musikinstrumente gefunden, die 
einige 10.000 Jahre alt sind. Man kennt 
seit langem die Höhlenmalereien. Man 
hat viele Waffen, Werkzeuge und All-
tagsgegenstände gefunden, die sorgsam 
gestaltet und geschmückt sind und man 
kennt – etwa von bildnerischen Darstel-
lungen – tänzerische und theatrale For-
men einer kultischen Praxis. Die Frage, 
die sich bei solchen Funden stellt, be-
steht darin, nicht nur herauszufinden, 
wie die Menschwerdung insgesamt 
stattgefunden hat und welche Theorien 
es hierfür gibt, sondern welche Rolle 
v. a. künstlerische Praxen bei dieser 
Menschwerdung gespielt haben. Insbe-
sondere geht es dabei darum, dass man 
nachweisen muss, dass im Zuge der 
Evolution eine solche künstlerische Pra-
xis einen evolutionären Vorteil geboten 
haben muss. Ich stelle daher einige An-
sätze und Ergebnisse aus diesem For-
schungsbereich kursorisch vor.

Seit es den Menschen gibt, denkt er 
über sich selbst nach. Ein früher Beleg 
für diese These ist etwa das Orakel von 
Delphi mit dem berühmten Ausspruch: 
Erkenne dich selbst! Der kanadische 
Philosoph Charles Taylor hat daher da-
von gesprochen, dass der Mensch „das 
sich selbst interpretierende Tier“ sei. In 
der Tat findet man über die Jahrtausen-
de hinweg viele Aussagen darüber, was 
das Wesen des Menschen insbesondere 
im Vergleich mit Tieren ausmacht. Al-
lerdings sind diese Überlegungen ausge-
sprochen spekulativ und aufs engste mit 
Weltanschauungen und religiösen 
Überzeugungen verbunden. 

Dies hat sich in den 1920er-Jahren 
geändert, als mit Max Scheler und dann 
insbesondere mit dessem jungen Kölner 
Kollegen Helmut Plessner zum ersten 
Mal Vertreter einer philosophischen An-

thropologie auftauchten, die philoso-
phische Erwägungen mit den damals 
aktuellen wissenschaftlichen Forschun-
gen verbunden haben. Helmut Plessner 
etwa war ausgebildeter Philosoph und 
Biologe. Sein Grundgedanke war der ei-
ner exzentrischen Positionalität, näm-
lich dass der Mensch im Zuge seiner 
Entwicklung die Fähigkeit entwickelt 
hat, (virtuell) neben sich zu treten, also 
eine Distanz zu der Unmittelbarkeit sei-
ner Lebenswelt herzustellen, und auf 
diese Weise die Fähigkeit gewonnen 
hat, selbstreflexiv über sich selbst nach-
zudenken. Helmut Plessner ist auch der-
jenige, der profunde Überlegungen zur 
Überlebensrelevanz der Künste, insbe-
sondere zur Bedeutung des Theaters an-
gestellt hat. Er ist zugleich der Philosoph 
der Leiblichkeit. 

Im Hinblick auf die Untersuchung 
eines möglichen Evolutionsvorteils einer 
ästhetischen Praxis will ich hier drei in-
teressante Ansätze benennen. So ist im 
Kontext der Kritischen Psychologie 
(Klaus Holzkamp) die Arbeit von E. 
Neumann entstanden. Neumann zeigt, 
dass in dem Augenblick, in dem der 
Mensch eine Bewusstheit über seine Le-
bensumstände erreicht, ihm klar wird, 
dass er von Fressfeinden umzingelt ist. 
Die normale Konsequenz aus der Er-
kenntnis einer solchen Situation ist 
Angst. Bis in die aktuelle Zeit weiß man 
aber, dass eine Angst, mit der der 
Mensch allein gelassen wird, zur psychi-
schen Deformation führt. Der Mensch 
brauchte daher ein Medium, mit dem er 
seine innere Befindlichkeit zum Aus-
druck bringen kann. Dies sollte so ge-
schehen, dass die innere Befindlichkeit 
zugleich den anderen mitgeteilt wird. Es 
liegt auf der Hand, dass ästhetische Pra-
xen diesen Zweck in ausgezeichneter 
Weise erfüllen. Dieser Grundgedanke 
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ist bis heute insofern relevant, als er die 
Basis für alle therapeutischen Ansätze 
ist, die mit künstlerischen Ausdrucks-
formen arbeiten.

Ein zweiter interessanter Ansatz ist 
von der amerikanischen Anthropologin 
Ellen Dissanayake vorgelegt worden. In 
profunden Studien, nicht bloß zur Ge-
schichte der Künste, sondern auch in 
ethnologischen Studien über die Rolle 
der Künste bei solchen Menschengrup-
pen, die die Entwicklung zur modernen 
Zivilisation noch nicht nachvollzogen 
haben, gelangte sie zu der These, dass 
die ästhetische Gestaltung von Alltags-
gegenständen in der Tat eine Überle-
bensrelevanz hat. Diese Überlebensrele-
vanz entsteht dadurch, dass man mit ei-
ner ästhetischen Gestaltung überlebens-
wichtige Alltagsgegenstände in ihrer 
Besonderheit hervorhebt. Es liegt auf 
der Hand, dass jeder von uns heute ge-
nau so vorgeht: Besondere Ereignisse 
werden durch eine besondere Inszenie-
rung geehrt. Man zieht sich anders an, 
man bereitet sich anders vor oder man 
hebt sie durch andere Strategien aus 
dem profanen Alltag hervor.

Ein dritter Hinweis gilt einer überra-
schenden Entwicklung innerhalb der 
ästhetischen Diskussion, nämlich einer 
gewissen Konjunktur einer evolutionä-
ren Ästhetik. Man kann sich dabei 
durchaus darüber wundern, dass einer 
der wichtigsten Vertreter der Postmo-
derne im letzten Jahrtausend, der Philo-
soph Wolfgang Welsch, sich in den letz-
ten Jahren sehr stark nicht bloß mit der 
evolutionären Ästhetik befasst, sondern 
dass er insgesamt seinen Arbeitsschwer-
punkt auf die Anthropologie verlagert 
hat. In diesem Kontext sind die Arbeits-
ergebnisse des Max-Planck-Instituts für 
evolutionäre Anthropologie in Leipzig 
unter der Leitung des Amerikaners Mi-

chael Tomasello hochinteressant. In raf-
finierten Experimenten aus der Verhal-
tensforschung mit Primaten gelangt er 
zu zum Teil überraschenden Ergebnis-
sen, etwa zur kulturellen Genese von 
Sprache. Diese Forschungsergebnisse 
sind so interessant, auch außerhalb sei-
nes eigenen Fachbereichs, dass er den 
Hegelpreis der Stadt Stuttgart bekom-
men hat, wobei der Philosoph Jürgen 
Habermas die Laudatio hielt.

Neben den Arbeiten von Helmut 
Plessner will ich an dieser Stelle noch 
zwei weitere Ansätze nennen: Zur glei-
chen Zeit als Helmut Plessner sein ers-
tes Hauptwerk zur philosophischen An-
thropologie veröffentlicht hatte, stellte 
der Philosoph Ernst Cassirer, ursprüng-
lich ein Vertreter des Marburger Neu-
kantianismus, seine „Philosophie der 
symbolischen Formen“ vor. Der Grund-
gedanke dieses Ansatzes besteht in der 
Erkenntnis, dass der Mensch im Verlauf 
der Anthropogenese verschiedene For-
men der Welt- und Selbstaneignung 
entwickelt hat, nämlich Sprache, Wis-
senschaft, Ökonomie, Technik, Religi-
on, Mythos, Politik und eben auch die 
Kunst. All diese Weltzugangsweisen 
nennt Cassirer symbolische Formen. 
Mithilfe dieser symbolischen Formen 
(man kann sie durchaus Medien nen-
nen, weil sie den Menschen mit sich 
und der Welt vermitteln) macht der 
Mensch die Welt zu seiner Welt. Auf 
der Basis dieser Theorie kann man etwa 
die These belegen, dass der Einfluss des 
Menschen so weit reicht, wie seine Mit-
tel reichen. Die Summe aller symboli-
schen Formen nennt Cassirer Kultur. 
Man erhält so eine erneute Begründung 
der Aussage, dass Bildung die subjekti-
ve Seite der Kultur und Kultur die ob-
jektive Seite von Bildung sei (u. a. H. 
Nohl und Adorno).

Wichtig an diesem Ansatz ist unter 
anderem, dass er keine Hierarchie zwi-
schen den unterschiedlichen symboli-
schen Formen kennt. Alle sind gleicher-
maßen wichtig, keine ist verzichtbar, 
keine kann eine andere ersetzen bzw. 
kann durch eine andere ersetzt werden. 
In pädagogischer Hinsicht ist dies inter-
essant, weil Cassirer damit ein Jahrhun-
dertproblem gelöst hat, nämlich das 
Problem des Kanons. Man kann näm-
lich die Summe der symbolischen For-
men („Kultur“) als Messlatte für eine 
Überprüfung nutzen, ob die Schule ihre 
genuine Aufgabe erfüllt, nämlich als 
einzige dafür verantwortliche Erzie-
hungsinstitution ein systematisches Bild 
von Welt entwickeln zu helfen.

Ein letzter Ansatz, den ich in diesem 
Kontext vorstellen will, ist der so ge-
nannte capability- Ansatz. Dieser wurde 
im Wesentlichen von zwei Personen ent-
wickelt, dem Ökonomen und Nobel-
preisträger Armatya Sen und der ameri-
kanischen Altphilologin und Philoso-
phin Martha Nussbaum. Sie haben ih-
ren Ansatz „schwache Anthropologie“ 
genannt. Der Grund für diese Benen-
nung besteht in der Genese dieses An-
satzes. Er entstand nämlich am Hel-
sinkiinstitut der Vereinten Nationen, 
ein Forschungsinstitut für Entwick-
lungshilfepolitik. Es ging um das Pro
blem der weltweiten Armutsbekämpfung 
und um eine gerechte Verteilung der 
vorhandenen (zu geringen) Mittel. Die 
Grundthese war, dass man ein begründ-
bares Bild vom Menschen benötigt, um 
daraus Schlussfolgerungen für die not-
wendigen Ressourcen zu ziehen, die für 
die Entwicklung eines solchen Men-
schen notwendig sind (klassisch: Der 
Mensch muss werden, was er ist.)

Da die verantwortlichen Wissen-
schaftler wussten, dass gerade bei der 

Frage der Menschenbilder sehr viele 
weltanschauliche und ideologische Ein-
flüsse wirksam sind, versuchte man, 
diese Einflüsse dadurch zu minimieren, 
dass man einen internationalen Kreis 
von Experten unterschiedlicher Diszi
plinen, aus unterschiedlichen Regionen, 
mit unterschiedlichen Religionen und 
weltanschaulichen Grundüberzeugun-
gen zusammengestellt hat, die sich auf 
ein Menschenbild einigen sollten. Das 
Ergebnis war eine „schwache Anthropo-
logie“, eine Liste von Bestimmungs-
merkmalen, unter denen auch ästheti-
sche Praxen, die Emotionalität des Men-
schen und seine Leiblichkeit eine wich-
tige Rolle spielen.

Dieser capability-Ansatz ist inzwi-
schen auch in der deutschen Erzie-
hungswissenschaft angekommen. So 
hat der Bielefelder Sozialpädagoge 
Hans-Uwe Otto ein Institut gegründet, 
das sich verstärkt um die Anwendung 
dieses Ansatzes in der Pädagogik be-
müht. In der Tat kann man auch hierbei 
die einzelnen Bestimmungsmerkmale 
aus der schwachen Anthropologie ver-
wenden, um die Wirksamkeit pädagogi-
scher Interventionen im Hinblick auf die 
verschiedenen Dimensionen des Men-
schen zu überprüfen.

Historisch-hermeneutische  
Untersuchungen

Dieser methodische Ansatz hat insbe-
sondere in Deutschland eine lange Tra-
dition. Allerdings ist er immer wieder 
unter Druck geraten, weil man ihn unter 
Ideologieverdacht und unter Spekulati-
onsverdacht stellte und ihm einen feh-
lenden Bezug zur Realität vorwarf. Ich 
komme später darauf zurück. 

An dieser Stelle will ich nur eine in-
teressante Beobachtung des Berliner 
Moralphilosophen Volker Gerhardt an-
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führen. In der Untersuchung unter-
schiedlicher philosophischer Lebens-
werke stellte er fest, dass die meisten 
Philosophen in ihrem Gesamtwerk zwar 
immer auch die Ästhetik behandelt ha-
ben, dies aber erst am Ende ihres Lebens 
taten. Kant ist dafür ein Beispiel. Er leg-
te seine Kritik der Urteilskraft im Jahre 
1790 vor, nachdem er sich zunächst mit 
der Erkenntnistheorie und dann mit der 
Moralphilosophie befasst hatte. Die 
These von Gerhardt besteht darin, dass 
dies deshalb sinnvoll war, weil die äs-
thetische Urteilskraft in besonderer 
Weise anspruchsvoll ist, Der Mensch 
benötigt hierfür eine entwickelte Er-
kenntnisfähigkeit und eine elaborierte 
Urteilsfähigkeit, um angemessen seinen 
Umgang mit den Künsten reflektieren 
zu können.

Falls diese These, die durchaus plau-
sibel erscheint, zutrifft, dann hätte dies 
eine Relevanz für pädagogische Reflek-
tionen im Hinblick auf den Zusammen-
hang von ästhetischer, moralischer und 
wissenschaftlicher Bildung.

Der erfahrungswissenschaftliche 
Zugang

Der erfahrungswissenschaftliche und 
empirische Zugang zu Forschungspro-
blemen dürfte heute das zentrale Para-
digma in den Wissenschaften sein. Da-
gegen ist natürlich nichts einzuwenden, 
denn die moderne Wissenschaft ent-
stand unter anderem dadurch, dass man 
diese auch durch einen Bezug auf die 
sinnlichen Erfahrungen und Wahrneh-
mungen legitimierte. Die bedeutenden 
Naturwissenschaftler zu Beginn der 
Neuzeit, also Galilei, Newton oder Kep-
ler brachten als neue Erkenntnismetho-
de eine streng kontrollierte Empirie in 
Verbindung mit experimentellen Me-
thoden ein. Allerdings muss man fest-

stellen, dass viele der interessanten Ex-
perimente bei Galilei und bei Newton 
bloß Gedankenexperimente waren und 
es durchaus eine Arbeitsteilung gegeben 
hat zwischen sorgsamen Empirikern 
(etwa Tycho Brahe) und Theoretikern. 
Nachweislich war etwa Kopernikus ein 
sehr schlechter und ungenauer Empiri-
ker, aber ein philosophisch hochgebilde-
ter Theoretiker. 

In diesem Kontext sollte auf eine sei-
nerzeit revolutionäre Entdeckung hinge-
wiesen werden, nämlich die Entdeckung 
des amerikanischen Wissenschaftshis-
torikers Thomas Kuhn. In seinem Buch 
über die Struktur wissenschaftlicher 
Revolutionen hat er sich damit befasst, 
wie es insbesondere in den Naturwis-
senschaften zu Veränderungen in der 
Forschungsmethodologie gekommen 
ist. Er führte den Begriff des Paradigmas 
ein, dessen etwas saloppe deutsche 
Übersetzung „Mode“ ist. Der Hinweis 
auf Mode ist deshalb wichtig, weil mit-
hilfe von Thomas Kuhn nunmehr fest-
gestellt werden konnte, dass Wissen-
schaft kein kontinuierlicher Prozess ei-
ner immer weiter verbesserten Wahr-
heitssuche ist, sondern vielfältig sozia-
len und kulturellen Einflüssen unter-
worfen ist und in Sprüngen erfolgt. Es 
gibt in den Wissenschaften durchaus 
Konjunkturen bestimmter Methoden, 
die eben nicht durch eine reine Wahr-
heitssuche bestimmt sind. Wissenschaft 
funktioniert – soviel weiß heute die So-
zialgeschichte und Soziologie der Wis-
senschaft – durchaus auch nach Markt-
regeln. Es gibt einen Kampf um Auf-
merksamkeit und es gibt Ermüdungser-
scheinungen bei der weiteren Anwen-
dung einer bestimmten Methode. Auch 
wissenschaftsimmanent gibt es einen 
soziologisch begründeten Bedarf an In-
novation, denn es müssen immer wieder 

akademische Qualifikationsarbeiten ge-
schrieben werden, die ihre Legitimation 
nur dadurch bekommen, dass sie auf 
Neues hinweisen. 

Der im Grundsatz richtige Ansatz 
der Erfahrungswissenschaft wird aktu-
ell auch in der Politik diskutiert. Man 
spricht heute von einer „evidenzbasier-
ten Bildungs- und Forschungspolitik“. 
Dagegen ist natürlich nichts einzuwen-
den, wenn man ein hinreichend breites 
Verständnis von Evidenz hat. Allerdings 
ist festzustellen, dass im politischen Ge-
brauch „Evidenz“ sehr schnell eingeengt 
wird auf eine quantitativ vorgehende 
empirische Methode. Als ein Beispiel 
unter vielen will ich eine Ausschreibung 
der Stiftung Mercator anführen, die ein 
gewisses Budget für Forschungsprojekte 
vorgesehen hat und die ausschließlich 
empirische Forschungsvorhaben unter-
stützen will. Im Einzelfall ist dagegen 
natürlich auch nichts einzuwenden. Es 
ist allerdings zu befürchten, dass in der 
Forschungsförderung insgesamt alter-
native Ansätze etwa einer theoretischen 
oder historischen Forschung auf Dauer 
ausgeklammert werden könnten. Ich 
will daher einige Überlegungen zur Pro-
blematik dieses Vorgehens anstellen:

Zunächst möchte ich an den norwe-
gischen Friedensforscher Johan Galtung 
erinnern. Denn in einer zwar witzigen, 
aber durchaus ernst gemeinten Arbeit 
hat er seinerzeit daran erinnert, dass es 
vier intellektuelle Stile weltweit gibt:
•	� Einen saxonischen Stil, der sich in 

englischsprachigen Ländern findet 
und der pragmatisch-empirisch vor-
geht,

•	� einen teutonischen Stil, der sehr viel 
Wert auf eine Begriffsarbeit und eine 
systematische Ableitung innerhalb 
des Beziehungsgeflechts der unter-
schiedlichen Begriffe legt,

•	� einen gallischen Stil, der sich insbe-
sondere durch einen guten Sprachstil 
in der Darstellung der Ergebnisse 
auszeichnet sowie

•	� einen nipponischen Stil, bei dem es 
wichtig ist, eine Einordnung der For-
schungsergebnisse in die vorhande-
nen Traditionen vorzunehmen.

Wichtig an dieser Auflistung unter-
schiedlicher Stile ist, dass damit bei aller 
Globalisierung und Internationalisie-
rung der Wissenschaften der Akzent da-
rauf gelegt wird, dass es nach wie vor 
nationale Forschungskulturen gibt, die 
bis heute eine gewisse Relevanz haben. 
Ich will auch dafür zwei Beispiele ange-
ben, eines aus der Kulturpolitik und ei-
nes aus der Bildungspolitik.

Im Bereich der Kulturpolitik ist das 
Beispiel von Tony Blair interessant. Als 
er 1998 die Regierungsgeschäfte über-
nahm, nahm er recht viel Geld in die 
Hand sowohl für Kultur als auch für Bil-
dung. Allerdings band er das Geld in-
nerhalb der Kulturförderung daran, 
dass sich die geförderten Kulturprojekte 
dem gesellschaftspolitischen Ziel der so-
zialen Kohäsion verpflichtet fühlen 
mussten. Und er machte zur Überprü-
fung der Zielerreichung eine umfassen-
de Evaluation verpflichtend. 

Auch in der Bildungspolitik wurde 
Evaluation umfassend eingeführt. Wo-
hin dies führt, zeigt ein Beispiel von 
Ann Bamford, die die seinerzeit wichti-
ge internationale Studie über den wow-
Effekt durchgeführt hat. Eines ihrer vier 
Kinder hat nämlich eine Lese- und 
Rechtschreibschwäche. Darauf wurde 
sie in einem Brief von der Schule hinge-
wiesen, denn dies hatte sich bei einem 
Test herausgestellt. Als kurze Zeit später 
ein weiterer Brief der Schule eintraf, der 
sie auf die Lese- und Rechtschreib-
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schwäche hinwies, war sie schon ein we-
nig irritiert, denn das wusste man ja be-
reits. Nachdem nach einer kurzen Zeit 
wiederum ein Brief von der Schule mit 
demselben Inhalt eintraf, war sie dann 
doch deutlich verärgert und suchte die 
Schule auf, um nachzufragen, welche 
Maßnahmen die Schule zur individuel-
len Förderung ergriffen habe. Dort teilte 
man ihr mit, dass hierfür keine Mög-
lichkeiten bestünden, da die Fristen, in-
nerhalb derer die obligatorischen Tests 
durchgeführt werden müssten, so kurz 
sein, dass man bestenfalls auf diesen 
nächsten Test vorbereiten könne. Dies 
ist, was inzwischen als teaching for tes-
ting beschrieben wird und was sich heu-
te auch in deutschen Schulen findet. In 
der Kulturpolitik war man über das 
Ausmaß des ständigen Evaluierens auch 
nicht erfreut. Daher ergriff Oliver Ben-
nett, Professor für Kulturpolitik an der 
Universität in Warwick, eine Initiative. 
Er untersuchte, inwieweit in den philo-
sophischen Konzeptionen seit der Anti-
ke über die Wirksamkeit der Künste 
Aussagen getroffen worden sind und er 
schlug diese Aussagen als Alternative zu 
der ständigen empirischen Untersu-
chung von Wirkungen vor. 

In dieselbe Richtung geht ein Bei-
spiel aus der Erziehungswissenschaft. 
Der amerikanische Kognitionspsycholo-
ge Jerome Bruner legte 1996 ein Buch 
mit dem Titel „The Culture of Educa-
tion“ vor. Darin stellte er die europäi-
sche, insbesondere die deutsche Ge-
schichte erziehungsphilosophischer An-
sätze vor. Hartmut von Hentig, der 
selbst lange Jahre in den USA verbracht 
hatte, schrieb seinerzeit eine Rezension, 
in der er zum einen sagte, dass das Buch 
natürlich gut, allerdings für den deut-
schen Markt relativ uninteressant sei. 
Denn Bruner stellte etwas dar, was zur 

etablierten Tradition eines deutschen er-
ziehungswissenschaftlichen Denkens 
immer schon gehört hat. Die Stoßrich-
tung von Bruners Buch ging nämlich in 
Richtung seiner amerikanischen Profes-
sorenkolleginnen und -kollegen, denen 
er angesichts der dort verbreiteten quan-
titativen Bildungsforschung zeigen woll-
te, dass man durchaus auch auf eine an-
dere Weise über Fragen der Bildung 
nachdenken kann.

Schlussfolgerungen
Natürlich ist überhaupt nichts gegen 
empirische Studien einzuwenden. Ein 
Problem besteht allerdings dann, wenn 
die Pluralität der Forschungsansätze auf 
nur eine einzige Methode eingeengt 
wird. Denn auch innerhalb der empiri-
schen Forschung gibt es zwar neben der 
quantitativen Forschung eine elaborier-
te qualitative Forschung, doch scheint 
es mir so zu sein, dass gerade in politi-
schen Kontexten diese qualitative empi-
rische Forschung weniger anerkannt ist 
als die quantitative Forschung. Daher 
gebe ich einige Aspekte zu bedenken:

1. Basis einer jeglichen empirischen 
Forschung ist ein reflektiertes System 
theoretischer Begriffe. Am Beispiel der 
Entwicklung der neuen Naturwissen-
schaften kann man zeigen, dass eine 
Orientierung an der Empirie seinerzeit 
etwas Neues bedeutete. Doch darf man 
nicht vergessen, dass Newton, Galilei 
und Kepler ihre empirischen Untersu-
chungen auf der Basis einer hoch elabo-
rierten theoretischen und philosophi-
schen Reflexion betrieben haben. Denn 
um überhaupt erfahrungswissenschaft-
lich vorgehen zu können, brauchte man 
ein anderes Verständnis von Raum und 
Zeit und von der Wirksamkeit der Na-
turkräfte. Allerdings waren gerade 
Newton und seine philosophischen 

Nachfolger (Clarke, Locke) in einen po-
litischen Streit über die Hegemonie im 
Geistigen in Europa verstrickt, wobei 
der Gegner der kontinentale Rationalis-
mus war (zunächst Descartes, später 
Leibniz). Aus diesem Grund betonten 
die genannten Naturforscher und Philo-
sophen die empirische Seite ihres Ansat-
zes über und versteckten geradezu die 
theoretische Basis.

2. Im Hinblick auf eine „evidenzba-
sierte Politik“ sollte man sich mehrere 
Fragen stellen: Was bedeutet eigentlich 
„Evidenz“, auf welche Weise wird sie 
hergestellt und an welche Zielgruppen 
richtet sie sich? Und was geschieht mit 
den Forschungsergebnissen? Forschung 
ist hierbei unmittelbar mit Fragen der 
Macht verbunden. Es ist also zu fragen, 
welches Wissen wird für welche Zwecke 
und für welche Zielgruppen generiert. 
Spätestens seit den Untersuchungen von 
Foucault, die in den letzten Jahren auch 
in der deutschen Erziehungswissen-
schaft intensiver rezipiert werden, sollte 

man nicht mehr naiv mit Wissenspro-
duktion umgehen. Denn man weiß in-
zwischen – oder man könnte es wissen –, 
dass es bei der Generierung von Wissen 
nicht bloß um das Finden von Wahrheit 
geht, sondern dass jede Wahrheitssuche 
aufs engste mit normativen Fragen ver-
bunden ist. Diese normativen Fragen 
sind – wie schon Francis Bacon sagte 
(„Wissen ist Macht!“) – Fragen der 
Macht. Spezifisches Wissen dient in 
spezifischer Weise der Machtausübung 
bestimmter Gruppen. Man möge sich 
nur einmal daran erinnern, dass bei 
Klassenarbeiten die Verteilung der Zen-
suren eine wichtige Rolle spielt. Ein be-
stimmter kleiner Anteil sollte unter dem 
Durchschnitt sein, ein bestimmter klei-
ner Anteil sollte über dem Durchschnitt 
sein, aber insgesamt sollte sich die be-
rühmte Gaußkurve ergeben. Damit 
wird allerdings die Realität nicht nur 
nicht abgebildet, sondern es wird viel-
mehr normativ ein Verständnis von 
„Normalität“ konstruiert. 

Die erfolgreichen Teilnehmer des Promotionskollegs bei der feierlichen Abschlussveranstaltung  
am 14. Mai 2014 in München.
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Gerade die Geisteswissenschaften 
haben das richtige Instrumentarium, 
um hier selbstreflexiv solche Zusam-
menhänge zu erkunden. Aus diesem 
Grund hat der Philosoph Volker Steen-
block seine „Theorie der kulturellen Bil-
dung“ (1998) entwickelt, die sich nicht 
auf eine ästhetische Praxis bezieht, son-
dern die die Reflexionskompetenz der 
einzelnen Kunstwissenschaften – 
durchaus im Sinne des zuvor genannten 
Alfonso de Toro – in den Mittelpunkt 
seiner Theorie stellt.

3. Gegen eine mögliche Einseitigkeit 
in der Ausrichtung der Forschungspoli-
tik und den Folgen einer entsprechend 
orientierten Bildungspolitik gibt es in-
zwischen international einigen Wider-
stand. Insbesondere geht es um das Pro-
jekt Pisa, wie ein derzeit kursierender 
offener Brief des in New York lehrenden 
Erziehungswissenschaftlers Heinz-Die-
ter Meyer zeigt.2 In diesem offenen Brief, 
der inzwischen zahlreiche Unterstützer 
auch unter renommierten deutschen Er-
ziehungswissenschaftlern gefunden hat, 
wird auf die normative Kraft der Pisa-
Studien hingewiesen. Insbesondere geht 
es dabei um die Gefahr einer Uniformie-
rung der verschiedenen nationalen Bil-
dungssysteme.

4. Ernst Cassirer war insofern auch 
nach seiner kulturphilosophischen 
Wende noch ein Schüler von Kant, als er 
dessen Überzeugung teilte, dass unsere 
Erkenntnisfähigkeit die Wirklichkeit 
nicht abbildet, sondern konstituiert. Er 
war also ein früher Vorläufer des heute 
praktizierten Konstruktivismus. Dies 
gilt auch für die verschiedenen symboli-
schen Formen, von denen jede eine spe-
zifische Wirklichkeit zu konstruieren in 
der Lage ist. 

Insbesondere gilt dies für Forschungs-
methoden, die eben ihren Gegenstand 

nicht bloß abbilden, sondern die einen 
bestimmten Gegenstand erst konstituie-
ren. Dabei konstituieren unterschiedliche 
Methoden denselben Gegenstand auf 
sehr unterschiedliche Weise. Daraus er-
gibt sich die Notwendigkeit einer Plurali-
tät von Forschungsmethoden. Dies gilt 
insbesondere für den Bereich der ästheti-
schen Bildung und der Künste. Ich erin-
nere hier nur an die Arbeiten des Ästheti-
kers und Informationstheoretikers Max 
Bense, der sein Instrumentarium insofern 
auf die Künste anwandte, als er streng be-
zogen auf die Kunstwerke versuchte, ob-
jektivierbare, durch informationstheore-
tische Methoden gewonnene Erkenntnis-
se über diese Kunstwerke zu identifizie-
ren. Vergleicht man diesen – natürlich le-
gitimen – Ansatz eines Zugriffs auf Küns-
te mit einem phänomenologischen Zu-
griff, der sich sehr stark darauf konzent-
riert, was in dem rezipierenden oder pro-
duzierenden Subjekt geschieht, dann 
kann man sehr leicht zu der Erkenntnis 
kommen, dass zwar jede Methode durch-
aus Facetten ihres Forschungsgegenstan-
des erfasst, dass aber mit jeder Methode 
auch bestimmte Facetten erst gar nicht in 
den Blick genommen werden, die aller-
dings im Alltag relevant sind. 

Zu wünschen wäre daher, dass die-
ser Aspekt der Gegenstandskonstitution 
durch Forschungsmethoden gerade in 
empirisch-quantitativ vorgehenden An-
sätzen etwas stärker berücksichtigt 
wird, als dies in meiner Wahrnehmung 
zurzeit geschieht. Dies bedeutet aber, 
dass gerade eine empirisch vorgehende 
Bildungswissenschaft den Reichtum der 
geisteswissenschaftlichen Methoden 
benötigt.

Schlussbemerkung 
Ich habe mich bei der Behandlung des 
Themas „Die Künste und die Lebens-

kompetenzen“ auf die Frage konzen
triert, wie die Relevanz der Künste für 
die Entwicklung von Lebenskompetenz 
nachgewiesen wird. Ernst Cassirer 
spielt in diesem Kontext deshalb eine 
wichtige Rolle, weil er die Pluralität der 
Weltzugangsweisen systematisch be-
gründet.

Insbesondere ist vor diesem Hinter-
grund immer wieder darauf hinzuwei-
sen, dass die Künste nicht ersetzt wer-
den können durch die anderen symboli-
schen Formen. Ohne Kunst ist mensch-
liches Leben unvollständig. Wenn man 
dies akzeptiert, dann muss allerdings 
auch bei der Auswahl der Forschungs-
paradigmen darauf geachtet werden, 
dass das Spezifische der Künste einge-
holt wird. Künstlerische Prozesse kann 
man dann zwar genauso untersuchen 
wie die Abläufe in der Natur, sofern 
man sich der Problematik bewusst 
bleibt, dass man so zwar durchaus rele-
vante Aspekte erfasst, dass aber mögli-
cherweise bestimmte existenziell be-
deutsame Facetten erst gar nicht in den 
Blick kommen. 

Meine These ist daher: Gerade eine 
empirisch vorgehende Forschung benö-
tigt in hohem Maße ein historisches und 
theoretisches Bewusstsein als Funda-
ment ihres Ansatzes.  ///

/// �PROF. DR. MAX FUCHS
ist Kulturwissenschaftler und ehemali-
ger Direktor der Akademie Remscheid 
für Kulturelle Bildung.

Anmerkungen
  * �Vortrag bei der Abschlussveranstaltung des Pro-

motionskollegs „Gestalten und Erkennen. Kompe-
tenzbildung in den künstlerischen Fächern und 
Fachbereichen der Schule“ am 14.5.2014 in Mün-
chen.

  1 �De Toro, Alfonso: Abenddämmerung der Univer-
sität, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 8.5.2014, 
S. 8.

  2 �Meyer, Heinz-Dieter: Offener Brief, in: Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung, 12.5.2014, S. 11.

Literaturhinweise
Über die im Text angegebenen Hinweise hinaus ist 
auf folgende Bücher hinzudeuten:

Das angesprochene Handbuch kulturelle Bildung, 
Hrsg.: H. Bockhorst, V. Reinwand-Weiss, W. Zacha-
rias, ist inzwischen vollständig online (kubi-online) 
und wird weiter entwickelt.
Über die Entwicklung der Geistes- und Naturwis-
senschaften informieren zuverlässig die Bücher von 
Watson, Peter: Ideen, 2008; Ders.: Das Lächeln der 
Medusa, 2001. 
Wer zudem daran interessiert ist, welche Höhen dem 
deutschen Geistesleben früherer Zeiten aus dieser 
englischen Perspektive zugesprochen werden, mag 
sich an seinem letzten Buch Ders.: The German Ge-
nius, 2010 erfreuen. Allerdings wird der Bologna-
Prozess dafür sorgen, dass solche Zeiten nicht zu-
rückkommen. 

Zur Anthropologie gibt es zwei empfehlenswerte 
Handbücher: 
Bohlken, E. / Thiess, Chr. (Hrsg.): Handbuch Anth-
ropologie. Stuttgart / Weimar 2008.
Wulf, Chr. / Zirfas, J.(Hrsg.): Handbuch Pädagogi-
sche Anthropologie. Wiesbaden 2014.

Weiterhin:
Cassirer, E.: Versuch über den Menschen. Frank- 
furt a. M. 1990 (fasst seine mehrbändige Philosophie 
der symbolischen Formen zusammen und ent- 
wickelt sie weiter).
Dissanayake, E.: What is Art for? Seattle 2002.
Fuchs, M.: Untersuchungen zur Genese des mathe-
matischen und naturwissenschaftlichen Denkens. 
Weinheim 1984.
Ders.: Mensch und Kultur. Wiesbaden 1998.
Ders.: Kulturelle Bildung. München 2008.
Ders.: Kunst als kulturelle Praxis. München 2012.
Ders.: Subjektivität heute. München 2014.
Neumann, E.: Funktionshistorische Anthropologie 
der ästhetischen Produktivität. FU Berlin 1996 (Ha-
bil.).
Nussbaum, M.: Gerechtigkeit und das gute Leben. 
Frankfurt / M. 1999.
Plessner, H.: Die Frage nach der conditio humana. 
Frankfurt a. M. 1976 (Kurzfassung seines Ansatzes).
Tomasello, M.: Die kulturelle Entwicklung des 
menschlichen Denkens. Frankfurt a. M. 2006.
Welsch, W.: Homo Mundanus. Weilerswist 2012.
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Aktuelles Buch

/// Christliche Sozialethik in Europa

EINE STANDORTBESTIMMUNG

Schoenauer, Hermann (Hrsg.): Sozialethische  
Dimensionen in Europa. Von einer Wirtschafts- 
union zu einer Wertegemeinschaft. Stuttgart:  
Verlag Kohlhammer 2014, 236 Seiten, € 19,90.

Der 6. Band der Reihe „Dynamisch Le-
ben gestalten – innovative Unterneh-
mensführung in der Sozial- und Gesund-
heitswirtschaft“ widmet sich mit 14 Bei-
trägen von Kirchenvertretern und Wis-
senschaftlern aus katholischer, evangeli-
scher und orthodoxer Perspektive einer 
grundsätzlichen Standortbestimmung 
christlicher Sozialethik in Europa.

„Christen tragen Verantwortung für 
Europa“ ist die wichtige Aussage von 
Hermann Schoenauer in seiner pro-
grammatischen Einführung. Ausgehend 
von dieser Behauptung wird die Frage 
gestellt, ob Europa heute mehr Wirt-
schaftsunion oder Solidar- und Werte-
gemeinschaft sei. In der Geschichte Eu-

ropas habe es noch nie so viel Freiheit 
und Chancen, so wenig Kriegsgefahr 
oder trennende Grenzen gegeben wie 
heute, weshalb die Europäische Union 
im Jahr 2012 auch den Friedensnobel-
preis erhalten hat. Aber die Finanz- und 
Wirtschaftskrise werfe derzeit ein eher 
schlechtes Licht auf diesen Verbund, da 
sich das Bild der EU in den letzten Jah-
ren vornehmlich auf die ökonomische 
Dimension und das Bankensystem be-
schränkt habe. Schoenauer ist über-
zeugt, dass sich ein soziales Gesicht Eu-
ropas und wirtschaftlicher Erfolg nicht 
gegenseitig ausschließen, sondern mitei-
nander zu realisieren sind. Speziell die 
Kirchen sollten ihre Kernanliegen in po-

litische Debatten einbringen und sich 
auf Gemeinsamkeiten wie das christli-
che Menschenverständnis fokussieren. 
Sie stünden durch die Charta oecumeni-
ca ohnehin in der Verantwortung, eine 
sozialpolitische und humane Ordnung 
Europas weiterzuentwickeln. Nur ein 
solidarisches Europa habe Zukunft. Für 
diese Entwicklung spiele das Engage-
ment der europäischen Jugend eine 
wichtige Rolle. Möglichkeiten auf quali-
fizierte, hochwertige Bildung, Kenntnis-
se über Religion und Ethik sowie ein 
wissenschaftlich hohes Niveau müssten 
entwickelt werden. Schoenauer führt ei-
nige Beispiele aus der Diakonie Neuen-
dettelsau an, deren Rektor er ist, und 
zeigt, dass in einer solchen Gemein-
schaft jedes Land seine eigene kulturelle 
Identität einbringen, dennoch aber mit 
anderen zusammen arbeiten und wach-
sen soll. Er verweist vor diesem Hinter-
grund auf die für die Zukunft Europas 
relevanten sozialethischen Perspekti-
ven, die der Band eröffnen will.

„Wir sind zu unserem Glück vereint“ 
– aber sind wir das wirklich? Reinhard 
Kardinal Marx stellt sich die Frage, was 
die Kirche tun kann, um Europa wieder 
auf „den richtigen Weg“ zu bringen. 
Durch die politische Krise, welche auf 
die unterschätzte Geldpolitik und deren 
Regeln zurückzuführen sei, sei das Ver-
trauen als wichtigste Voraussetzung ver-
loren gegangen. Eine grundsätzliche 
Neujustierung europäischer Zuständig-
keiten könnte daher vor einem Ausein-
anderbrechen der Währungsunion 
schützen. Als zweite Herausforderung 
gilt für Marx die Zukunft der wirtschaft-
lichen und sozialen Verhältnisse, denn 
die Folgen der stagnierenden Wachs-
tumsraten und von steigender Arbeitslo-
sigkeit müssten in fast allen Ländern die 
Schwachen tragen. Hier könne eine Sozi-

ale Marktwirtschaft die Lösung sein, 
um Leistungsgerechtigkeit und Solidari-
tät zu garantieren. Dabei zweifelt Marx 
an der Tauglichkeit eines Wachstums-
glaubens für das 21. Jahrhundert. Er 
fragt: Wie lässt sich eine zukunftsfähige 
Wirtschaft entwickeln, die gleichzeitig 
einen Schritt zu Glück, Wohlstand und 
sozialer Gerechtigkeit in der ganzen 
Welt macht? Aus der binneneuropäi-
schen Perspektive müsse ein globaler 
Standpunkt werden, der in das europäi-
sche Bewusstsein rücken soll. Der 
Grund für solche Konflikte liege in ent-
täuschten Hoffnungen auf ein besseres 
Leben, weshalb man das Glück der 
Menschen wieder mehr fördern müsse. 
Eine mögliche Verbesserung bestehe da-
rin, den eigenen Lebensstil zu überden-
ken und Vorreiter für ein Ressourcen 
schonendes Wachstumsmodell für an-
dere Länder zu werden. Weiter wird eine 
moralische Krise der Europäer ange-
führt, da es durch die niedrigen Gebur-
tenraten an jugendlicher Zuversicht für 
ein künftiges Gelingen Europas mange-
le. Außerdem fehlten das Selbstvertrau-
en und die Kraft, da jeder für sich selbst 
nach dem „stetig Besseren“ strebe und 
sich mit nichts mehr zufrieden gebe. Da-
raus lasse sich ableiten, dass es an lang-
fristigem und nachhaltigem Denken feh-
le, denn zuletzt sei sich jeder doch selbst 
der Nächste. Eine große Hilfe hierbei 
könne sein, sich selbst oder Verbände 
neu zu erfinden und den Blickwinkel zu 
ändern. Caritative Arbeit sei zu europäi-
sieren und eine überkonfessionelle Zu-
sammenarbeit zu stärken. Damit der 
weitere europäische Erfolg gesichert sei, 
müssten sich gerade Christen in Europa 
auf eine gemeinsame Verantwortung be-
sinnen und deutlich machen, dass Kir-
che und Europa eine gemeinsame Ver-
gangenheit und Zukunft haben. 
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Backes Uwe / Jesse, Eckhard 
/ Gallus, Alexander (Hrsg.): 

Jahrbuch Extremismus & 
Demokratie, Band 25, Baden-

Baden: Nomos-Verlag 2013, 
487 Seiten, € 59,00.

Jüngst erschien der 25. Jahrgang des 
Jahrbuchs Extremismus & Demokratie. 
Wie in den Vorjahren versammelt auch 
der aktuelle Band ein facettenreiches 
Kompendium an Analysen über ver-
schiedene Extremismen im In- und Aus-
land. Eckhard Jesse untersucht in sei-
nem Beitrag die empirische Validität der 
jüngsten Publikationen Elmar Brählers 
und Oliver Deckers („Rechtsextremis-
mus der Mitte“), die seit 2006 alle zwei 
Jahre im Auftrag der Friedrich-Ebert-
Stiftung erforschen, wie verbreitet 
rechtsextreme Einstellungen in 
Deutschland sind. Stärker als die Vor-
gängerstudien Deckers und Brählers 
will die aktuelle Ausgabe ihrer Untersu-
chungsreihe – bei den Einzelaussagen – 
differenzieren. So bemüht sie sich, zwi-
schen Islamkritik und Islamfeindlich-
keit zu unterscheiden und verschiedene 
Formen von Antisemitismus zu erfassen 
– sowohl bei Nichtmigranten als auch 
bei Migranten.

Tatsächlich sind aber auch in ihren 
aktuellen Studien viele Fragen sehr un-
scharf formuliert, wie Jesse moniert. Da-
durch verschwimmen Grenzen zwischen 
Rechtsextremismus und demokratischer 
Mitte. Kein Wunder ist es deshalb, wenn 
manche Aussagen auch jenseits des 
rechtsextremen Potenzials auf zum Teil 

hohe Zustimmung stoßen. So meinen 
beide Psychologen und ihr Team, bereits 
einen Indikator für „Chauvinismus“ ge-
funden zu haben, wenn eine Person da-
für plädiert, deutsche Interessen kraft-
voll durchzusetzen (Zustimmung: 30 %). 
Wie viele dieser Befragten befinden zu-
gleich, gerade die europäische Integrati-
on diene deutschen Interessen? Gibt es 
keine Unterschiede zwischen idiotischem 
Nationalismus und weltoffenem Patrio-
tismus, den keiner teilen muss?

Die Aussage, zuweilen sei eine Dikta-
tur die bessere Staatsform (Zustimmung: 
7 %), dürften auch Linksextremisten un-
terstützen. Besonders unpräzise formu-
liert ist die Frage, ob „man“ Hitler heute 
ohne Judenvernichtung als großen 
Staatsmann ansehen würde (Zustim-
mung: 11 %). Fragen die Autoren hier da-
nach, wie Befragte selbst das einschätzen 
oder wie sie die Einschätzungen ihrer 
Mitmenschen einschätzen oder beides? 
Wer der pauschalen Aussage, die islami-
sche Welt sei rückständig und verweigere 
sich neuen Realitäten, zustimmt, gilt 
schon als islamfeindlich (Zustimmung: 
58 %). Wieviele junge Demonstranten in 
islamisch geprägten Ländern oder musli-
mische Intellektuelle in Deutschland 
würden dieser Aussage zustimmen?

Lässt sich mit solchen Fragen und 
Antworten ein ausgeprägter Rechtsextre-
mismus der Mitte belegen, wie Brähler 
und Decker mit antikapitalistischem Un-
terton unterstellen? Interessant ist zu-
mindest, wie die Zustimmung sinkt, 
wenn die Autoren ihre Fragen präziser 
und weniger suggestiv formulieren. So 
meinen rund 10 % der Befragten, der Na-
tionalsozialismus habe auch gute Seiten 
gehabt. 8 % befinden, die Geschichts-
schreibung habe die NS-Verbrechen weit 
übertrieben dargestellt. Rechtsextremis-
mus zu bekämpfen, zählt zu den großen 

Der rumänisch-orthodoxe Metropo-
lit Serafim geht in seinem Statement auf 
die sowohl von Orthodoxen als auch den 
anderen Konfessionen zu leistende sozia-
le Arbeit ein. Er ist der Meinung, dass in 
einer internationalen Gemeinschaft vor 
allem die Übereinstimmungen von Glau-
benslehre und Glaubenspraxis ins Be-
wusstsein kommen müssen, um so Kir-
chen als Träger sozialer Einrichtungen 
europaweit zu etablieren. Alle Kirchen 
seien bereits aktiv im sozialen Bereich, 
aber die Akzeptanz und Unterstützung 
von Seiten des Staates fehle bisweilen. Es 
werde zu wenig anerkannt, dass die Kir-
chen mit ihren Sozialeinrichtungen dem 
Staat eine Pflichtaufgabe abnehmen. Dia-
konie ist seiner Ansicht nach Gottes Lie-
be zu den Menschen. Und es sollte ver-
sucht werden, diese mit aller Kraft unter 
den Menschen zu verwirklichen. 

Die alten Werte des ursprünglichen 
Europas wie Friedensorientierung oder 
politische, kulturelle und soziale Gestal-
tungsziele stehen nach Ansicht von Ger-
hard Wegner heute nicht mehr an der 
ersten Stelle. Stattdessen werde die wirt-
schaftliche Dynamik überbewertet, was 
einer gerechten und menschlichen Glo-
balisierung entgegenstehe. Europa könne 
deshalb nicht weiter so funktionieren wie 
bisher, sondern müsse sich auf eine Aus-
gestaltung der europäischen Staatlichkeit 
fokussieren, denn – so der Leiter des So-
zialwissenschaftlichen Instituts der EKD 
– die Krisen wurden gemeinsam erzeugt 
und müssen auch zusammen wieder aus 
der Welt geschafft werden. Europas Kri-
se lasse sich als eine Wachstumskrise be-
zeichnen, da die Finanzmärkte die Insta-
bilität der schwachen Länder aufzeigten. 
Allerdings könnte man auch von einer 
Systemkrise sprechen, da sich Europa in 
einer Art Teufelskreis zwischen Banken 
und Staaten bewege. 

Aktuelles Buch rezensionen

Ob es einen eindeutigen Ausweg aus 
diesem von Wegner und den anderen 
Autoren beschriebenen Dilemma gibt, 
halte ich für fraglich. Die Dringlichkeit 
der insgesamt in allen Beiträgen des Ban-
des aufgeworfenen Fragen lässt sich so 
skizzieren: Wie geht es weiter mit der eu-
ropäischen Idee? Als erste Möglichkeit 
ist die Auflösung Europas nicht auszu-
schließen, wenn die Unterschiede in al-
len Ländern als unüberwindbar gelten. 
Als Zweites besteht die Aussicht auf ein 
sogenanntes Kerneuropa, in dem sich 
die mächtigen Staaten zusammenschlie-
ßen und die anderen herausfallen wür-
den. Die dritte Option bietet die Mög-
lichkeit auf die „Vereinigten Staaten von 
Europa“, denen die USA als Vorbild die-
nen.*  Aber unterschiedliche moralische 
und religiöse Vorstellungen, z. B. über 
die Menschenwürde und die Haltung 
des nationalen Egoismus, sind erhebli-
che Hindernisse. Im Sinne von Kardinal 
Marx sollten alle in Zeiten der Krise wei-
ter zusammenrücken und gemeinsam 
nach vorne schauen. Insgesamt zeigt das 
Buch, dass die Zukunft Europas alle 
Menschen betrifft und sich niemand sei-
ner Verantwortung entziehen kann. Es 
wird in vielen Facetten deutlich, inwie-
weit jedes Land und jede Konfession ei-
nen Teil zur Veränderung beitragen kann 
und muss. Ein nachhaltiges Zusammen-
wachsen der EU beginnt letztlich bei je-
dem Einzelnen in der Herausbildung so-
zialer Werte. Das Buch regt an, die euro-
päische Wertegemeinschaft im Licht ge-
teilter Werteeinstellungen neu zu verste-
hen und zu gestalten.

REBECCA WEBER 

 
Anmerkung
  * �http://www.cap.uni-muenchen.de/download/ 

2003/2003_cap_szenarien.pdf
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chen Interesse für andere Auffassungen. 
Das zeigt u. a. die Rubrik „Kontrovers 
besprochen“, in der vier Rezensionen  
– aus sehr unterschiedlicher Perspektive – 
ein aktuelles Buch über Vergangenheits-
politik beleuchten. Wiederum fungiert 
das Jahrbuch als Seismograph und Kom-
pass für Debatten über Extremismus und 
Demokratie im In- und Ausland. Auch 
sein 25. Band stiftet tief schürfende Ori-
entierung. Erneut liefert das Jahrbuch 
viel sachliche und sachkundige Informa-
tion, viel multiperspektivische Aufklä-
rung, viel fundierten Diskussionsstoff – 
für Wissenschaftler, Journalisten, Lehrer 
und weitere Interessierte sowie Experten. 

HARALD BERGSDORF 

Heinzmann, Richard / Antes, 
Peter / Thurner, Martin (u. a.) 
(Hrsg.): Lexikon des Dialogs. 

Grundbegriffe aus Christentum 
und Islam. 2 Bände. Freiburg  

u. a.: Verlag Herder 2013,  
850 Seiten, € 38,00.

Das Zusammenleben von Menschen un-
terschiedlicher kultureller und religiöser 
Prägung kann in Zeiten von Migration 
und Globalisierung nur durch ein ge-
wisses Maß an Wissen übereinander 
und eine Grundhaltung der Verständ-
nisbereitschaft gelingen. Beide Faktoren 
stellen die Voraussetzung für einen 
fruchtbringenden Dialog dar, ohne den 
ein friedliches Miteinander in einer plu-
ralen Gesellschaft nicht möglich ist. 

Herausforderungen der Zeit. Dafür 
braucht es zunächst exakte Diagnosen. 
Dazu leisten Brähler und Decker keinen 
übergroßen Beitrag. Nur beiläufig er-
wähnen sie die überdurchschnittliche 
Fremdenfeindlichkeit im gesamtdeut-
schen SPD-Wählerpotenzial, wie Jesse 
anmerkt.

Uwe Backes untersucht in seinem 
Beitrag islamfeindlichen Rechtsextremis-
mus. Spätestens seit dem 11. September 
2011 mutierte die „Islamisierung“ zu ei-
ner Obsession vieler Rechtsextremisten, 
darunter auch solche, die gleichzeitig be-
haupten, die Massenmorde gründeten 
auf einer jüdisch-amerikanischen Ver-
schwörung. Der „Kampf“ gegen die an-
gebliche „Islamisierung“ Deutschlands 
und Europas gehört zu den Schwerpunk-
ten etwa der rechtsextremen Pro-Grup-
pierung, die sich gern als harmlose „Bür-
gerbewegung“ inszeniert. Sie meint, im 
Kampf gegen die vermeintliche „Islami-
sierung“ ein kampagnefähiges Topthema 
gefunden zu haben, mit dem sie erfolgrei-
cher mobilisieren könne als mit traditio-
nellen Topthemen von Rechtsextremis-
ten. Seit Jahren konzentriert die Pro-
Gruppierung ihre Fremdenfeindlichkeit 
auf Muslime. Um ihr präferiertes Thema 
in Wahlkämpfen noch anzuschärfen, 
provozierte die Pro-Gruppierung 2012 in 
NRW auf Demonstrationen („Karikatu-
renwettbewerb“) Salafisten, die bei ge-
walttätigen Auseinandersetzungen zahl-
reiche Polizisten zum Teil schwer verletz-
ten. 

Mehrere Merkmale kennzeichnen 
laut Backes muslimfeindliche Rechtsex
tremisten in Deutschland und Europa. 
Zum Ersten stilisieren sich viele von ih-
nen als prozionistisch. Damit wollen sie 
Vorwürfe aushebeln, sie seien antisemi-
tisch – das ist ein Markenzeichen etwa 
von Geert Wilders und seiner Ein-Mann-

Partei. Zum Zweiten qualifizieren sie 
„den“ Islam“ als „faschistisch“, um sich 
dadurch als demokratisch zu präsentie-
ren. Drittens gerieren sie sich als Verteidi-
ger des „christlichen Abendlandes“, um 
als Antinationalisten aufzutreten. Doch 
die undifferenzierte und hasserfüllte 
Feindbildpflege solcher Kräfte wider-
spricht, wie Backes betont, fundamental 
christlichen Grundwerten wie Barmher-
zigkeit, Mäßigung, Gerechtigkeit und 
Nächstenliebe. Langfristig könnten die 
schrumpfenden Kirchenbindungen und 
die zum Teil galoppierende Verdunstung 
des christlichen Glaubens rechtsextre-
men Kräften zunehmend nutzen – als ein 
Faktor unter mehreren. Zumindest nei-
gen gerade auch kirchentreue Katholiken 
bzw. aktive Christen beider Konfessio-
nen in besonders geringem Maße dazu, 
rechtsextreme Parteien zu wählen (Ken-
ner des NSDAP-Wählerpotenzials mei-
nen gar, in einem rein katholischen 
Deutschland wäre Hitler nie an die 
Macht gelangt).

Um (antimuslimische) Rechtsextre-
misten weiter überdeutlich unter 5 % zu 
drücken, gilt es, kursierende Klischees zu 
bekämpfen. So ist es abwegig, „den“ Is-
lam in seiner Vielgestaltigkeit auf soge-
nannte „Ehrenmorde“ und „Zwangshei-
raten“ zu reduzieren, die natürlich eben-
so unmissverständlich zu verurteilen 
und zu bekämpfen sind wie Islamismus 
und Integrationsverweigerung als solche, 
etwa von muslimisch geprägten Jugendli-
chen, die muslimisch geprägte Mädchen 
zwingen (wollen), Kopftuch zu tragen. Es 
bleibt wichtig, Integration sowohl konse-
quent zu fordern als auch zu fördern – ge-
rade auch im Interesse und im Sinne der 
vielen gut integrierten Migranten in 
Deutschland.

Wie stets verbinden die Herausgeber 
klare Positionierungen mit einem wa-

Diesen Dialog zu fördern, ist deshalb 
politisch notwendig und theologisch ge-
boten. In besonderer Weise gilt dies in 
Deutschland für den Austausch zwi-
schen den über 50 Millionen Christen 
und den knapp 4 Millionen hier leben-
den Muslimen, von denen über die Hälf-
te türkischer Herkunft ist. Bislang 
machte jedoch neben der sprachlichen 
Barriere auch das häufig fehlende Vor-
verständnis religiöser Grundgedanken 
des je anderen das gegenseitige Verste-
hen schwierig. Dieses Desiderat zu be-
heben, haben deutsche und türkische 
Wissenschaftler nun Neuland betreten 
und erstmalig ein Lexikon der Grund-
begriffe aus Christentum und Islam vor-
gelegt. Es ist ein Meilenstein auf dem 
Weg zu einem zukunftsweisenden, inte-
grationsfördernden und friedenssi-
chernden Dialog zwischen christlich 
geprägter Mehrheitsgesellschaft und 
muslimischer Minderheit in Deutsch-
land. 

Die Ausgangsfragen, die den Bänden 
des parallel in deutscher und türkischer 
Sprache erschienenen Lexikons Struk-
tur und Kohärenz verleihen, lauten: 
Was versteht meine Glaubensgemein-
schaft unter dem jeweiligen Begriff, und 
wie kann er den Angehörigen der ande-
ren Religion so erklärt werden, dass ver-
ständlich wird, was damit konkret ge-
meint ist? Dass damit zugleich ein Er-
kenntnisgewinn im Blick auf die je eige-
ne Religion verbunden ist, erscheint als 
positiver und wohlkalkulierter Neben-
effekt. Ist es für einen gelingenden inter-
religiösen Dialog doch unabdingbar, 
auch „bezüglich des eigenen Glaubens 
auskunftsfähig zu werden“ (S. 132). Ent-
standen ist auf diese Weise kein reines 
Fachbuch für einen kleinen Kreis von 
Wissenschaftlern, sondern ein wissen-
schaftlich fundiertes Werk, das einer 
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Bergbauer, Harald / Park, 
Young-Ryeol (Hrsg.):  

Economic and Political 
Cooperation between Asia 

and Europe in the Age of 
Globalisation. Baden-Baden: 

Nomos Verlag 2013,  
201 Seiten, € 34,00.

Während die Etablierung eines transat-
lantischen Handelsabkommens und in 
diesem Kontext die politischen Bezie-
hungen zwischen den USA und Europa 
unlängst in den Fokus der Öffentlichkeit 
gerückt sind, werden die Beziehungen 
Europas und der EU zu Asien eher stief-
mütterlich behandelt und vor allem in 
bilateralen Dimensionen erfasst. Der Be-
hebung dieser Lakuna dient der von Ha-
rald Bergbauer (Hochschule für Politik 
München) und Young-Ryeol Park (Busi-
ness School of Yonsei University) heraus-
gegebene Sammelband zur ökonomi-
schen und politischen Kooperation zwi-
schen Asien und Europa im Zeitalter der 
Globalisierung. Die Beiträge des eng-
lischsprachigen Bandes sind das Ergeb-
nis einer vom 16.-17. Oktober 2011 in 
Wildbad Kreuth durchgeführten Ta-
gung, die zahlreiche Experten zu diesem 
Thema versammelte und deren Beiträge 
für diese Veröffentlichung bis Mitte 2012 
noch aktualisiert wurden. Er umfasst 
vier große Themenfelder: (1) „Arten poli-
tischer Kooperation zwischen Staaten in 
Ostasien“, (2) „Die ökonomische Koope-
ration zwischen den Kontinenten“, (3) 
„Die Energiepolitik in Ost und West im 
21. Jahrhundert“ sowie (4) „Eine Fallstu-
die der politischen Wiedervereinigung: 
Wissenschaft und Wissenschaftsinstitu-

tionen“. Innerhalb dieses Rahmens wird 
ein Schwerpunkt auf die deutsch-korea-
nischen Beziehungen gelegt.

In einem einführenden Artikel stellt 
Jong Yun-Bae Nordkoreas Dilemma in 
seinen Beziehungen zum Süden des Lan-
des dar. Dabei charakterisiert er die Poli-
tik Nordkoreas als imperialistisch. Er 
zeigt, welch zentrale Bedeutung die Füh-
rungswechsel von Kim Il-Sung zu Kim 
Jong-Il sowie von diesem zu Kim Jong-
Un im Land des Personenkultes für die 
Stabilität der Diktatur hatten bezie-
hungsweise immer noch haben. (Die 
jüngste Säuberungsaktion Kim Jong-
Uns in seinem Führungsapparat konnte 
nicht mehr berücksichtigt werden). Für 
Yun-Bae ist Nordkorea in einem perma-
nenten Dilemma gefangen, da das Land 
einerseits von politischen und ökonomi-
schen Beziehungen zu China, aber auch 
einigen westlichen Staaten abhängig sei, 
sich aufgrund seiner idiosynkratischen 
Struktur andererseits aber beständig zu 
Maßnahmen staatsinterner Legitimi-
tätswahrung gezwungen sehe. Andreas 
Wilhelm erweitert die Perspektive in 
Richtung auf einen asiatischen Regiona-
lismus. In plausibler Weise erklärt er, 
warum die Europäische Union nicht als 
Rollenmodell für den asiatischen Inte
grationsprozess dienen kann. Zu hetero-
gen seien die kulturellen Grundlagen 
und zu intensiv der sicherheits- und geo-
politische Wettbewerb in Asien, um eine 
parallele Entwicklung von ökonomi-
scher und politischer Integration mittel-
fristig Realität werden zu lassen. Dazu 
fehlten dieser Region übergeordnete po-
litische Strukturen wie sie in Form der 
NATO und der OSZE in Europa vorhan-
den seien. Gottfried-Karl Kindermann 
zeigt in einem historischen Aufriss, dass 
mit dem chinesisch-taiwanesischen 
Konflikt ein weiterer Brandherd in Asien 

breiten Öffentlichkeit zu sachlich be-
gründeter Information verhelfen will. 
Ausgewählt wurden rund 330 Grundbe-
griffe aus Christentum und Islam. Sie 
reichen von „Abraham“ und „Blutra-
che“ über „Historisch-kritische Metho-
de“ und „Religionsfreiheit“ bis zu „Zeit-
rechnung“ und „Zinsen“. Wo immer 
sinnvoll, wurden sie jeweils von einem 
der zwanzig christlichen und einem der 
fünfzig muslimischen Autoren parallel 
in eigenständigen Artikeln bearbeitet. 
Dass hier mitunter auch begrifflich Pio-
nierarbeit zu leisten war, zeigt sich deut-
lich etwa an dem Artikel über die „Eins-
heit“ (S. 153) als Eigenschaft Gottes im 
Islam. Dass die Herausgeber auch theo-
logisch heißere Eisen nicht aussparen, 
zeigt sich exemplarisch an dem christli-
chen Beitrag zur „Trinität“, dem ein Ar-
tikel aus islamischer Perspektive zur Sei-
te gestellt ist, der die christliche „Vor-
stellung von der Trinität“ deutlich kriti-
siert und „diejenigen, die sich zu ihr be-
kennen, des Unglaubens […] beschul-
digt“ (S. 691). 

Bei der Gattung Lexikon bietet die 
Auswahl der aufgenommenen Lemmata 
meist die größte Angriffsfläche. So hät-
ten kritische Themenfelder wie „al-Qai-
da“, „Armenier“, „Barnabasevangeli-
um“, „Zölibat“ oder „Zwangsheirat“ 
durchaus eigene Artikel verdient. Ge-
samt gesehen, erscheint die Auswahl 
aber überwiegend stimmig und gelun-
gen. Zahlreiche Querverweise laden zu 
anregenden Seitensprüngen ein und 
helfen, die aufgesuchten Themen noch 
besser zu kontextualisieren. Mit der 
Auswahl der Autoren haben die Heraus-
geber allerdings eine Vorentscheidung 
getroffen, die zwar aus der Genese des 
Lexikon-Projekts begründbar ist, mit 
der aber eine deutliche Engführung ver-
bunden ist. Die muslimischen Autoren 

können überwiegend dem modernisie-
renden Flügel der islamisch-theologi-
schen Fakultät der Universität Ankara 
zugeordnet werden, mit dem die Eugen-
Biser-Stiftung – in deren Auftrag das 
Lexikon herausgegeben wurde – seit 
vielen Jahren eng zusammenarbeitet. 
Das breite Spektrum konservativer 
Muslime wird sich durch deren Islamin-
terpretation allerdings wenig vertreten 
fühlen. Darüber hinaus ist die türkisch-
islamische Theologie in der arabischen 
Welt kaum anerkannt, was die Gruppe 
potenzieller Rezipienten weiter ein-
grenzt. Ähnlich verhält es sich mit der 
Auswahl christlicher Autoren, die über-
wiegend im theologischen Umfeld der 
Denkschule des im März 2014 verstor-
benen Theologen Eugen Biser zu veror-
ten und an der Katholisch-Theologi-
schen Fakultät der Ludwig-Maximili-
ans-Universität München beheimatet 
sind. Das ist bei einer Publikation der 
Eugen-Biser-Stiftung zwar verständlich. 
Die Leser bekommen aber auch hier nur 
ein sehr ausgewähltes Segment des gro-
ßen Spektrums christlicher Theologie 
geboten. 

Die genannten Punkte ändern in der 
Summe jedoch nichts daran, dass mit 
dem „Lexikon des Dialogs“ eine ver-
ständnishemmende Leerstelle zielgrup-
pengenau und in beispielgebender Weise 
behoben wurde. Die zwei Bände sollten 
in keiner Bibliothek fehlen, weder in ei-
ner theologischen noch in einer politi-
schen. Das begriffliche Fundament für 
einen interreligiösen Dialog wurde mit 
ihnen kompetent gelegt. Eine Grundhal-
tung der Verständnisbereitschaft bei den 
Menschen, die diesen nun aktiv führen 
müssen, können sie nicht ersetzen.

PHILIPP W. HILDMANN 
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santer, aber weniger komparativer Bei-
trag in einem ansonsten dichten Über-
blick über die asiatisch-europäischen 
Beziehungen.

Der Sammelband ergänzt den Dis-
kurs zum in Deutschland vorherrschen-
den sicherheitspolitischen Diskurs zum 
Thema Asien, wie er in Deutschland 
beispielsweise von Sebastian Heilmann, 
Hans Maull und Martin Wagener ge-
führt wird, in sinnvoller Weise um die 
Dimension des Ökonomischen. Er ist 
nicht nur für Theoretiker und Praktiker 
mit dem Schwerpunkt Asien aufgrund 
seiner Faktendichte ein Muss, sondern 
auch Theoretikern der internationalen 
Beziehungen mit dem Fokus auf Regio-
nalismusprozesse sehr zu empfehlen. 

CHRISTOPH ROHDE 

Jochum, Georg / Fritzemeyer, 
Wolfgang / Kau, Marcel (Hrsg.): 
Grenzüberschreitendes Recht – 

Crossing Frontiers. Festschrift 
für Kay Hailbronner. Heidelberg: 

C. F. Müller 2013, 927 Seiten,  
€ 279,99.

Kaum ein anderer dürfte in vergleichba-
rer Weise die Entwicklung des Auslän-
der- und Asylrechts in den zurücklie-
genden Jahrzehnten so engagiert beglei-
tet und beeinflusst haben wie der Kons-
tanzer Rechtswissenschaftler Kay 
Hailbronner. In der jüngst erschienen 
Festschrift zu seinem 70. Geburtstag 
haben berufliche Weggefährten aus 

Wissenschaft, Justiz, Verwaltung und 
Praxis eine stattliche Anzahl wegwei-
sender Beiträge zusammengebracht. Zu 
den hochpolitischen Themen gehören 
das deutsche und europäische Auslän-
der- und Asylrecht, das Staatsangehö-
rigkeitsrecht, das Europa- und Völker-
recht sowie das Staats- und Verwal-
tungsrecht.

Die Migrationspolitik galt spätestens 
seit dem Entstehen von Nationalstaaten 
als ein Kernstück staatlicher Souveräni-
tät. Wer (und unter welchen Bedingun-
gen) einreisen, sich dauerhaft niederlas-
sen und sich einbürgern lassen konnte – 
das zu entscheiden galt lange als das un-
bestrittene Vorrecht des jeweiligen Nati-
onalstaates. Kaum ein Politikfeld hat sich 
in den zurückliegenden zwei Jahrzehnten 
mit einer solchen Dynamik verändert wie 
die Migrationspolitik innerhalb der Eu-
ropäischen Union. Das Schengener Über-
einkommen von 1985, die vollständige 
Abschaffung der Kontrollen an den Bin-
nengrenzen 1995 und die 2. Stufe des 
„Gemeinsamen Europäischen Asylsys-
tems“ 2013 markieren einen Prozess, der 
sich mit atemberaubender Geschwindig-
keit vollzogen hat: von der Zusammenar-
beit zwischen den Regierungen im Maas-
trichter Vertrag 1993 über die vollständi-
ge Vergemeinschaftung im Amsterdamer 
Vertrag 1999 bis zum Vertrag von Lissa-
bon 2009, mit dem auch für die Themen-
felder Einwanderung und Asyl das Mehr-
heitsprinzip eingeführt wurde. Europäi-
sches Parlament und Rat sind seitdem in 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren 
zentrale Akteure. Der Europäische Ge-
richtshof (EuGH) erlangte vollumfängli-
che Zuständigkeit. Das institutionelle 
Setting hatte sich damit innerhalb zweier 
Jahrzehnte grundlegend verändert. „Die 
transformierende Kraft der europäischen 
Integration für die staatsrechtlichen 

existiert, der rechtlich noch in keiner 
Weise gezähmt sei und welcher den ei-
gentümlichen asiatischen Dualismus 
von ökonomischer Kooperation und si-
cherheitspolitischem Antagonismus ge-
radezu idealtypisch widerspiegele.

Teil (2) des Bandes wird von Young-
Ryeol Park eröffnet, der die deutsch-ko-
reanischen Wirtschaftsbeziehungen in 
Bezug auf die Bereiche Handel und Di-
rektinvestitionen analysiert. Der Autor 
zeigt die zahlreichen Parallelitäten bei-
der Länder auf: die Erfahrungen eines 
geteilten Landes, eine hoch gebildete 
Population sowie eine starke internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit, die zahlrei-
che im Lande beheimatete Global Player 
impliziert. Seit einem Vierteljahrhun-
dert aber müsse Südkorea in einem we-
sentlich fragileren sicherheitspolitischen 
Umfeld agieren als Deutschland. Park 
sieht von koreanischer Seite noch erheb-
liches Wachstumspotenzial in den 
deutsch-koreanischen Beziehungen.

Südkorea verfügt über Freihandels-
abkommen sowohl mit den Vereinigten 
Staaten als auch mit der EU, die Südkore-
as Bruttosozialprodukt zukünftig ge-
schätzt um bis zu 5,6 % steigern könn-
ten, wie Ku-Hyun Jung in seinem Beitrag 
zeigt. In Bezug auf potenzielle Freihan-
delsabkommen Südkoreas mit China 
oder Japan fällt das Urteil Parks ambiva-
lent aus. Gerade gegenüber China seien 
die Risiken zunehmender Abhängigkeit 
abzuwägen mit den Chancen zusätzlich 
entstehenden Vertrauens. Jung zeigt, 
dass in ausgewählten Branchen wie der 
Informationstechnologie bereits hoch-
gradig interdependente Produktions-
netzwerke zwischen den ostasiatischen 
Ökonomien Südkorea, Japan, China und 
Taiwan bestehen. Unterschiedliche Mo-
delle regionaler Integration würden dis-
kutiert und spiegelten die Interessen der 

jeweiligen Akteure wider. Während Chi-
na ein engeres Modell „Asean+3“ präfe-
riere, wünschten Japan, Indien und die 
ozeanischen Staaten ein Schema „Asean 
+6“, um das absolute Gewicht Chinas 
besser relativieren zu können. Es wird 
deutlich, dass ökonomische und geostra-
tegische Überlegungen nicht vollständig 
separierbar und formale Institutionenbil-
dungen eher unwahrscheinlich sind.

Teil (3) behandelt die Energiepolitik 
der fortgeschrittenen Ökonomien Asi-
ens und Europas. Doowon Lee stellt die 
„grüne Wachstumsstrategie“ Südkoreas 
in ihrem Kontext dar. Er verweist dar-
auf, dass das Land aufgrund seiner ener-
gieintensiven Industrie einen sehr hohen 
Kohlendioxidausstoß verursachte und 
für die Ökologisierung seiner Ökono-
mie vorübergehend mit einem Wohl-
standsverlust rechnen müsse. Dieser 
zahle sich langfristig jedoch in Form 
qualitativen Wachstums und sinkender 
externer Kosten aus.

Harald Bergbauer wiederum stellt 
die politischen Kontextbedingungen der 
deutschen Energiewende nach Fukushi-
ma dar und verweist auf die in Europa 
einsame Entscheidung der deutschen 
Regierung – unterstützt von einer brei-
ten Öffentlichkeit, – die Atomenergie 
aufzugeben. Im Gegensatz zum Gros 
deutscher Wissenschaftler unterschied-
licher Disziplinen stellt er das Für und 
Wider des deutschen Atomausstiegs in 
differenzierter Weise dar. Der deutschen 
Politik weist er eine hohe Verantwortung 
zu, denn: Sollte der deutsche Weg der 
Energiewende funktionieren, würden 
andere Akteure folgen; sollte er schei-
tern, dann wäre damit wohl das Aus für 
die „Energierevolution“ besiegelt.

Ein wenig isoliert steht Teil (4) zur 
Wissenschaftspolitik im wiederverei-
nigten Deutschland dar – ein interes-
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Grundlagen der Mitgliedstaaten kann an 
kaum einem Bereich so deutlich studiert 
werden wie dem Migrationsrecht“, so 
Jürgen Bast in seinem einleitenden Bei-
trag. Das zeigt sich auch in der Schaffung 
der Unionsbürgerschaft, mit der die Mit-
gliedstaaten ihren Steuerungsanspruch 
gegenüber Staatsangehörigen der EU-
Mitgliedstaaten aufgegeben haben.

Kay Hailbronner hat immer wieder 
darauf hingewiesen, dass die deutsche 
und europäische Ausländerpolitik dar-
an krankt, dass es erhebliche Vollzugs-
defizite gibt. Die Erfahrung der vergan-
genen Jahrzehnte zeigt, dass mit der 
Zulassung von Personen zum Territori-
um eines demokratischen Rechtsstaates 
Mechanismen greifen, die es dem Staat 
sehr schwer machen, diese Personen  
– auch wenn sie keinen Schutzstatus zu-
gesprochen bekamen und ausreise-
pflichtig sind – wieder in ihre Her-
kunftsstaaten (oder aufnahmebereite 
Drittstaaten) zurückzuführen. Ursa-
chen sieht Christian Klos, Referatsleiter 
Ausländerrecht im Bundesministerium 
des Innern, „in der gestiegenen Komple-
xität des Rechtsrahmens, in überlangen 
Verfahren, in einer mangelhaften Per
sonalausstattung in Verwaltung und 
Justiz, in der verstärkten Öffnung von 
aufenthaltsrechtlichen Sonderzugängen 
und in einem stark gesunkenen Voll-
zugsinteresse politischer Entschei-
dungsträger“. Er sieht das „Aufenthalts-
recht vor dem Infarkt“. Hier gäbe es aus-
reichenden Anlass für interdisziplinäre 
Untersuchungen – an denen es bislang 
vollständig fehlt.

Der gesetzlich fixierte Anspruch der 
Migrationssteuerung wird auf diese 
Weise verfehlt. „Man kann die jüngere 
deutsche und europäische Migrations-
geschichte als Abfolge gescheiterter 
Steuerungsanliegen erzählen: Zahlrei-

che Gastarbeiter blieben dauerhaft in 
den Aufnahmestaaten; der Anwerbe-
stopp verhinderte nicht den weiteren 
Anstieg der Neuzugänge infolge des Fa-
miliennachzugs; Asylverfahren dienten 
als faktisches Einwanderungsregime; in 
zahlreichen EU-Mitgliedstaaten ist ille-
gale Migration bis heute verbreitet“, 
konstatiert Daniel Thym in seinem Bei-
trag. Da Staaten in ihrer Handlungsfrei-
heit kontinuierlich rechtlich einge-
schränkt werden, gelte es, grundrechtli-
che Anliegen und die „Migrationssteue-
rung im öffentlichen Interesse“ in einer 
Balance zu halten.

Der Band enthält eine Fülle informa-
tiver und politisch äußerst relevanter 
Beiträge. Wer die aktuelle rechtspoliti-
sche Debatte verfolgen will, dem sei die-
ses Werk nachdrücklich empfohlen. 

STEFAN LUFT 

Weidenfeld, Werner /
Wessels, Wolfgang 
(Hrsg.): Europa von  
A bis Z – Taschenbuch 
der europäischen  
Integration. Baden-
Baden: Nomos Verlag, 
13. Auflage, 2013,  
500 Seiten, € 19,90.

Dieses Werk ist ein Mittelding zwischen 
Lexikon und Sachdarstellung. Zur um-
fangreichen Einleitung wird die europä-
ische Einigung von der Situation der 
unmittelbaren Nachkriegszeit bis hin 
zur aktuellen „Baustelle Europa“ durch 

den Mitherausgeber, Prof. Weidenfeld, 
zusammenfassend referiert. Der Haupt-
teil bringt in längeren Einzelartikeln 
verschiedener fachlich ausgewiesener 
Autoren gründliche Informationen zu 
den europäischen Politikfeldern, darü-
ber hinaus auch zu Problemzusammen-
hängen, die die spezifische Bedeutsam-
keit erkennen lassen, die den Informati-
onen beizumessen ist. Wir haben also 
nicht nur ein „wissendes“, sondern auch 
ein „reflektierendes“ Lexikon vor uns, 
das uns noch dazu mit umfangreichen 
Angaben zur weiterführenden Literatur 
versorgt sowie mit Hinweisen auf die für 
den jeweiligen Artikel hinzuzuziehen-
den Rechtsgrundlagen. Den Abschluss 
bildet eine erfreulich ausführliche Chro-
nologie ab dem 19. September 1946 
(„Churchill ruft in Zürich zur Grün-
dung der Vereinigten Staaten von Euro-
pa auf“), die ab den 1990er-Jahren im-
mer detaillierter wird, und mit dem  
22.-25. Mai 2014 endet: „Die Wahlen 
zum Europäischen Parlament finden 
statt“.

Der Artikel „Europäische Identität“ 
etwa, verfasst von Prof. Heinrich Schnei-
der, einem der Altmeister der Reflexion 
über die europäische Integration, be-
ginnt mit der grundsätzlichen Darstel-
lung der Elemente kollektiver Identität, 
um diese dann auf den europäischen Fall 
anzuwenden. Es ist klar, dass derlei Wer-
ke nur von Autoren geschrieben werden, 
die der europäischen Integration das 
Beste wünschen. Das schließt jedoch 
Kritik im Einzelnen nicht aus. So greift 
Prof. Schneider den Artikel 21 Abs.1 des 
EUV auf, der statuiert, dass die EU den 
für sie maßgebenden Grundsätzen „auch 
weltweit zu stärkerer Geltung verhelfen 
will“. Da erhebt sich aber doch die Frage: 
Soll etwa die Welt „am europäischen 
Wesen genesen“? Andererseits verpflich-

tet sich die EU im selben Art. 21 auch 
ausdrücklich zu weltweiter Zusammen-
arbeit. Sie bedarf zu ihrer Identität also 
einerseits der Abgrenzung, was, wie 
Prof. Schneider einfließen lässt, als Prin-
zip schon von Aristoteles, Spinoza und 
Luhmann erkannt worden ist, anderer-
seits bedeutet ihre Abgrenzung aber kei-
nesfalls Feindschaft. Dieses Beispiel 
möge illustrieren, dass der nachdenkli-
che Leser, der über die Sachinformation 
hinaus weitere Anregungen sucht, in 
diesem Sachbuch-Lexikon durchaus auf 
seine Kosten kommt. 

Dem fortbestehenden Werkstattcha-
rakter des europäischen Projekts wird 
stets Rechnung getragen, etwa im Arti-
kel über die Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik bei der Darstellung 
der „Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik“ (Art. 42-46 EUV), 
für die der Vertrag von Lissabon ver-
schiedene Möglichkeiten der Beteili-
gung vorsieht: „Erst der weiterhin noch 
anstehende Praxistest, Präzisierungen 
hinsichtlich der Aufnahmekriterien und 
die Rolle der Europäischen Verteidi-
gungsagentur (Art. 45 EUV) werden die 
Brauchbarkeit dieses in der Reformde-
batte heftig umstrittenen Konzepts ei-
ner Ständigen Strukturierten Zusam-
menarbeit (SSZ) erweisen.“ Das klingt 
schon fast skeptisch. 

Ebenso im Abschnitt „Steuerpolitik 
bleibt nationale Kernkompetenz“, der 
den Artikel „Wirtschaftspolitik“ ab-
schließt, über das Projekt einer Finanz-
transaktionssteuer: „Die EU-Kommissi-
on hat dazu im Februar  2013 einen 
Richtlinienentwurf vorgelegt. Eine Eini-
gung darauf gestaltet sich aber selbst 
zwischen den elf Mitgliedsländern (die 
das Projekt im Wege der ‚verstärkten 
Zusammenarbeit‘ gemäß Art.  326  ff. 
EUV verfolgen) als schwierig, das Da-
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tum der tatsächlichen Einführung rückt 
immer weiter nach hinten.“

Problemlagen auch fundamentaler 
Art werden nicht beschönigt: „Die Be-
reitschaft in den Bevölkerungen der 
Mitgliedsstaaten, einen zwar finali-
tätsoffenen, aber auch durchaus kompe-
tenzhungrigen Integrationsprozess mit-
zutragen, hat seit den 1990er-Jahren 
sichtlich an Unterstützung eingebüßt.“ 
Allenfalls ist hier sprachlich anzumer-
ken, dass diese Bereitschaft die Unter-
stützung selbst ist, weshalb sie nicht „an 
Unterstützung einbüßen“ kann.

Dem Leser kann die Kompliziertheit 
der EU-Regelungswerke nicht erspart 
werden, doch mögen die voran gegean-
genen Textzitate verdeutlichen, dass die 
Autoren auf einen klar verständlichen 
Stil Wert legen, und dass sie, wenn sie 
Informationen mit eigener Wertung 
verbinden, was sehr anregend wirkt, 
den Unterschied zwischen beidem nie-
mals verwischen. 

Insgesamt ist das Werk den an-
spruchsvollen Europa-Interessierten 
sehr zu empfehlen – nicht umsonst er-
scheint es bereits in der 13. Auflage. Zu-
dem hat es den Vorteil, durch Untertei-
lung in einzelne Lemmata schneller 
und leichter zur gewünschten Informa-
tion zu führen als die monumental um-
fassende, diplomatiegeschichtlich un-
gemein ergiebige Darstellung von Wil-
fried Loth „Europas Einigung – eine 
unvollendete Geschichte“. Professor 
Loth geht an das Thema ja auch als His-
toriker heran, während „Europa von A 
bis Z“ politikwissenschaftlich orien-
tiert ist. Vielleicht sollte man beide 
Werke gleichzeitig und ergänzend zur 
Hand nehmen. 

Nur noch eine Anmerkung: In der 
Einleitung werden die Artikel-Über-
schriften nach Politikfeldern geordnet 

nacheinander aufgeführt. Noch schnel-
ler würde man die einzelnen Artikel fin-
den, wenn dabei schlicht die Seitenzahl 
notiert wäre.

bernd Rill 

Terhoeven, Petra:  
Deutscher Herbst in 
Europa. Der Linkster-
rorismus der siebziger 
Jahre als transnationales 
Phänomen. München: 
 Oldenbourg Wissen-
schaftsverlag 2014,  
712 Seiten, € 59,95.

Die Historikerin Petra Terhoeven kann 
für ihr Buch auf profunde Kenntnisse 
als Italien- und Terrorismusexpertin zu-
rückgreifen. Die Analyse verknüpft zwei 
Aspekte miteinander: die wechselvollen 
Beziehungen der deutschen und ita
lienischen radikalen Linken in den 
1960er- und 70er-Jahren und den Ein-
fluss der Viktimisierungsstrategie der 
RAF auf das Deutschlandbild jenseits 
der Alpen. Die Propaganda der deut-
schen Terroristen, sich zynisch zu Op-
fern der als nach wie vor „faschistisch“ 
diffamierten Bundesrepublik zu stilisie-
ren, fiel in Italien aufgrund der besonde-
ren Erfahrungen bezüglich des Aus-
gangs des Zweiten Weltkriegs auch au-
ßerhalb der Linken auf fruchtbaren Bo-
den und verstellte den Blick auf die eige-
ne faschistische Vergangenheit. Gezielt 
schürten deutsche Linksradikale die 

Angst vor einer angeblichen „Germani-
sierung“ der italienischen Gesellschaft. 
Der deutsche Terrorismus wurzelte in 
der 68er-Bewegung und ihrem organisa-
torischem Zentrum um Rudi Dutschke. 
Dessen „omnipräsente Agitation“ habe 
„insgesamt der Dämonisierung der bun-
desdeutschen Wirklichkeit Vorschub 
geleistet, die sich als durchaus folgen-
reich erwies. Wichtiger noch ist die Ent-
tabuisierung von Gewalt auch gegen 
Personen, die Dutschke stets nur aus 
strategischen, nicht prinzipiellen Erwä-
gungen heraus verworfen wissen woll-
te.“ (S. 80) Zusammen mit dem zum 
Ultralinken mutierten Verleger Giangia-
como Feltrinelli avancierte Dutschke 
zum Pionier eines transnationalen, radi-
kallinken Netzwerks. Plastisch schildert 
die Autorin, wie die Kontakte der bei-
den Leitfiguren dazu beitrugen, die 
Schwelle zu militanten Aktionen zu 
überschreiten. Dass Feltrinelli einmal 
mit einer Ladung Dynamit bei Dutsch-
ke ankam, ist an Symbolik nicht zu 
überbieten.

Für die erste Generation der RAF  
– ausgestattet mit einer „Kaufhausbrand-
stiftung“ als Referenz – erwies sich Itali-
en mit seinen vielfältigen militanten 
Gruppierungen als „Traumland der Re-
volution“. Die italienischen Linksradi-
kalen stachelten die Militanz der deut-
schen an. Umgekehrt speiste sich aus 
„dem Respekt vor der Entscheidung [der 
RAF], sich einer semi-faschistischen … 
Militärmaschine entgegenzustellen … 
ein Großteil des Nimbus, dessen sich 
der deutsche Linksterrorismus [in Itali-
en] sicher sein konnte.“ (S. 167 f.) Gleich-
wohl fanden die Sympathien Grenzen. 
Italienische Gruppen wie die Roten Bri-
gaden standen fest in der „proletari-
schen“ Tradition des dortigen Linksex
tremismus. Ihnen war das elitäre Kon-

zept der RAF suspekt. Auf der anderen 
Seite nahm die Bewegung 2. Juni mit 
der Lorenz-Entführung die „volksnähe-
re“ Strategie der Italiener ausdrücklich 
zum Vorbild. Für die RAF galt das nicht.

Stammheim – den Namen des Ge-
fängnisses, in dem sie einsaßen, – ver-
wandelten die RAF-Führer Andreas 
Baader und Gudrun Ensslin in ein Fanal 
ihrer Propaganda, die – teils aus Ohn-
macht, teils aus Größenwahn – vor al-
lem das Ausland zu erreichen suchte. In 
der Tat schafften sie es vor allem dort, 
die bundesrepublikanische Wirklich-
keit in ein Horrorbild zu verwandeln. 
Stammheim wurde „im In- und beson-
ders im Ausland zum Synonym einer 
typisch deutschen, perfekten Ver
nichtungsmaschinerie“. (S. 252) Ihren 
Selbstmord im Oktober 1977 inszenier-
ten die Häftlinge entsprechend als eine 
schlecht getarnte Hinrichtung. Promi-
nente wie der französische Philosoph 
Jean-Paul Sartre und RAF-Anwälte – al-
len voran Klaus Croissant – verbreite-
ten, wie Terhoeven trefflich analysiert, 
die RAF-Propaganda jenseits der Gren-
zen. Transnationale Justizkampagnen 
konstruierten eine „Logik der Vernich-
tung“, die „als in sich geschlossenes, 
selbstreferentielles System gar keiner 
Beweise … mehr bedurfte.“ (S. 425)

Terhoeven berücksichtigt auch das 
Handeln des Staates, insbesondere wäh-
rend der Entführung Hanns Martin 
Schleyers. Während im Inland das Ver-
ständnis gegenüber den Anti-Terror-
Maßnahmen deutlich überwog, habe es 
die Bundesregierung im Ausland schwer 
gehabt, sich zu rechtfertigen und gegen 
das Lügenkonstrukt der RAF zu vertei-
digen. Die in Deutschland nach „Moga-
dischu“ hoch gelobte GSG 9 stand in 
Italien schnell in einer Linie mit den 
paramilitärischen Organisationen der  
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NSDAP. Zwar teilte der italienische Re-
gierungschef Andreotti das deutsche 
Vorgehen gegen die RAF, er konnte es 
sich aber kaum leisten, dies öffentlich zu 
bekunden. Eine funktionierende 
deutsch-italienische Zusammenarbeit 
bei der Inneren Sicherheit scheiterte 
nicht zuletzt aus diesem Grund. Auch 
die Roten Brigaden standen unter Recht-
fertigungsdruck: Sie distanzierten sich 
von der Schleyer-Entführung und -Er-
mordung, taten es der RAF im Fall Aldo 
Moro aber gleich – einzig um wie die 
Deutschen internationale „Reputation“ 
zu gewinnen.

Das Buch zeugt von einer stupenden 
Kenntnis der Materie und besticht durch 
wohlüberlegte Argumentation. Viel-
leicht hätte die Autorin die minutiöse 
Analyse in einen breiteren Rahmen ein-
spannen sollen, um die Italien-Fixiert-
heit – der Titel täuscht darüber hinweg – 
zu lockern.

JÜRGEN P. LANG 

Kessl, Fabian / Polutta, 
Andreas / Ackeren, Isa-
bell / Dobischat,  
Rolf / Thole, Werner 
(Hrsg.): Prekarisierung 
der Pädagogik – Pädago-
gische Prekarisierung? 
Weinheim: Verlag Beltz 
Juventa 2014,  
224 Seiten, € 24,95.

Mit dem Begriff der Prekarisierung wird 
soziologisch ein Prozess der strukturel-
len Verunsicherung, vor allem in Bezug 
auf „Erwerbsverhältnisse“ beschrieben. 
Prekarität, so meint Pierre Bourdieu, hat 
bei dem, „der sie erleidet, tiefgreifende 
Auswirkungen“.

Die soziologische Rede von der „Pre-
karisierung“ kann als sensibilisierendes 
Konzept für gegenwärtig ganz unter-
schiedliche Entwicklungsdynamiken die-
nen, die allerdings in der erziehungswis-
senschaftlichen Diskussion bisher weitge-
hend unterbelichtet geblieben sind. Die 
Tendenz zur Prekarität und Prekarisie-
rung pädagogischer Berufe sind insbe-
sondere im Bereich der Sozialpädagogik 
und der Pädagogik der frühen Kindheit 
festzustellen. Die wörtliche Bedeutung 
des Begriffs „prekär“ ist „äußerst heikel, 
sehr unsicher“. Es geht um die Qualität 
von Geschäftsbedingungen und prekäre 
Berufswege in den erwähnten Bereichen. 
Auslöser dieses Sammelbandes ist eine 
Fachkonferenz der Deutschen Gesell-
schaft für Erziehungswissenschaft 
(DGfE), die im November 2011 an der 
Universität Duisburg-Essen stattgefun-
den hat. Die Fachtagung wurde von zwei 
Stiftungen und der Universität Duisburg-
Essen finanziell unterstützt.

Die Autorinnen und Autoren wollen 
mit ihren Kurzbeiträgen auf die prekä-
ren pädagogischen Handlungsfelder 
und die prekären Beschäftigungsver-
hältnisse aufmerksam machen. Sie un-
tersuchen die Bezüge von Pädagogik 
und Prekarität in den pädagogischen 
Berufsfeldern der Schule der Erwachse-
nen- und Weiterbildung, der Medienpä-
dagogik, der Sozialen Arbeit bzw. Sozi-
alpädagogik sowie der Pädagogik der 
frühen Kindheit. Selbstkritisch wird 
festgestellt, dass im Hinblick auf die Be-
ziehungen zwischen Theorie und Praxis 
hinsichtlich der Sozialen Arbeit als 
Handlungswissenschaft Probleme be-
stehen.

Die Beschäftigung in den sozialen 
Berufen erfolgt im Vergleich zu anderen 
Berufsgruppen besonders oft in Teilzeit-
arbeit und besonders häufig befristet. 
Mit Blick auf die Beschäftigungsverhält-
nisse scheinen die sozialen Berufe „Vor-
reiter“ eines Arbeitsmarkttrends zu 
mehr „Befristung und Teilzeittätigkeit 
zu sein“. Prekarität kann aus dieser Sicht 
zugleich der Preis des Wachstums auf 
dem Arbeitsmarkt sein.

Prekarität wirft zentrale Grundfra-
gen des Lernens und insbesondere der 
Weiterbildung auf. In der Realität der 
Weiterbildung greift der sich insgesamt 
verstärkende Trend zu einem „dualen 
Arbeitsmarkt“. Es gibt sogenannte 
„Stammbelegschaften“ und „Randbe-
legschaften“. Zu diesen gehören Zeitver-
träge, Probearbeitsverträge, geringfügig 
Beschäftigte, Jobber und freie Mitarbei-
ter auf Honorarbasis.

Ein markantes Beispiel ist die Ganz-
tagsschule. Statt regulär pädagogische 
Kräfte dauerhaft einzustellen, wird mit 
prekären Verhältnissen gearbeitet: Mi-
nijobs, Befristungen, Ein-Euro-Jobber 
und Ehrenamtliche.

Man spricht in den Bundesländern 
von den unterschiedlichen „Deregulie-
rungspraktiken“. Die Hochschulen bil-
den teilweise für einen zunehmend „pre-
kären Arbeitsmarkt aus“. Vor allem an 
hessischen Schulen werden bereits in 
größerem Umfang Pädagogen als Leih-
arbeiter eingesetzt.

Ein Vertreter der GEW plädiert in 
seinem Beitrag für einen Kodex „Gute 
Arbeit in der Wissenschaft“ und nennt 
fünf Kriterien. Er stellt zusammenfas-
send fest: „Wenn am Ende ein Wettbe-
werb der Wissenschaftseinrichtungen 
um die besten Arbeitsplätze und Karrie-
rewege für Wissenschaftler steht, ist das 
ein überfälliger Beitrag zur Verbesse-
rung der Qualität nicht nur der Beschäf-
tigungsbedingungen und Karrierewege 
in der Wissenschaft, sondern eben auch 
von Forschung und Lehre.“ Damit wird 
an die Exzellenzinitiative der Bundesre-
gierung und der DFG erinnert.

GOTTFRIED KLEINSCHMIDT 
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Masala, Carlo: Kenneth N. Waltz – 
Einführung in seine Theorie und 
Auseinandersetzung mit seinen 

Kritikern. Baden-Baden: Nomos-
Verlag, 2. Auflage, 2014,  

203 Seiten, € 24,00.

Dass 35 Jahre nach Erscheinen von 
Kenneth N. Waltz’ klassischem Werk 
„Theory of International Politics“ die 
Neuauflage eines deutschen Standard-
werks zu diesem Autor erscheint, ist ein 
würdiger Anlass. Unglücklicherweise 
aber gibt es noch einen aktuelleren An-
lass, denn Waltz ist im vergangenen 
Jahr verstorben. Mit seinem internatio-
nal weit rezipierten Ansatz des Struktu-
rellen Realismus hat er ein bleibendes 
Erbe hinterlassen, das im Fach der In-
ternationalen Beziehungen weltweit po-
larisiert – mit Ausnahme des Diskurses 
in Deutschland. Gerade das ist auch die 
Kritik des Verfassers Carlo Masala von 
der Universität der Bundeswehr in 
München an seinen Kritikern. Dieser 
moniert, dass der machtzentrierte An-
satz von Waltz in Deutschland vor-
schnell verworfen und lediglich mit 
meist unangebrachten und pauschali-
sierten Kritiken überzogen wurde. 
Mehr noch: Die geradezu reflexartige 
Kritik am Neorealismus gehört auch 
heute noch an vielen deutschen Univer-
sitäten zum guten Ton jeder For-
schungsarbeit. Dies führt Masala auf 
die historisch-psychologisch bedingte 
allgemeine Ablehnung machtzentriert-
realistischer Ansätze einerseits und die 
methodologische Präferenz für hand-

lungstheoretische und sprachanalyti-
sche Ansätze andererseits zurück.

Souverän stellt Masala den Struktu-
rellen Realismus von Waltz vor, wobei 
er mit dessem zentralen Werk „Man, the 
State and War“ von 1959 beginnt. In 
dieser Untersuchung zeigte Waltz die 
Grenzen des Klassischen Realismus von 
Hans Morgenthau und Reinhold Nie-
buhr auf, welche auf Basis einer meta-
physischen Vorstellung der menschli-
chen Natur zu lediglich intuitiven Er-
kenntnissen über das außenpolitische 
Verhalten von Staaten gekommen seien 
und damit maximal eine Theorie der 
Außenpolitik konstruiert hätten. Waltz 
hingegen komme es darauf an, aus der 
Struktur des internationalen Gesamt-
systems heraus Verhaltenskonstanten 
seiner einzelnen Akteure zu deduzieren 
und die Wirkungen des internationalen 
Systems darzustellen, die in Form von 
Handlungsbeschränkungen auf diese 
Akteure zurückwirken und ihrer Hand-
lungskontrolle weitgehend entzogen sei-
en. Damit reduziert er den Anspruch 
seiner Theorie darauf, die großen und 
wichtigen Dinge der internationalen Po-
litik zu analysieren – die relativen 
Machtrelationen zwischen Staaten – 
und aus selbigen eine „parsimoniale 
Theorie“ zu kreieren. Masalas Waltz-
Darstellung erfolgt in Form eines Dialo-
ges mit den Kritikern an zentralen Kate-
gorien des Waltzschen Ansatzes wie 
dessen Anarchiebegriff, Strukturkon-
zept, das Mächtegleichgewichtsver-
ständnis sowie seine Vorstellung eines 
einheitlichen Staates als zentralem Ak-
teur. Diese dialektische Vorgehensweise 
erweist sich als Vorteil gegenüber zahl-
reichen mühsamen Deskriptionen, die 
in diversen Lehrbüchern zum Struktu-
rellen Realismus vorzufinden sind. Ma-
sala antwortet dabei auf prominente 

Waltz-Kritiker wie Richard Ashley, Paul 
Schröder, Robert O. Keohane oder Ro-
bert Cox und zeigt, dass ein Großteil der 
Kritiken auf ontologischen Differenzen 
beruhen, die substanzielle inhaltliche 
Auseinandersetzungen verunmögli-
chen.

Gerade, um das Problem der Inkom-
mensurabilität unterschiedlicher Para-
digmen zu umgehen, schlägt Masala 
eine theoretische Komplementarität 
statt eines Nullsummenspiels vor. War-
um sollte es keinen „realistischen Kons-
truktivismus“ geben? Besonders origi-
nell ist Masalas Erkenntnis, dass sich 
die Vertreter des Neorealismus, deren 
Eigenanspruch eine wertfreie Analyse 
ist, selber besonders intensiv in aktuelle 
politische Debatten einmischen. So ha-
ben sich wenige Wissenschaftler so ve-
hement gegen den US-Interventionis-
mus im Irak eingesetzt wie die Realisten 
um John Mearsheimer und Steven Walt. 
Und mit The Coalition for A Realistic 
Foreign Policy haben sie im Jahre 2003 
sogar eine internetbasierte NGO ge-
gründet, um den außenpolitischen Dis-
kurs zu prägen. 

Aufgewertet wird Masalas Buch so-
wohl durch ein Geleitwort des „offensi-
ven Realisten“ John Mearsheimer als 
auch durch einen Epilog von Kenneth 
Waltz selber, in dem er seine besondere 
Art des Realismus in Abgrenzung zum 
Klassischen Realismus noch einmal ein-
drucksvoll darlegt: „The old realism is 
behavioral: good states produce good 
outcomes, bad states, bad ones. The 
new realism is structural: outcomes de-
pend not only, and often not mainly, on 
the quality of states, but also on variati-
on of the structure within which their 
actions appear.“ (S.179)

Der Neorealismus von Waltz ist wei-
terhin von Relevanz. Sogar in Deutsch-

land wurden in den letzten zwei Jahren 
fruchtbare empirische Anwendungen 
des Neorealismus vorgelegt – von Mar-
tin Reichinger (zum Irak-Krieg der USA 
von 2003) und von Reinhard Meier-
Walser (zum Bedrohungsfaktor Iran). 
Und international bildet Waltz’ Ansatz 
weiterhin den Ausgangspunkt extensi-
ver Forschung zur Frage der Dauerhaf-
tigkeit der US-Hegemonie einerseits 
und den regionalpolitischen Ambitio-
nen Chinas in Südostasien andererseits. 
Mit dieser Neuauflage hat Masalas gut 
gegliederte und zielgerichtete Analyse 
dem Wissenschaftspluralismus in 
Deutschland einen wichtigen Dienst er-
wiesen. Es bleibt zu wünschen, dass 
sein Buch eine Inspiration für viele For-
scher und Studierende bildet, Waltz’ ele-
gante Theorie eigenständig und vorur-
teilsfrei auf den Prüfstein zu stellen. 

CHRISTOPH ROHDE 
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Schmid, Bernhard:  
Die Mali-Intervention:  

Befreiungskrieg, Aufstands-
bekämpfung oder neokolonialer 
Feldzug? Münster: Unrast-Verlag 

2014, 158 Seiten, € 14,00.

Die gewaltsame Revolte der Tuareg, 
unterstützt von radikalen Islamisten im 
Norden Malis, erregte 2012 große Auf-
merksamkeit. Der in Paris lebende Dr. 
iur. Bernhard Schmid befasst sich in sei-
nem neuesten Buch mit der Frage: Ist die 
Mali-Intervention ein Befreiungskrieg, 
eine Aufstandsbekämpfung oder ein 
neokolonialer Feldzug?

Im ersten Kapitel führt Schmid auf 
das Thema hin und beleuchtet die Ge-
schichte Malis und die sozioökonomi-
schen Strukturdaten des Landes. Als 
Krisenursachen in Mali nennt er unter 
anderem die hohe Korruptionsrate und 
immer wiederkehrende Rebellenbewe-
gungen im Norden des Landes. Im zwei-
ten Abschnitt widmet sich der Experte 
einerseits der Ausbreitung der Tuareg-
Rebellen zusammen mit Jihadisten und 
andererseits der globalen Debatte über 
die Möglichkeiten einer Intervention in 
Mali. 

Im dritten und umfangreichsten Ka-
pitel beschreibt Schmid die Methoden 
der Terroristen näher. Auch geht er auf 
die wirtschaftlichen und politischen Be-
gründungen für die Intervention von 
Frankreich ein und schildert die natio-
nalen und internationalen Reaktionen 
auf diese. Zunächst versuchten die Jiha-
disten, Frankreich von einem Eingriff 

durch Geiselnahmen abzuhalten. Der 
Terror von den radikalen Islamisten lös-
te örtlichen Widerstand bei den Ein-
wohnern aus. Nach der französischen 
Intervention änderten die radikalen Isla-
misten ihre Strategie in Richtung eines 
Guerillakriegs. Frankreich hat nicht pri-
mär aufgrund der Rohstoffvorkommen 
in Mali interveniert; vielmehr wollte die 
ehemalige Kolonialmacht die Entste-
hung eines neuen Rückzugsorts für Ter-
roristen im Norden des Landes verhin-
dern.

Das vierte Kapitel beleuchtet in zwei 
Reportagen insbesondere die zwei 
Wahldurchgänge der Präsidentschafts-
wahl im Juli und August 2013. Schmid 
stellt die Kandidaten vor, unter ihnen ist 
Ibrahim B. Keïta, der neue Präsident 
Malis. 

Im fünften Kapitel wird ein vorläufi-
ges Fazit gegeben. Der Autor versucht 
darin die eingangs gestellte Frage: „Be-
freiungskrieg, Aufstandsbekämpfung 
oder neokolonialer Feldzug?“ zu beant-
worten. Dabei konstatiert er, dass „das 
letztliche Urteil bei den LeserInnen 
selbst“ liege (S.155). Er macht alle drei 
Konfliktelemente ausfindig: Der Begriff 
Befreiungskrieg trifft zu, da französi-
sche und malische Truppen den Norden 
des Landes von den Rebellen befreiten, 
jedoch keine Emanzipation der mali-
schen Bevölkerung stattfand. Ein Teil 
der radikalen Islamisten wurde ausge-
schaltet, dies kann als Aufstandsbe-
kämpfung angesehen werden. Aber es 
wurde keine soziale Revolte von der Be-
völkerung getragen. Als neokolonialer 
Feldzug kann die Intervention nur dann 
charakterisiert werden, wenn man da-
von ausgeht, dass die Rohstoffquellen 
und deren Ausbeutung die Ursache für 
den französischen Eingriff sind. In sei-
nem Fazit überhöht Schmid allerdings 

die Bedeutung der Rohstoffquellen Ma-
lis für Frankreich. Die Zukunftsaussich-
ten für Mali werden von Schmid nicht 
allzu positiv gesehen, da ungelöste Kon-
flikte fortbestehen.

Das Abkürzungsverzeichnis und die 
Einführung im ersten Kapitel erleich-
tern dem Leser den Einstieg in das The-
ma, wobei sich die Reihenfolge im Buch 
strikt nach dem zeitlichen Ablauf rich-
tet, so ist sichergestellt, dass nichts Ent-
scheidendes ausgelassen wird. Jedoch 
führt dies auch zu Verwirrung, da an 
einigen Stellen sprunghaft über ver-
schiedenste Facetten berichtet wird und 
es zum Teil beschwerlich ist, die einzel-
nen Bruchstücke richtig zusammenzu-
fügen. Der Autor gibt zusätzlich interes-
sante Seitenblicke in das relevante Ge-
schehen der Nachbarländer Malis. Er 
stellt seine persönlichen Erfahrungen 
dar und gibt die Informationen aus sei-
ner Perspektive wieder. Dies führt dazu, 
dass durch die Lektüre stark die subjek-
tiven Ansichten des Juristen vermittelt 
werden. Obwohl das Werk dadurch 
nicht als rein wissenschaftlich angese-
hen werden kann, bietet es umfassende 
Hintergrundinformationen über die 
Mali-Intervention.

In der Lektüre stechen besonders die 
Berichte über die Wahltage hervor, da 
diese aus einer reportageartigen Pers-
pektive beschrieben wurden. Dieses 
Stilmittel sorgt für eine gelungene Auf-
lockerung und gestaltet das Werk noch 
interessanter. Jedoch rückt dadurch die 
Präsidentenwahl in den Mittelpunkt des 
Buches und der eigentliche Schwer-
punkt, die Intervention durch Frank-
reich, wird in den Hintergrund ge-
drängt. Bernhard Schmids Buch ist so-
wohl für Einsteiger mit politischen und 
strukturellen Grundkenntnissen über 
Afrika als auch für Wissenschaftler ge-

eignete, die sich erweiterte Kenntnisse 
über die Krisenentstehung, ihren Ver-
lauf und der politischen Situation wäh-
rend der Präsidentschaftswahl in Mali 
aneignen möchten. 

MARINA MITTERMAIER 
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meinungsforum

In der Ausgabe 454 der Politischen Studien analysierte Prof.  
Dr. Christian Hacke in einem Beitrag die Bedeutung des Ersten 
Weltkrieges für den Aufstieg Amerikas zur Weltmacht (S. 66-73). 
Seine Betrachtungen, die vom amerikanischen Bürgerkrieg aus
gehen, veranlassten unseren Leser Prof. Dr. Reinhard R. Doerries 
zu einigen kritischen Einlassungen, die wir nachfolgend abdrucken, 
ebenso wie die Replik des Autors darauf.

Sie sind gerne eingeladen, an der Diskussion teilzunehmen.www.hss.de
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/// IM FOKUS

/// HelGA HAFtendoRn   Politische-Studien-Zeitgespräch zum Kampf um den nordpol

/// HelMut BRunneR   tierhaltung in der landwirtschaft

/// cHRiStiAn HAcKe   der erste Weltkrieg und Amerikas Aufstieg zur Weltmacht

EUROPA VOR DEN WAHLEN
 
Mit Beiträgen von 
Markus Ferber | Paul Kirchhof | Bernd Rill | Werner Weidenfeld 

Der Artikel über die Entwicklung der 
USA seit dem in der Tat sehr verlustrei-
chen Bürgerkrieg enthält eine Reihe von 
historischen Missverständnissen, die 
zwar in Deutschland zuweilen angebo-
ten werden, aber deshalb nicht weniger 
problematisch sind. Dabei geht es auch 
nicht um Aspekte der von deutschen Po-
litologen und Historikern schon mehr-
mals engagiert geführten Fachdiskussi-
on zum sogenannten Anti-Amerikanis-
mus. Hacke vertritt in seinem kurzen 
Beitrag einige Sichtweisen, die der Kor-
rektur bedürfen. 

So wird der Bürgerkrieg als Folge 
von „auseinanderdriftenden regionalen 
Interessen und kulturellen Unterschie-
den“ (S. 66) dargestellt, ohne dem Leser 
die wissenschaftlich längst aufgearbei-
teten immensen ökonomischen Unter-
schiede zwischen Plantagenwirtschaft 
(und Sklavenarbeit) und urbanisieren-

der Industrialisierung (und free labor) 
anzudeuten. Und ob „der Aufmarsch 
der Massenheere“ (S. 66) im Ersten 
Weltkrieg wirklich auf den strategi-
schen Erfahrungen der Amerikaner im 
Bürgerkrieg gründete? Nicht nur rein 
militärisch verlor Deutschland den Ers-
ten Weltkrieg jedenfalls bereits an der 
Marne, als der Vormarsch seiner Heere 
eher unerwartet endete. 

Ebenso waren die transatlantischen 
Beziehungen keinesfalls „bis zum Aus-
bruch des Ersten Weltkrieges von gerin-
ger Bedeutung“ (S. 69), sondern die Bezie-
hungen Washingtons zu London waren 
derartig bedeutungsvoll, dass der ameri-
kanische Kriegseintritt in vieler Hinsicht 
durchaus voraussehbar war. Dass Berlin 
das dennoch nicht erkannte und auch die 
Bedeutung der noch aus dem amerikani-
schen Revolutionskrieg stammenden ir-
gendwie besonderen Beziehungen zu 

Frankreich nicht wahrnahm, gehört seit 
fast einem Jahrhundert zur Diskussion 
über die deutsche Außenpolitik. 

Die USA sind natürlich auch nicht in 
den Ersten Weltkrieg eingetreten, weil 
„deutsche U-Boote drei amerikanische 
Schiffe versenkt hatten“ (S. 71), sondern 
weil die deutsche Regierung schon zu 
Beginn des Krieges beschloss, im noch 
neutralen Amerika einen Sabotagekrieg 
gegen Industrieanlagen und die interna-
tionale Schifffahrt zu führen (dazu 
Woodrow Wilsons Rede zur Kriegser-
klärung am 2. April 1917). „Den Weg 
der USA in den Ersten Weltkrieg“  
(S. 70) ganz ohne Nennung des Zim-
mermann Telegramms zu erörtern, ist 
wohl auch mehr als erstaunlich. Schließ-
lich hatte Deutschland Mexico ein Mili-
tärbündnis gegen die USA angeboten. 

Die dann von Hacke genannten Fol-
gen des Krieges können nur als vollkom-
men unverständlich bezeichnet werden: 
„Kein Wunder, dass nach 1919 in den 
USA Antisemitismus, Anti-Katholizis-
mus und Fremdenfeindlichkeit um sich 
griffen“ (S. 71). In Versailles gewannen 
vor allem, wie Hacke es ausdrückt, „die 
Machtinteressen der Sieger“ (S. 72) viel-
leicht, gleichwohl doch nicht ganz über-
raschend so kurz nach dem von 
Deutschland und seinem Generalstab 

diktierten Frieden von Brest-Litowsk. 
Der „Selbstzerfleischungsprozess“ Eu-
ropas, aus Hackes Sicht eine Folge des 
amerikanischen Isolationismus, fand, 
entgegen seiner Feststellung, aber nicht 
„1945 seinen traurigen Höhepunkt“  
(S. 73), sondern 1945 brachte, vor allem 
als Folge des amerikanischen Kriegsein-
satzes, das Ende des Zweiten Weltkriegs 
und des Holocaust. 

Anders als 1918/1919 beschlossen 
die Amerikaner, in Europa zu bleiben 
und den Neuanfang zu fördern. Die Ent-
wicklung der Einwanderernation USA 
von einer englischen Kolonie zur Welt-
macht war natürlich begleitet von zahl-
losen Widersprüchlichkeiten und Rück-
schlägen. Die in diesem Artikel den Le-
sern der Politischen Studien angebotene 
Beschreibung der amerikanischen Au-
ßenpolitik (S. 73) erscheint dagegen 
kaum noch vertretbar: „nicht selten [...]
Selbstüberschätzung, Vernachlässigung 
historischer Gegebenheiten und die 
Missachtung der Interessen anderer 
Völker begleiten seitdem [seit Woodrow 
Wilson] die übereifrige Außenpolitik 
der amerikanischen Weltmacht.“

PROF. DR. REINHARD R. DOERRIES, 
Nürnberg

 

/// Leserbrief
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Herr Kollege Doerries verweist dan-
kenswerterweise auf einige wichtige Er-
gänzungen zu meinem Beitrag über den 
Ersten Weltkrieg und Amerikas Auf-
stieg zur Weltmacht.

Es ist der Knappheit des Textes und 
dem Schwerpunkt des Ersten Weltkrie-
ges geschuldet, dass nicht näher auf die 
Bedeutung der „immensen ökonomi-
schen Unterschiede zwischen Planta-
nenwirtschaft und Sklaverei (im Süden) 
und der urbanisierenden Industrialisie-
rung (im Norden)“ hingewiesen wurde.

Zum Zweiten gibt es natürlich ein 
Bündel von Gründen, die zum Kriegs-
eintritt der USA führten, dazu gehören 
auch die Punkte, die Herr Kollege Doer-
ries dankenswerterweise ergänzt hat.

Die von mir angedeuteten innenpoli-
tischen Folgen des Krieges schließen ei-
nen verstärkten Anti-Semitismus, Anti-
Katholizismus und Fremdenfeindlich-
keit mit ein – das wird auch Herr Kolle-
ge Doerries konzidieren. Aber insgesamt 
gesehen sind natürlich die von mir im 
Folgenden erwähnten widersprüchli-
chen Wirkungen von größerer Wichtig-
keit: Wirtschaftliche Stärkung, aber 
auch angestiegener Isolationismus.

Natürlich waren die Folgen des ame-
rikanischen Engagements nach dem 
Zweiten Weltkrieg für Westeuropa und 
den Westen Deutschlands segensreich, 
wer wollte das bezweifeln? Wenn wir je-
doch nach Lateinamerika, nach Asien, 
Afrika und den Nahen Osten blicken, 

/// Antwort

dann erscheint meine Beschreibung 
durchaus vertretbar, selbst wenn Herr 
Doerries ihr nicht zustimmen mag: 
„Wilsons Botschaft, ‚the world must be 
made safe for democracy‘, formuliert 
seitdem universale Ansprüche. Diese 
sind von großer Anziehungskraft, zeiti-
gen aber auch nicht selten fatale Folgen: 
Selbstüberschätzung, Vernachlässigung 
historischer Gegebenheiten und die 
Missachtung der Interessen anderer 
Völker begleiten seitdem die übereifrige 
Außenpolitik der amerikanischen Welt-
macht.“

Dass Herr Kollege Dorries diese Ein-
schätzung als „kaum noch vertretbar“ 
deklariert, ist sein gutes Recht. Aber er 
verkürzt mit Absicht meinen Text, um 
mir kritische Einseitigkeit zu unterstel-
len. Doch erkläre ich deutlich, dass die 
amerikanische Außenpolitik im Grund-
satz von großer Anziehungskraft ist. Fai-
rerweise hätte er den Satz vollständig zi-
tieren sollen, anstatt ihn nur auf den 
zweiten Teil der „fatalen Folgen“ zu re-
duzieren. Diese Vorgehensweise ist nicht 
nur unwissenschaftlich, sondern damit 
versucht er, meine Beurteilung einseitig 
zu diskreditieren. Ich überlasse das end-
gültige Urteil jedoch dem geschätzten 
Leser, der den Text im Gesamtzusam-
menhang zu beurteilen weiß.

PROF. DR. CHRISTIAN HACKE,  
Hammoor
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